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Unfallversicherung Kennzahlen der DGUV

Gewalt am 
Arbeitsplatz



nur die spektakulären Fälle schaff en es in die Nach-
richten: „Sachbearbeiterin im Jobcenter erstochen“ 
oder „Erneut Busfahrer angegriffen“. Tätliche An-
griff e am Arbeitsplatz sind zum Glück die Ausnah-
me, sie machen nur zwei Prozent aller gewalttätigen 
Übergriff e auf Beschäftigte aus. Aber Gewalt hat viele 
Gesichter, am häufi gsten wird sie verbal ausgeübt: 
Mehr als zwölf Prozent der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer erleben nach einer Erhebung des Sta-
tistischen Bundesamtes Beleidigungen in ihrem Ar-
beitsumfeld. 

Wir wissen, dass solche Erlebnisse für die Betrof-
fenen schwerwiegende Folgen haben können. Im 
schlimmsten Fall – je nach Art der ausgeübten Ge-
walt – sogar die Arbeitsunfähigkeit. Die gesetzliche Unfallversicherung nimmt deshalb 
ihren Auftrag sehr ernst, Beschäftigten und Betrieben Unterstützung bei der Prävention 
und bei der Bewältigung der Folgen von Gewalt anzubieten. 

Bestimmte Berufsgruppen sind aufgrund verschiedener Risikofaktoren besonders ge-
fährdet. Dazu zählen zum Beispiel Menschen, die alleine arbeiten, Beschäftigte in Pfl e-

geeinrichtungen, in der Sozialarbeit oder im Werttransport. 

Berufsgenossenschaften und Unfallkassen haben deshalb bran-
chenspezifi sche Programme erarbeitet, mit deren Hilfe Unter-
nehmen ein verbessertes Sicherheitskonzept für ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter umsetzen können. Wichtig ist vor allem, 
dass Maßnahmen – seien sie baulich, organisatorisch oder per-
sonenbezogen – nicht punktuell bleiben, sondern systematisch 
aufeinander aufbauen. Zu diesem Ergebnis kommt auch die Stu-
die „Arbeitsbelastungen und Bedrohungen in Arbeitsgemein-

schaften nach Hartz IV“ (abba), die die gesetzliche Unfallversicherung in Jobcentern 
durchgeführt hat. 

Gerade verbale Gewalt spielt sich häufi g im Verborgenen ab. Jedes Unternehmen sollte 
deshalb bestrebt sein, ein vertrauensvolles Klima zu schaff en, das es Betroff enen er-
möglicht, Hilfe zu suchen. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung kann zum Beispiel 
eine Grundsatzerklärung gegen Gewalt sein. Sicher werden Übergriff e nie ganz verhin-
dert werden können, aber es gibt viele Möglichkeiten, Risiken zu vermindern. 

Mit den besten Grüßen
Ihr 

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Gerade verbale Gewalt spielt 
sich häufig im Verborgenen 
ab. Jedes Unternehmen sollte 
deshalb bestrebt sein, ein 
vertrauensvolles Klima zu 
schaffen, das es Betroffenen 
ermöglicht, Hilfe zu suchen.“

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
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Bundestag 
ebnet Weg für 
Neuorganisation

Der Bundestag hat im Juni 2013 
den Gesetzentwurf zur Neuorgani-
sation der bundesunmittelbaren 
Unfallkassen, zur Änderung des 
Sozialgerichtsgesetzes und zur Än-
derung anderer Gesetze (BUK-NOG) 
beschlossen. Die Zustimmung des 
Bundesrates steht noch aus. 

Mit dem Gesetzentwurf wird der 
Prozess der Straff ung und Moderni-
sierung der gesetzlichen Unfallver-
sicherung weiter fortgesetzt. Nach 
zahlreichen gewerblichen Berufs-
genossenschaften fusionieren nun 
auch die bundesunmittelbaren Un-
fallkassen. Ein entsprechendes Kon-
zept dazu hatten die betroffenen 
Selbstverwaltungen vorgelegt. 

Die Unfallkasse des Bundes fusi-
oniert zum 1. Januar 2015 mit der 
Eisenbahn-Unfallkasse zur „Unfall-
versicherung Bund und Bahn“, die 
Unfallkasse Post und Telekom geht 
zum 1. Januar 2016 mit der Berufsge-
nossenschaft für Transport und Ver-
kehrswirtschaft zur gewerblichen 
„Berufsgenossenschaft Verkehrs-
wirtschaft Post-Logistik-Telekom-
munikation“ zusammen. 

Das BUK-NOG schafft die gesetzli-
chen Grundlagen für die Fusionen. 
Für die Zeit bis zu den nächsten So-
zialwahlen werden Übergangsrege-
lungen getroff en, insbesondere zu 
den Bereichen Selbstverwaltung, 
Geschäftsführung, Personal und 
Haushalt. (siehe auch: BT-Druck-
sache 17 / 12297). 

Reale „Lebensretter“ geben der neuen 
Plakataktion der Verkehrssicherheitskam-
pagne „Runter vom Gas“ ihr Gesicht: Ein 
Feuerwehrmann, ein Rettungssanitäter 
und eine Ärztin wenden sich mit Appel-
len zu den Themen „Nüchtern am Steu-
er“, „Keine Ablenkung“ und „Anschnal-
len“ direkt an die Verkehrsteilnehmer. 
„Alle drei geben täglich ihr Bestes, um 
Unfallopfern zu helfen und deren Leben 
zu retten. Niemand weiß besser, welche 
dramatischen Folgen leichtfertiges Ver-
halten im Straßenverkehr haben kann“, 
erklärte Bundesverkehrsminister Dr. Pe-
ter Ramsauer. 

Die drei Protagonisten wurden aus zahl-
reichen Bewerbern ausgewählt. „Wir 
konnten für diese Aktion auf unser breites 
Netzwerk an Mitgliedern zurückgreifen. 
Wir möchten mit der aktuellen Plakatstaf-
fel auch die lebenswichtige Tätigkeit der 
Einsatzkräfte würdigen, die oft sogar 
ehrenamtlich geleistet wird“, sagte Dr. 
Walter Eichendorf, Präsident des Deut-
schen Verkehrssicherheitsrates: „Das En-
gagement dieser Menschen ist enorm.“ 

Rettungskrä� e geben neuen Autobahnplakaten 
ein Gesicht

Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer (links), Dr. Walter Eichendorf, Präsident 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates (DVR) (rechts), und das Gesicht des neuen 
„Runter vom Gas“-Plakatmotivs „Ärztin“, Dr. Insa Matthes, Chirurgin am Unfallkranken-
haus Berlin
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Oberfläche von Nanomaterialien entscheidet 
über ihre Wirkung
Ob und wie Nanomaterialien die Ge-
sundheit beeinträchtigen, hängt nicht 
nur von deren Größe, sondern auch von 
der Gestaltung ihrer Oberfl äche ab. Dies 
ist eine wichtige Erkenntnis der Ab-
schlusskonferenz des Verbundprojektes 
„Nanostrukturierte Materialien – Gesund-
heit, Exposition und Materialeigenschaf-
ten“ (nanoGEM), die am 12. und 13. Juni 
im Bundesinstitut für Risikobewertung 
(BfR) in Berlin stattfand. Nach den Ergeb-
nissen von nanoGEM, an dem die Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA) beteiligt war, bedeutet 
„Nano“ nicht automatisch auch toxisch. 
Neben der Größe sind noch viele weitere 

Faktoren dafür verantwortlich, ob ein Ma-Faktoren dafür verantwortlich, ob ein Ma-
terial gesundheitsschädigende Wirkungen terial gesundheitsschädigende Wirkungen 
hat oder nicht. 

nanoGEM liefert wichtige Erkenntnisse nanoGEM liefert wichtige Erkenntnisse 
zur Identifi zierung von Eigenschaften der zur Identifi zierung von Eigenschaften der 
Nanoteilchen. Sind diese Eigenschaften Nanoteilchen. Sind diese Eigenschaften 
identifi ziert und klassifi ziert, vereinfacht identifi ziert und klassifi ziert, vereinfacht 
das die notwendigen Risikobeurteilungen das die notwendigen Risikobeurteilungen 
deutlich und für die Risikobewertung sind deutlich und für die Risikobewertung sind 
Gruppierungen auf der Basis bestimmter Gruppierungen auf der Basis bestimmter 
physikalisch-chemischer Eigenschaften physikalisch-chemischer Eigenschaften 
möglich. Solche Kriterien können dann möglich. Solche Kriterien können dann 
auch bei der Entwicklung von neuen auch bei der Entwicklung von neuen 
Nanomaterialien berücksichtigt werden, Nanomaterialien berücksichtigt werden, 
um ihren Einsatz sicherer zu gestalten.um ihren Einsatz sicherer zu gestalten.
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BGN hil�  Hochwassergeschädigten
Besonders Hoteliers, Gastronomen, Bäcker
und Konditoren sowie Fleischereibetriebe
sind von den verheerenden Auswirkun-
gen des Hochwassers betroff en. Sie alle
sind bei der Berufsgenossenschaft Nah-
rungsmittel und Gastgewerbe (BGN) 
versichert. In Abstimmung mit den Vor-
sitzenden von Vorstand und Vertreterver-
sammlung ermöglicht die BGN ein schnel-

les Handeln: „Wir können den betroff enen 
Unternehmen eine Beitragsstundung an-
bieten. Zudem werden wir, sofern jemand 
mit Beiträgen bei uns im Rückstand ist, 
die Vollstreckung unserer Forderungen 
aussetzen. Damit leisten wir den uns mög-
lichen Beitrag, um die betroff enen Unter-
nehmen in einer existenzbedrohenden Si-
tuation nicht noch fi nanziell zu belasten“, 

erklärt Klaus Marsch, Hauptgeschäftsfüh-
rer der BGN. Voraussetzung ist die Vorlage 
einer Betroff enenbescheinigung der jewei-
ligen Stadt oder Kommune, die bestätigt, 
dass das Unternehmen vom Hochwasser 
geschädigt ist. 

Weiterhin beraten Aufsichtspersonen 
der BGN in den betroff enen Gebieten auf 
Wunsch Unternehmen zu den Themen 
Sicherheit und Gesundheitsschutz beim 
Wiederaufbau oder bei erforderlichen 
Sanierungen.

Fo
to

: f
ot

ol
ia

.d
e /

 M
. K

la
w

itt
er

 

!
Für Unternehmen, die vom Hochwasser 
betro� en sind und Fragen zu ihren 
Beiträgen haben, hat die BGN eine Hotline 
unter der Telefonnummer 0621 / 4456-1581 
eingerichtet. Sicherheitstechnische 
und arbeitsmedizinische Beratung 
speziell zu Fragen des Wiederau� aus 
oder der Sanierung gibt es unter der 
Hotline 0621 / 4456-3517.
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DGUV erhält Zerti� kat zum audit berufundfamilie
Bei einer Festveranstaltung in Berlin ist 
die DGUV am 26. Juni mit dem Zertifikat 
zum „audit berufundfamilie“ ausgezeich-
net worden. Insgesamt erhielten 304 Ar-
beitgeber diese Auszeichnung für eine 
strategisch angelegte familienbewusste 
Personalpolitik. Darunter waren 161 Unter-

nehmen, 106 Institutionen und 37 Hoch-
schulen. Vergeben wird die Auszeichnung 
von der berufundfamilie gGmbH, einer Ini-
tiative der gemeinnützigen Hertie-Stiftung. 
Das Audit steht unter der Schirmherrschaft 
von Bundesfamilienministerin Dr. Kristina
Schröder und Bundeswirtschaftsminister

Dr. Philipp Rösler und wird von den 
führenden deutschen Wirtschaftsverbän-
den BDA, BDI, DIHK und ZDH empfohlen. 
Es unterstützt Arbeitgeber darin, Unter-
nehmensziele und Mitarbeiterinteressen 
in eine tragfähige, wirtschaftlich attraktive
Balance zu bringen.

Preis für die beste Medienproduktion

Filme und Multimedia-Anwendungen 
sind ein wichtiges Instrument im Arbeits-
schutz. Sie sensibilisieren Beschäftigte für 
Gefahren und unterstützen den Wissens-
transfer. Die Macher von Medien müssen 
ständig auf dem Laufenden bleiben, denn 
Sehgewohnheiten und technische Mög-
lichkeiten entwickeln sich permanent 
weiter. Was ist heute aktuell? Wie wer-
den Präventionsbotschaften in anderen 
Ländern vermittelt? Antworten auf diese 
Fragen und einen spannenden Blick über 

den Tellerrand bietet das Internationale 
Medienfestival für Prävention, das von 
den IVSS-Sektionen „Elektrizität“ und 
„Information“ ausgerichtet wird. Es fi ndet
während des XX. Weltkongresses für Si-
cherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
vom 24. bis zum 27. August 2014 in Frank-
furt am Main statt. 

Die besten Medienproduktionen werden 
mit dem International Media Award for 
Prevention ausgezeichnet. Zugelassen 
sind Medien zum Thema Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit, die seit Januar 
2010 produziert wurden. Es können Filme 
oder Multimedia-Anwendungen in allen 
Formen eingereicht werden, wie zum Bei-
spiel Webclips, Web-TV, Mobisodes, Ani-

mationen, Fiktionen, Dokumentationen, 
TV-Spots, interaktive Medien oder Web-
seiten. Einreichen können Unfallversiche-
rungsträger, Unternehmen und Instituti-
onen, die ein entsprechendes Medium in 
Auftrag gegeben haben, sowie Agenturen
und Filmschaffende, die es produziert 
haben. Die Preisverleihung findet beim 
XX. Weltkongress 2014 in Frankfurt am 
Main statt.

Zerti� katsverleihung: Für die DGUV nahm Maren Hanfeld (Stabsbereich Politik, Berlin) (1. Reihe, 2. v. l.) das Zerti� kat zum 
audit berufundfamilie entgegen.
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Anmeldung
Die Anmeldung erfolgt ausschließlich 
online unter www.safety2014germany.
com / imfp. Einsendeschluss ist der 
31. Januar 2014. Die Anzahl der Einsen-
dungen ist nicht begrenzt.
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Trainings für Verkehrssicherheit gibt es 
schon lange. Noch relativ neu sind hinge-
gen Fahrsicherheitstrainings, die spezi-
ell für die Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen konzipiert wurden. 

Die Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) hat 
vom 12. bis zum 14. Juni 2013 sechs Roll-
stuhlfahrer auf ihren Verkehrsübungs-
platz im brandenburgischen Rheinsberg 

eingeladen. In Zusammenarbeit mit dem 
Auto Club Europa e. V. (ACE) fand dort ein 
zweieinhalbtägiges Training statt. 

Die Teilnehmer lernten alles, was auch 
in normalen Fahrtrainings gelehrt wird, 
wie etwa Fahrzeugbeherrschung in Kur-
ven oder Bremsen auf glatten und un-
terschiedlichen Fahrbahnbelägen. Zu-
sätzlich wurden spezielle Themen für 
Menschen mit Behinderungen behandelt, 
etwa wie ein Rollstuhl am besten im Fahr-
zeug gesichert werden kann. Menschen 
mit einer Querschnittslähmung müssen 
noch mehr auf einen ergonomischen Sitz 
achten. Die Anforderungen an die Ergono-
mie wurden deshalb intensiv diskutiert.

Impressionen von Christian Lärz
Die Unfallkasse Thüringen (UKT) hat einen Kunstkalender 
für das Jahr 2014 mit mundgemalten Landschaftsaquarellen 
des Künstlers und UKT-Versicherten Christian Lärz herausge-
geben. Ein schwerer Verkehrsunfall durchkreuzte 2001 Lärz’ 
Pläne, Grafi k und Design zu studieren. Durch die Verletzung 
der Halswirbelsäule zog er sich eine Querschnittlähmung 
zu. Seither begleitet die UKT den jungen Mann. Im Rahmen 
der Betreuung stellte sich heraus, dass Christian Lärz sehr 
kreativ und kunstbegabt ist. Die UKT vermittelte ihm einen 
erfahrenen Kunstpädagogen und finanziert die Kosten für 
seinen Unterricht. Seine künstlerische Entwicklung prägte 
vorwiegend Keuchenius, der Leiter der Heidelberger Schule 
für Kunst. Lärz’ beeindruckende Aquarelle waren bereits in 
einigen Ausstellungen zu sehen. 

Verkehrssicherheit für Menschen mit Behinderungen
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Informationen über die nächsten 
Fahrtrainings � nden Sie unter 
www.bgetem.de. Für Beschä� igte und 
Unternehmer der Mitgliedsunternehmen 
der BG ETEM sind sie kostenfrei. 

!
Bei Interesse an dem Kalender steht Stephanie Robus (stephanie.robus@ukt.de) von der UKT als Ansprechpartnerin zur Verfügung. 

Foto: Unfallkasse Thüringen
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VBG für Innovationen 
in der Rehabilitation 
ausgezeichnet 
Die gesetzliche Unfallversicherung VBG 
hat für ihr Konzept zur arbeitsplatzbezoge-
nen Rehabilitation ein Zertifi kat mit Aus-
zeichnung im Rahmen des IVSS-Preises
für gute Praxis in Europa 2013 erhalten. 
Der Preis wird alle drei Jahre von der In-
stitution Internationale Vereinigung für 
Soziale Sicherheit (IVSS) verliehen. Sie 
würdigt damit Institutionen für vorbild-
hafte Praktiken im Bereich der sozialen 
Sicherheit. Ausgezeichnet wurde die VBG 
für die Konzeption und Umsetzung ihrer 
„Arbeitsplatzorientierten Muskuloskele-
talen Rehabilitation (AOMR)“. Ziel des Re-
habilitationskonzepts ist es, nach einem 
Arbeits- oder Wegeunfall durch Therapie- 
und Trainingsinhalte, die an den Anfor-
derungen des konkreten Arbeitsplatzes 
ausgerichtet werden, die schnellstmög-
liche Rückkehr dorthin zu ermöglichen. 
Das Gesamtkonzept diente als Grundla-
ge für die bundesweite Etablierung einer 
„Arbeitsplatzbezogenen Muskuloskele-
talen Rehabilitation (ABMR)“ durch den 
Spitzenverband, die Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV). 

Personalnetzwerk hat sich gegründet 
Verantwortliche für Personalentwicklung 
in der gesetzlichen Unfallversicherung 
und Mitglieder des Beirates Personalent-
wicklung der DGUV-Akademie haben das 
Personalnetzwerk „PE Net UV“ gegrün-
det. Auf einer Kick-off-Veranstaltung in 
Hennef sagte Manfred Breitbach, stell-
vertretender Geschäftsführer und Perso-
nalleiter der Unfallkasse Rheinland-Pfalz 
und einer der Initiatoren des Projektes: 
„Jede Bewegung beginnt im Kopf. Wir ha-
ben eine Vision, eine Mission: Heute sind 
wir mit dem Ziel hier, Rahmenbedingun-

gen dafür zu schaff en.“ Die Personalent-
wickler wollen Erfahrungen austauschen, 
stärker kooperieren und Strukturen ent-
wickeln, um auf neue Herausforderungen 
besser reagieren zu können. Dazu zählen 
zum Beispiel politische Entwicklungen 
wie das Unfallversicherungsmodernisie-
rungsgesetz, der demografi sche Wandel 
und die erforderliche Rekrutierung qua-
lifi zierter Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. „Die breite Altersspanne der teilneh-
menden Personalentwickler unterstützt 
den konstruktiven Austausch und macht 

deutlich, dass alle von einer intensiven 
Kooperation profi tieren. Jüngere und äl-
tere Kolleginnen und Kollegen ergänzen 
sich wunderbar“, betonte Joachim Dokter,
Berufsgenossenschaft Energie Textil Elek-
tro Medienerzeugnisse (BG ETEM). Zudem 
könnten die Versicherungsträger von der 
Zusammenarbeit mit der Akademie profi -
tieren. Außerdem sollen die Erfahrungen 
der Personalentwickler bei der konzepti-
onellen Planung verschiedener Bildungs-
gänge einfl ießen. 

Stellvertretend nahm Susan Riedel vom Rehabilitationsstab der VBG die Auszeichnung 
in Istanbul auf dem Regionalforum für soziale Sicherheit in Europa von Errol Frank Stoové,
dem Präsidenten der IVSS, entgegen.
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Weitere Informationen: ilka.woelfle@esip.org; eva-marie.hoe� er@dguv.de

Ende Mai hat die EU-Kom-
mission ihre Empfehlung 
zum nationalen Reformpro-
gramm Deutschlands 2013 
veröff entlicht. Deutschland 
hatte im April sowohl sein 
Stabilitätsprogramm für 
den Zeitraum 2013 bis 2017 
vorgelegt als auch sein na-
tionales Reformprogramm 
für 2013. In Bezug auf das 
Stabilitätsprogramm be-
scheinigt die EU-Kommissi-
on Deutschland insgesamt 
einen soliden Haushalt 
und bewertet die Defi zit- und Schulden-
standziele als realistisch. Bisher erziel-
te Einsparungen im Gesundheits- und 
Pfl egebereich seien jedoch nicht ausrei-
chend. Zur Verbesserung der Effi  zienz 
schlägt die Kommission vor, Prävention, 
Rehabilitation und die selbständige Le-
bensführung stärker in den Mittelpunkt 

zu stellen. Daneben schöpfe Deutsch-
land Einnahmequellen durch Steuern 
nicht genügend aus. Dies gelte vor al-
lem für die ermäßigte Mehrwertsteuer; 
Hier sollte Deutschland die Besteuerung 
auf eine breitere Grundlage stellen. Als 
Folge aus einer solchen Reform würden 
für die gesetzliche Sozialversicherung 

in Deutschland allerdings 
erhebliche Mehrkosten er-
wachsen (näheres hierzu: 
www.dguv.de > Webcode: 
d167046).

Nach Ansicht der Kommis-
sion sollte auch, neben ei-
ner Verbesserung der Steu-
er- und Sozialabgaben für 
Minijobs und deren lang-
fristige Umwandlung in 
dauerhafte Beschäftigungs-
verhältnisse, die öff entliche 
Auftragsvergabe transpa-

renter und wettbewerbsorientierter aus-
gestaltet werden. Empfehlungen sprach 
die Kommission auch für die anderen 
27 Mitgliedstaaten aus. Im Mittelpunkt 
stehen dabei Hinweise zur Effi  zienz, Zu-
gänglichkeit sowie Qualität vor allem 
bezogen auf Gesundheits-, Pfl ege- und 
Rehabilitationsleistungen. 

Kommission emp� ehlt Reformen im Gesundheitswesen

Um den Arbeits- und Gesundheitsschutz 
in Europa weiter zu verbessern, hat die 
EU-Kommission Ende Mai eine öff entli-
che Befragung eröff net, welche Themen 
aus Sicht von Bürgern, Experten sowie 

Organisationen und Institutionen von 
besonderer Bedeutung sind. Ziel ist he-
rauszufi nden, ob im Anschluss an die 
Europäische Arbeitsschutzstrategie 
2007 – 2012 eine neue Strategie für den 
Zeitraum 2013 bis 2020 eingeführt wer-
den und welche Kernthemen sie zum 
Inhalt haben soll. Der zuständige Kom-
missar Laszlo Andor hat hierzu bereits 
Herausforderungen bei kleineren und 
mittleren Unternehmen, die Entwick-
lung genauerer Überwachungsinstru-
mente sowie die Sicherheit und Gesund-
heit älter werdender Erwerbstätiger als 
Themen ins Spiel gebracht. 

Grundlage der Entscheidung für eine 
neue Strategie soll der Evaluations-
bericht der Arbeitsschutzstrategie 

2007 – 2012 sowie das Ergebnis der ge-
rade eröffneten dreimonatigen Befra-
gung der Öffentlichkeit sein. Da der 
Evaluationsbericht eine neue Strategie 
von 2013 bis 2020 empfi ehlt, dürfte das 
Ergebnis der nun eingeleiteten Konsul-
tation von Interesse sein. Die Meinung 
öff entlicher Behörden und Einrichtun-
gen, der Sozialpartner sowie Organisa-
tionen und Experten aus dem Arbeits- 
und Gesundheitsschutz ist dabei für die 
Kommission von besonderem Interesse. 
Öff entliche Konsultationen sind derzeit 
das Mittel der Kommission, die Meinun-
gen aller interessierten und betroff enen 
Seiten einzuholen. Diese haben so die 
Möglichkeit, sich frühzeitig zu bestimm-
ten politischen Fragestellungen und 
Prozessen zu positionieren. 

Ö� entliche Konsultation zum Arbeitsschutz
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Gewalt (am Arbeitsplatz)

Grundlage, (Aus-)Wirkungen und 
Präventionsmöglichkeiten
Konflikte gehören zu unserem Alltag dazu – erst wenn der konstruktive Umgang damit misslingt, 
kann es zu Gewalt kommen. Die möglichen Folgen sind ebenso vielfältig, können aber bis zur 
Erwerbsunfähigkeit reichen. Wichtig ist es deshalb, die Organisation auf eventuelle Vorfälle vorzu-
bereiten und dabei die Erfahrungen der Unfallversicherungsträger zu nutzen.
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Vom Konflikt zur Gewalt
Das Handeln von Menschen ist grundsätz-
lich dadurch gekennzeichnet, dass es ein 
oder mehrere Motiv(e) verfolgt, also ein 
Interesse daran besteht, ein bestimmtes 
Ziel zu erreichen. Seit jeher leben Men-
schen zudem nicht allein, sondern in 
Gruppen. Folglich sind Situationen, in 
denen sich die Interessen und damit die 
zu verfolgenden Ziele unterscheiden, 
unvermeidlich. Solange sich diese Inter-
essen nicht im Wege stehen, kann jeder 

seinem Interesse nachgehen und es pas-
siert nichts weiter. Wenn aber doch, dann 
entsteht ein Konfl ikt. Das ist völlig normal 
und liegt in der Natur der Sache. Entschei-
dend ist, wie mit dieser Situation umge-
gangen wird. Bei einer angemessenen und 
konstruktiven Herangehensweise an den 
Konfl ikt wird ein Weg gefunden, mit dem 
alle Beteiligten leben können. Gelingt dies 
nicht, kann es zu einer Eskalation des 
Konfl ikts kommen, die sich als Aggression
oder Gewalt äußern kann.

Von besonderer Bedeutung für die Unfall-
versicherung ist eine solche Eskalation 
dann, wenn sie im Rahmen der Arbeits-
tätigkeit vorkommt. Dies wird als Gewalt 
am Arbeitsplatz bezeichnet. Die Interna-
tionale Arbeitsorganisation (ILO) defi niert 
Gewalt am Arbeitsplatz als „jede Hand-
lung, Begebenheit oder von angemesse-
nem Benehmen abweichendes Verhalten, 
wodurch eine Person im Verlauf oder in 
direkter Folge ihrer Arbeit schwer belei-
digt, bedroht, verletzt, verwundet wird.“

Gewalt am Arbeitsplatz kann also in un-
terschiedlichen Formen auftreten und 
wird von der Art der Gewalt (selbstgerich-
tet, zwischenmenschlich, kollektiv) sowie 
dem Charakter der Gewalt (physisch, se-
xuell, psychisch) bestimmt (WHO-Typolo-
gie der Gewalt). 

Die Europäische Agentur für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
(EU-OSHA) hat sich mit einer Einteilung 
zwischenmenschlicher Gewalt am Arbeits-
platz befasst und kommt zu folgenden
Kategorien:
• unhöfl iches Verhalten – mangelnder 

Respekt gegenüber anderen
• körperliche oder verbale Gewalt – 

Absicht, jemanden zu verletzen
• Überfälle, Übergriff e Dritter – 

Absicht, jemanden zu schädigen

Gewalt in Zahlen
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
konstatiert in ihrem Weltbericht „Gewalt 
und Gesundheit“ die globale Bedeutung 
von Gewalt für das Gemeinwesen und 
führt aus, dass jedes Jahr etwa 1,6 Milli-
onen Menschen durch Gewalt sterben. 
Diese Zahl umfasst dabei alle der be-
schriebenen Arten und Charaktere von 
Gewalt vom Suizid über Gewalt am Ar-
beitsplatz bis hin zu kriegerischen Ausei-
nandersetzungen.

Auf Gewalt am Arbeitsplatz bezogen stellt 
sich die Situation in Deutschland und Eu-
ropa auf der Grundlage des europaweit 
und repräsentativ durchgeführten Euro-
pean Working Conditions Survey (EWCS, 
2010) wie in Abbildung 1 dar. ▸

Fo
to

: f
ot

ol
ia

.d
e /

 en
do

st
oc

k

„Die gesundheitlichen Folgen 
von Gewalt am Arbeitsplatz 
hängen mit der Art der 
verübten Gewalt zusammen. 
Neben physischen Schäden 
bei körperlicher Gewalt, ist
bei Opfern jeder Art von 
Gewalt mit psychischen Folgen 
zu rechnen, die sehr unter-
schiedlich ausfallen können.“
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Die Ergebnisse zeigen, dass ein beträcht-
licher Teil der Befragten von Gewalt am 
Arbeitsplatz betroffen ist. So waren in 
Deutschland von den 40,8 Millionen Er-
werbstätigen (Daten für 12 / 2010, Statis-
tisches Bundesamt) umgerechnet rund 
fünf Millionen von verbaler Gewalt in 
Form von Beleidigungen betroff en. Auch 
EU-weit führt die verbale Gewalt am Ar-
beitsplatz die Statistik an, gefolgt von 
Drohungen und Mobbing. Physische Ge-
walt steht mit einem Anteil von weniger 
als zwei Prozent am Ende. Damit wird 
deutlich, dass sich das Gewaltgesche-
hen weitestgehend auf solche Ereignis-
se konzentriert, die abseits der großen 
öffentlichen Aufmerksamkeitserregung 
stattfi nden. Auch die Zahlen der Unfall-
versicherungsträger zu den meldepfl ichti-
gen Arbeitsunfällen geben einen Einblick 
in das Gewaltgeschehen am Arbeitsplatz. 
So ist im Zeitraum 2010 zu 2011 die Zahl 
der gemeldeten Arbeitsunfälle aufgrund 
von „Gewalt, Angriff oder Bedrohung“ 
um gut 3.000 zurückgegangen. Darunter 
fallen jedoch auch Angriff e von Hunden 
auf Postboten oder anderer Tiere im Ve-
terinärwesen.

Bezogen auf die meldepflichtigen Ar-
beitsunfälle, bei denen „Schockzustän-
de erlebnisreaktiver / psychischer Art“ als 
Hauptursache angegeben werden, hat 
sich der Anteil im gleichen Zeitraum von 
13 auf 20 Prozent erhöht (DGUV, 2010, 
2011). Hier besteht zudem das Problem, 
dass Arbeitsunfälle erst ab einer Abwe-
senheit von drei Tagen meldepflichtig 
werden und kürzere Abwesenheiten oder 

Spätfolgen nicht erfasst sind. Diese Zah-
len bieten aber auch so ausreichend An-
lass, dass sich die Unfallversicherungs-
träger und die DGUV weiterhin aktiv in 
diesem Feld engagieren.

Was passiert, wenn es passiert ist?
Das Erleben von Gewalt am Arbeitsplatz 
kommt für die Betroff enen meist unvor-
bereitet. In der Situation wird der Betrof-
fene ein „Opfer“, was ungewollt geschieht 
und nicht planbar war. Die Reaktion der 
Betroff enen ist es somit auch nicht. Nicht 
zu vernachlässigen ist die Tatsache, dass 
zwischen Täter und Opfer eine Beziehung 
entsteht, die durch das jeweilige Verhal-
ten wechselseitig beeinflusst wird. Auf 
den Verlauf eines eskalierenden Konfl ikts 
kann somit sowohl der Täter als auch das 
Opfer einwirken. 

Die gesundheitlichen Folgen von Gewalt 
am Arbeitsplatz hängen mit der Art der 
verübten Gewalt zusammen. Bei körper-
licher Gewalt können bei den Opfern phy-
sische Schäden entstehen. Daneben ist 
bei den Opfern jeder Art von Gewalt mit 
psychischen Folgen zu rechnen, die sehr 
unterschiedlich ausfallen können. Neben Abbildung 1: Vergleich verschiedener Gewaltformen in Deutschland und der EU
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der zu erwartenden Stressreaktion in der 
Gewaltsituation als kurzfristiger Erschei-
nung können auch weiterreichende Stö-
rungen auftreten. 

Das Spektrum reicht hier von Motivations- 
und Identifi kationsverlusten am Arbeits-
platz, der Entstehung von Angstgefühlen 
bezogen auf den Arbeitsplatz oder ähnli-
chen Situationen bis hin zu somatischen 
Beschwerden. Selten, aber dennoch mög-
lich, sind schwerwiegende Folgeerschei-
nungen wie eine Depression oder post-
traumatische Belastungsstörung. 

Letztlich kann ein Akt der Gewalt am Ar-
beitsplatz im schlimmsten Fall dazu füh-
ren, dass Beschäftigte nicht mehr an dem 
ursprünglichen Arbeitsplatz eingesetzt 
werden können oder sogar berufsunfähig 
werden. Damit es nicht so weit kommt, 
sind alle Beteiligten gut beraten, sich früh-
zeitig der Thematik zu widmen und wirksa-
me Vorsorgekonzepte zu erarbeiten.

Was kann man tun?
Wesentlicher Bestandteil einer wirksamen 
Vorsorge ist neben der Einhaltung der 
rechtlichen Bestimmungen zu Sicherheit 
und Gesundheit die eindeutige Positio-
nierung der Unternehmens- oder Verwal-
tungsleitung, zum Beispiel in Form einer 
Grundsatzerklärung gegen Gewalt. Das 
Vorsorgekonzept sollte zudem angemes-
sene Maßnahmen enthalten, um Bedro-
hungssituationen möglichst zu vermei-
den oder wenigstens darauf reagieren zu 
können. Das TOP-Schema bietet Orientie-
rung für die Ableitung von Maßnahmen.
Diese reichen von der ausreichenden Be-
leuchtung und Fluchtmöglichkeiten über 
Zugangskontrollsysteme bis hin zu einem 

internen Notfallschema und der regelmä-
ßigen Unterweisung der Mitarbeiter.

Was bleibt ist die Erkenntnis, dass man 
Gewalt am Arbeitsplatz nicht komplett 
verhindern kann, aber es gibt viele Mög-
lichkeiten, das Risiko zu senken und die 
Organisation auf einen möglichen Vorfall 
vorzubereiten. Es liegt in der Verantwor-
tung der Beteiligten, diese Möglichkeiten 
zu nutzen.

Die Prävention von Gewalt am Arbeits-
platz, aber auch die Rehabilitation und 
Kompensation davon Geschädigter, war 
und ist eine wichtige Aufgabe der gesetz-
lichen Unfallversicherung. Dieses Schwer-
punktheft beleuchtet verschiedene Aspek-
te dieses bedeutenden Anliegens. Claudia 
Drechsel-Schlund und Dirk Windemuth 
skizzieren die wichtige Schnittstelle von 
Prävention und Rehabilitation. Hierzu lie-
gen inzwischen eine Reihe gemeinsam er-
arbeiteter Schriften vor, die das konzepti-
onelle Ineinandergreifen beider Bereiche 
betonen und beschreiben.

Jasmine Kix und Roland Portuné erläu-
tern die Grundlagen sowie die möglichen 
Ansätze der Gewaltprävention und be-
schreiben kurz die Arbeit des hierfür zu-
ständigen Sachgebiets des Fachbereichs 
Gesundheit im Betrieb. Außerdem wer-
den spezifi sche Bereiche und die dort not-
wendigen präventiven Herangehenswei-
sen beschrieben. So befassen sich Katrin 
Päßler und Jan Hetmeier mit den Beson-
derheiten der öffentlichen Verwaltung. 
Auf die Situation im öff entlichen Perso-
nennahverkehr, von dem Medien immer 
dann intensiv berichten, wenn es zu spek-
takulären Geschehnissen gekommen ist, 

konzentrieren sich Rainer Erb und Anne 
Gehrke. Gleichermaßen aufsehenerregen-
de Fälle gab es in den letzten Jahren im 
schulischen Bereich. Andrew Orrie und 
Manuel Ahrens befassen sich mit diesem 
wichtigen Bereich der Prävention von 
Gewalt und konkretisieren unter anderem 
auf der Grundlage der Daten der polizeili-
chen Kriminalstatistik die aktuelle Situati-
on, die durch einen Rückgang einschlägi-
ger Fälle gekennzeichnet ist. Sicher auch 
ein Resultat erfolgreicher Prävention. ●

Autoren

Fo
to

: P
riv

at

Christian Pangert
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Gesundheit, Abteilung Sicherheit 
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Tabelle 1: Maßnahmen Gewaltprävention

Baulich-technische Maßnahmen Organisatorische Maßnahmen Personenbezogene Maßnahmen

•  sicherheits- und gesundheitsgerechte 
Arbeitsumgebungs bedingungen

•  sicherheits- und gesundheitsgerechte 
Arbeitsplatz-/Raumgestaltung 

•  geeignete Arbeitsmittel und 
Schutzausrüstungen 

•  Zutrittskontrollsysteme
•  Alarmsysteme
•  Rettungs- und Fluchtwege 

•  Beurteilung von Arbeitsbedingungen, 
auch bei der Planung von Arbeitsplätzen

•  Verständigung zur Unternehmenskultur / 
Grundsatzerklärungen („zero tolerance“)

•  Standards / Leitlinien zum Thema Konflikte / 
Übergri� e

•  dokumentiertes Notfallmanagement- 
und Nachsorgekonzept 

•  Unterweisung
•  Benennung von psychologischen Erstbetreuern
•  Ansprechpartner für den Notfall sind 

bekannt und können genutzt werden
•  Vermeidung von Überlastungs- / 

Überforderungssituationen
•  Förderung der kollegialen Unterstützung
•  Überprüfung der Arbeits abläufe auf 

Hindernisse und Mängel
•  Abbau von Mängeln in der innerbetrieblichen 

Kommunikation 
•  Beschwerdemanagement

•  Quali� zierung von Beschä� igten 
und Führungskrä� en 
− fachlich
− Deeskalation
− Kommunikation
− Gesprächsführung
− Stressbewältigung
− gesunde Führung
− psychologische Erstbetreuung
− Rechte und Pflichten

•  Beratungsangebote, zum Beispiel 
Supervision 

•  Verständigung über Einstellungen, Werte 
und Regeln des Umgangs miteinander

•  Verständigung über Verhaltensweisen in 
konfliktha� en Situationen

•  Maßnahmen der Eigensicherung

ie Situationen, in denen es häufi -
ger zu Beschimpfungen, Übergrif-
fen oder Gewalttaten kommt, sind 

in der Regel bekannt oder vorhersehbar. 
Auch Risikofaktoren und gefährdete Be-
rufsgruppen sind bekannt. Dazu gehören 
zum Beispiel 
• der Umgang und der Transport von 

Geld und Wertsachen,
• Arbeit in Bildungseinrichtungen 
• Alleinarbeit, zum Beispiel in der 

Sozialarbeit, im Inkasso und 
Gerichtsvollzug,

• der Kontakt mit psychisch kranken 
Personen / Patienten,

• der Kontakt mit Menschen, die unter 
dem Einfl uss von Alkohol und Drogen 
stehen,

• Unternehmen, deren Organisation 
und / oder Produkte zu Aggressionen 
bei Kunden führen können.

Zu den Folgen von Übergriff en zählen Ver-
letzungen, akute Belastungsreaktionen, 
posttraumatische Belastungsstörungen, 
Fehlzeiten, Demotivation, Angst und 
reduzierte Leistungsfähigkeit. Sowohl für 
Opfer als auch für Unternehmen können 
weitreichende Folgen inklusive Folge-
kosten entstehen. 

Gefährdungen kennen
Im Unternehmen ist Vorsorge von zentraler
Bedeutung. Bei der Planung von Arbeits-
plätzen und Tätigkeiten sowie bei der 
regelmäßigen Beurteilung von Arbeits-
bedingungen sollen Gefährdungen durch 
Übergriff e berücksichtigt werden. Dafür 
liegen erprobte Erhebungsverfahren vor. 
Wenn Risikofaktoren bekannt sind, sind 
diese umfassend zu bewerten. Unterneh-
men sollten nicht in die Situation kom-
men, erst Maßnahmen zu ergreifen, nach-
dem es bereits zu Übergriff en und Folgen 
gekommen ist. 

Nichts sehen, nichts hören, nichts sagen? 

Sensibilität und Haltung zählt
Respektlosigkeiten, Beschimpfungen, Bedrohungen, Übergri� e und Gewalt am Arbeitsplatz 
gefährden Sicherheit und Gesundheit von Beschä� igten – in einigen Branchen und Einrichtungen 
überdurchschnittlich. Die Unfallversicherungsträger unterstützen Betriebe dabei, den Umgang 
mit Gewalt und Übergri� en im Arbeitsschutz zu berücksichtigen.

D
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Umfassende Prävention 
Bei entsprechender Sensibilität und Hal-
tung lassen sich innerbetrieblich Ursa-
chen von Übergriff en und Gewalt gewöhn-
lich noch einigermaßen gut erkennen 
und beeinfl ussen. Aber auch Einwirkun-
gen durch Kunden sind, entgegen häufi -
ger Meinungen, durch das Angebot und 
die Organisation eines Unternehmens zu 
beeinfl ussen – zum Schutze der Beschäf-
tigten. 

Maßnahmen müssen nach Möglichkeit 
an den Ursachen von Gefährdungen an-
setzen. Technische und organisatorische 
Maßnahmen haben dabei im Sinne des 
Arbeitsschutzgesetzes Vorrang vor perso-
nenbezogenen Maßnahmen. 

Bei der Umsetzung von Maßnahmen sind 
die besonderen Umstände des Unterneh-
mens zu berücksichtigen. In Tabelle 1 ist 
eine beispielhafte Zusammenstellung dar-
gestellt. 

Sachgebiet „Psyche und Gesundheit 
in der Arbeitswelt“
Psyche und Gesundheit sind generell – und 
damit natürlich auch im Arbeitsleben –
auf vielfältige Art und Weise miteinander 
verknüpft. Zeitgemäße Präventionskon-
zepte, die sich an den hierzu relevanten 
rechtlichen Hintergründen, vor allem je-
doch am Stand der Arbeits- und Sozial-
wissenschaften orientieren, tragen die-
sen Umständen Rechnung. Die DGUV hat 
deswegen in Absprache mit den Trägern 
der Unfallversicherung in Deutschland 

die Neukonstituierung des Sachgebietes 
„PuGidA“ vorgenommen, das neben drei 
weiteren Sachgebieten zum neuen Fach-
bereich „Gesundheit im Betrieb“ gehört.

Dieses Sachgebiet ist insbesondere für 
folgende Themenfelder zuständig:

• psychische Belastung und 
Beanspruchung,

• Stress am Arbeitsplatz,
• Führung,
• Konfl iktmanagement, Mobbing, 

Gewalt am Arbeitsplatz, Trauma-
prävention,

• Erkrankungen und die Bedeutung 
psychischer Einfl ussfaktoren (zum 
Beispiel MSE).

Vertreter einer großen Zahl der Unfall-
versicherungsträger erarbeiten hier ge-
meinsam Materialien und fördern den 
Austausch zu bewährten Konzepten und 
Lösungen. In entsprechender Projektar-
beit ist dabei auch die sehr praxisnahe 
Publikation „Trauma – Psyche – Job: Ein 
Leitfaden für Aufsichtspersonen“ entstan-
den (DGUV 2012).

Fazit 
Bei den Unfallversicherungsträgern hat 
das Thema Gewaltprävention einen ho-
hen Stellenwert gewonnen. Bei entspre-
chender Sensibilität und Haltung kann 
viel unternommen werden – die Zusam-
menarbeit der Fachleute im Sachgebiet 
PuGidA wird weiter fortgeführt. ●
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Referentin Arbeitspsychologie, Prä-
ventionsstab, stellvertretende Leiterin 
des Sachgebietes „Psyche und Ge-
sundheit in der Arbeitswelt“ der VBG
E-Mail: jasmine.kix@vbg.de
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Roland Portuné 
Fachbereich Arbeitspsychologie, KC 
Wissenscha� liche Fachreferate, Leiter 
des Sachgebietes „Psyche und Ge-
sundheit in der Arbeitswelt“ der BG RCI
E-Mail: roland.portune@bgrci.de

Mediensammlung Psychotrauma, eine 
Übersicht über die Medien der Unfallver-
sicherungsträger unter www.dguv.de

Alles für den Kunden? Arbeitsbelastungen 
und Bedrohungen an Arbeitsplätzen mit 
Kundenkontakt (DGUV 2012).

Trauma – Psyche – Job: Ein Leitfaden für 
Aufsichtspersonen (DGUV 2012).

◂  Folgen von traumatischen Ereignissen 
können reduziert oder gar vermieden 
werden.
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mmer häufiger kommen psychisch 
und sozial auffällige Kinder in die 
Schule. Schulen können solche Auf-

fälligkeiten oder gar krisenhaften Ent-
wicklungen verstärken; zugleich haben 
sie aber auch wie keine andere Organisa-
tion ein ausgeprägtes Potenzial, ausglei-
chend zu wirken. 

Auf der Suche nach Halt
Aggressive Kinder sind ständig auf der Su-
che. Sie wollen wahrgenommen werden, 
dazu gehört, Bedeutung zu haben und für 
andere wichtig sein. Ganz besonders aber 
suchen sie nach erwachsenen Bezugsper-
sonen, auf die sie sich verlassen können, 
die sich für sie interessieren und an sie 
glauben. Erwachsene, die ihnen etwas 
geben, das sie zur Ruhe kommen lässt: 
Halt. Haltlose Kinder befi nden sich in ei-
nem ständigen Stressbewältigungspro-
zess, weil ihnen die sichere emotionale 
Bindung fehlt. Das mindert Bildungsleis-
tungen und fördert Aggressionen.

Keine Entspannungstechnik erreicht bei 
Kindern einen so wirksamen beruhigen-
den Eff ekt wie das vertrauensvolle Gefühl 
der Geborgenheit in einer Gruppe. Dazu 
gehört auch ein klarer Orientierungsrah-
men mit transparenten Vorgaben und 
konsequenter Durchsetzung.

Bei Kindern im Grundschulalter lassen 
sich soziale und emotionale Bedürfnis-
se noch sehr gut kompensieren. Wird 
dies versäumt und verfestigen sich uner-
wünschte Verhaltensweisen im Zuge der 
Bedürfnisdefizite bis in die Jugendzeit, 
müssen aufwendige Maßnahmen ergriff en 
werden, die zugleich weit weniger erfolg-
versprechend sind. Gewaltprävention in 
der Schule sollte daher so früh wie mög-
lich einsetzen. Sie hat dann Aussicht auf 

Erfolg, wenn sie sich nicht auf das Gewalt-
verhalten beschränkt, sondern Kinder in 
ihrer emotionalen und sozialen Entwick-
lung unterstützt. Aus der Kriminalitäts-
forschung ist bekannt, dass vor allem ei-
ne erfolgreiche soziale Einbindung dafür 
sorgen kann, Delinquenz zu verhindern. 

Bindung und soziale Geborgenheit
Die „Schulfamilie“ ist neben der eigenen 
Familie für viele Schüler die wichtigste
Gemeinschaft, von der sie sich Rück-
halt und Geborgenheit wünschen. Dabei 
kommt den Lehrkräften als Bindungs-
personen eine herausragende Bedeutung 
zu. Ihre sozialen und emotionalen Kompe-
tenzen bestimmen entscheidend sowohl 
das Schülerverhalten als auch deren Bil-
dungsleistungen. 

Ein Mangel an Projekten zur Gewaltprä-
vention an Schulen ist nicht zu beklagen. 
Vielerorts herrscht regelrecht eine „Pro-
jektitis“. Aggressionen an Schulen wer-

Gewaltprävention in Schulen

Je früher, desto besser!
Immer häu� ger kommen Kinder mit emotionalen und psychischen
Au� älligkeiten in die Schule. Werden diese ignoriert, können 
Verhaltensweisen mit hohem Aggressionspotenzial entstehen. 
Die beste Hilfe versprechen Präventionsprogramme in den ersten 
Schuljahren.

„Jeder Form von Schulgewalt 
ist präventiv zu begegnen!“
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den davon nicht geringer. Ein deutliches 
Zeichen, dass solche Maßnahmen, vor al-
lem wenn sie von außerschulischen Part-
nern durchgeführt werden, wenig nach-
haltig sind. Das mag kaum verwundern, 
da weder die Ursachen noch die Bedin-
gungen entscheidend berührt werden. 

Emotionale Sicherheit und soziale Gebor-
genheit müssen täglich hergestellt und 
(vor-)gelebt werden von denen, die zur 
Schulkultur gehören. Das kann nur mit 
ausgeglichenen Lehrkräften gelingen, 
die selbst Rückhalt erleben. In Program-
men von Unfallversicherungsträgern, die 
sich am Schulentwicklungsansatz „Gute 
gesunde Schule“ orientieren, stehen da-
her zunächst Führungs- und Kommunika-
tionsprozesse des Kollegiums im Vorder-
grund. Dabei werden viele gesundheitlich 
bedeutsame Ebenen der Schulorganisati-
on bearbeitet. In der Folge führt das zu ge-
stärkten Lehrkräften, die an einem Strang 
ziehen und die nötige Zuwendung auf-
bringen, hinzuschauen und eine Schule
zu entwickeln, in der Aggression und Ge-
walt keinen Platz haben.

Leichte Formen prägen Schulgewalt
Schülerinnen und Schüler sind im 
Schulalltag am häufigsten verbalen Ag-
gressionen und kleineren Tätlichkeiten 
ausgesetzt. Obgleich sie objektiv als min-
derschwere Vorfälle zu bewerten sind, 
stören sie doch den Schulfrieden und das 

sichere und gesunde Zusammenleben in 
erheblichem Maß. Extreme Gewalttaten 
wiederum vermitteln durch das starke
Medien- und Öff entlichkeitsinteresse das 
Bild einer zunehmenden schulischen 
Gewalt. Die Daten der Polizeilichen Kri-
minalstatistik (PKS) und der deutschen 
Unfallversicherung können aber diesen 
Eindruck nicht bestätigen. 

Daten zur körperlichen Gewalt 
In der PKS werden die der Polizei bundes-
weit bekannt gewordenen Delikte erfasst. 
Nach der aktuellen PKS (2012) setzt sich 
insgesamt der Rückgang der Gewaltkrimi-
nalität mit rund 197.000 Fällen (-2,1 Pro-
zent) stetig fort. Auch die Zahl tatverdäch-
tiger Kinder und Jugendlicher ist von rund 
320.000 auf genau 300.336 Fälle zurückge-
gangen. Der Anteil der jugendlichen Tat-
verdächtigen an den etwa zwei Millionen 
Tatverdächtigen beträgt 10,2 Prozent. Im 
Bereich „gefährliche und schwere Kör-
perverletzung“ der Gewaltkriminalität 
jugendlicher Tatverdächtiger zeigt sich 
ebenfalls ein Rückgang auf 25.222 Straf-
delikte (2010: 28.475).

Die Gewaltprävention in der Schüler- 
Unfallversicherung basiert auf Daten der 
gewaltbedingten Unfälle. Die erhobenen 
„Raufunfälle“ sind Ereignisse, die in Folge
tätlicher Auseinandersetzungen eine Arzt-
behandlung von Schülerinnen und Schü-
lern notwendig machen und gemeldet 
werden müssen. Im Versicherten bereich 
der rund 8,8 Millionen Kinder und Ju-
gendlichen an allgemeinbildenden Schu-
len haben sich 2010 mehr als eine Million 
Unfälle ereignet. Hiervon waren 85.384 
gewaltbedingt (7,8 Prozent). Gegen-
über 2009 entspricht dies einem Rück-
gang von etwa 1.500 Raufunfällen oder 
1,7 Prozent (Lipka 2012).

Präventionshilfen für Schulen
Die Rückgänge sind das Ergebnis gesell-
schaftlicher Entwicklungen, wie zum 
Beispiel eines veränderten Anzeigever-
haltens, des demografischen Wandels 
oder auch einer verstärkten Präventi-
onsarbeit in Schulen (Klormann 2012). 
Jedenfalls werden die Unfallversiche-
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Klormann, S.: Jugendgewalt in Deutsch-
land. Wie werden Kinder zu Verbrechern? 
www.ard.de / home / ard / Wie_werden_
Kinder_zu_Verbrechern_ / 71712 / index.
html, 26.10.2012

Lipka, B.: Statistik „Gewaltbedingte 
Unfälle in der Schüler-Unfallversicherung 
2010“, hrsg. von der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), 
Spitzenverband der gewerblichen 
Berufsgenossenscha� en und der Un-
fallversicherungsträger der ö� entlichen 
Hand, München 2012 (verfügbar unter 
www.dguv.de, Webcode d40322).

Polizeiliche Kriminalstatistik 2011, 
hrsg. vom Bundesministerium des 
Innern, Berlin 2012. (verfügbar unter 
www.bmi.bund.de und www.bka.de)

rungsträger weiterhin an Hand einer 
frühzeitigen Prävention der schulischen 
Gewaltakzeptanz entgegenwirken. Um 
Schulen vor allem bei der Förderung ri-
sikomindernder Kompetenzen (unter an-
derem Sozial- und Führungsverhalten) 
zu unterstützen, stehen unter www.dguv.
de (Webcode d40322) Praxishilfen bereit. 
Diese tragen gleichzeitig dazu bei, im 
Sinne des von der gesetzlichen Unfall-
versicherung vertretenen Ansatzes „Gu-
te gesunde Schule“, ein nachhaltig wir-
kendes Bewusstsein für Sicherheit und 
Gesundheit in Schulen zu entwickeln. ●
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rävention und Rehabilitation un-
terscheiden sich in ihrer Annähe-
rung an das Thema Gewalt am Ar-

beitsplatz vor allem durch die Spezifi tät, 
mit der das Thema bearbeitet wird. Aus 
präventiver Sicht ist Gewalt am Arbeits-
platz ein eigenständiges Thema, für das es 
spezielle Konzepte gibt. Diese sind über-
wiegend sogar branchen- oder tätigkeits-
spezifisch (zum Beispiel für die Pflege
oder für Fahrausweisprüfer im ÖPNV), 
teilweise kommen branchenübergreifen-
de Konzepte wie etwa die Maßnahmen-
hierarchie im Arbeitsschutz oder Tech-
niken der situativen Kriminalprävention 
zum Tragen. In der Rehabilitation wird 
die Gewaltproblematik aus der Sicht der 
Folgen, also aus der der gesundheitlichen 
Beeinträchtigung betrachtet. Diese unter-
scheiden sich oftmals nicht von denen an-
derer Unfälle, die zu körperlichen Verlet-
zungen, Traumatisierungen oder anderen 
psychischen Störungen führen. Für die 
Rehabilitation der Folgen kommen über-
wiegend unspezifi sche, allgemeine Ver-
sorgungskonzepte zum Einsatz.

Die Berührungspunkte von Prävention 
und Rehabilitation sind zahlreich und ei-
ne enge Kooperation ist für beide Berei-
che vorteilhaft. Dementsprechend gab es 
im Jahr 2004 ein erstes Zusammentreff en 
der Experten beider Bereiche und es wur-
de deutlich, dass eine enge Zusammenar-
beit aufgrund der unterschiedlichen Ziel-
setzungen und Herangehensweisen der 
Beteiligten unbedingt erforderlich ist, 
um Gewaltvorfällen eff ektiv vorzubeugen 
und nach einem Vorfall möglichst schnell 
sowie eff ektiv eingetretene Gesundheits-
schäden zu beseitigen. Sowohl die Exper-
ten der Prävention als auch die der Reha-
bilitation haben jeweils ein Gremium, das 
sich mit Gewalt am Arbeitsplatz als Teil 
des Themas Traumatisierung befasst. Ers-
te Ergebnisse der Kooperation beider Gre-
mien sind:
• die gemeinsame Broschüre 

„Empfehlungen der Gesetzlichen 
Unfallversicherung zur Prävention 
und Rehabilitation von psychischen 
Störungen nach Arbeitsunfällen“ 
aus dem Jahr 2008,

• die „Gemeinsame Veranstaltung für 
Führungskräfte der Prävention und 
Rehabilitation zum Thema Psyche 
und Trauma“, in der auch an Praxis-
beispielen die Vorteile der Kooperati-
on von Prävention und Rehabilitation 
heraus gearbeitet wurden,

• die von der Prävention erarbeitete 
Schrift „Trauma – Psyche – Job: 
Ein Leitfaden für Aufsichtspersonen“, 
in die die Erfahrungen der 
Reha-Experten eingefl ossen sind.

Maßnahmen zur Verhütung von Gewalt 
am Arbeitsplatz durch die Unfallversiche-
rungsträger erfolgen primär durch Quali-
fi zierung der Beschäftigten, Beratung der 
Betriebe, Forschung und – in geringerem 
Maße – durch Überwachung. Die Beratung 
in Betrieben orientiert sich an der betrieb-
lichen Gefährdungsbeurteilung. Maßnah-
men werden auf der Basis der Maßnah-
menhierarchie im Arbeitsschutz ergriff en: 
Zunächst wird versucht, Gefahrenquellen 
erst gar nicht entstehen zu lassen (zum Bei-
spiel Vermeidung von Bargeldbeständen) 

Gewalt am Arbeitsplatz

Handlungsfelder für Prävention 
und Rehabilitation

Prävention und Rehabilitation 
haben beim Thema Gewalt 
zahlreiche Berührungspunkte. 
Eine enge Zusammenarbeit 
ist deshalb vorteilha� . Nur so 
ist eine optimale Betreuung 
der Versicherten mit einer 
Versorgung aus einer Hand 
möglich.
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Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung: 
Trauma – Psyche – Job: Ein Leitfaden 
für Aufsichtspersonen. Berlin 2012.

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung: 
Empfehlungen der Gesetzlichen 
Unfallversicherung zur Prävention und 
Rehabilitation von psychischen Störungen 
nach Arbeitsunfällen. Berlin 2008.

oder aber diese zu beseitigen. Im zweiten 
Schritt folgen sicherheitstechnische Maß-
nahmen, bei denen die Gefahrenquelle vom 
Mitarbeiter getrennt wird (zum Beispiel 
Nachtschalter an Tankstellen). Anschlie-
ßend werden organisatorische Maßnahmen 
umgesetzt (zum Beispiel Fahrgastkontrol-
len im ÖPNV werden nur zu zweit durchge-
führt). Ist auch dadurch kein ausreichender 
Schutz gewährleistet, sollten Personen ei-
ne Persönliche Schutzausrüstung verwen-
den, durch die sie ihren Körper vor der Ge-
fahrenquelle schützen (eine Schutzweste
im Sicherheitsbereich). Erst im letzten 
Schritt, wenn alle vorherigen Maßnahmen 
nicht ausreichen, folgen verhaltensbezoge-
ne Maßnahmen, die die zuvor aufgeführten 
Schritte ergänzen. Hierzu zählen zum Bei-
spiel deeskalierende Gesprächstechniken 
oder nonverbale Kommunikation.

Hand in Hand
Die Schnittstelle zwischen Prävention und 
Rehabilitation ist im Betrieb unmittelbar 
nach einem gewalttätigen Vorfall in der 
akuten Interventionsphase. Am Ort des 
Geschehens werden die Betroff enen sys-
tematisch begleitet und unterstützt. Die 
2. Phase der Akutintervention, die Stabi-
lisierungsphase, beginnt im Bedarfsfall 
möglichst zeitnah wenige Tage nach dem 
Ereignis. Sie ist von qualifi zierten Psycho-
therapeuten zu leisten und dient sowohl 
der psychischen Entlastung als auch der 
Prävention psychischer Folgestörungen. 
Danach folgt (ebenfalls nur im Bedarfs-
fall) in Phase 3 die störungsspezifische 
psychotherapeutische Behandlung.

Frühzeitig informieren
Für die Rehabilitation ist entscheidend, 
dass die Unfallversicherungsträger über 
entsprechende Ereignisse frühzeitig in-
formiert werden. Meldungen über Ge-
waltereignisse am Arbeitsplatz sind auch 
dann zu empfehlen, wenn keine Arbeits-
unfähigkeit von mehr als drei Tagen ge-
geben ist. Die Meldewege zum Unfall-
versicherungsträger sind betriebs- und 
branchenspezifi sch zu regeln, besonders,
in welchen Konstellationen auf den bei 
körperlichen Verletzungen obligatori-
schen Weg zum D-Arzt verzichtet wer-
den kann. In jedem Fall sollten auch 
„Bagatelle“-Unfälle in einem Unfallbuch 
des Betriebes dokumentiert werden. 

Mitarbeiter der Rehabilitation werden nach 
Übergriffen am Arbeitsplatz stets in Ab-
sprache mit den verantwortlichen betrieb-
lichen Akteuren tätig. Ziel ist, nur dann 
eine Frühintervention und probatorische 
psychotherapeutische Sitzungen anzu-
bieten, wenn ein Bedarf der Betroffenen 
besteht. Oft sind Gespräche mit Arbeits-
kollegen ausreichend, um Entlastung zu 
bringen; auch Selbstheilungskräfte unter-
stützen eine vollständige Verarbeitung des 
Geschehens. Nur ein Teil der Betroff enen 
benötigt tatsächlich professionelle Hilfe.

Zurück an den Arbeitsplatz
Bei Gewalt und Übergriffen am Arbeits-
platz machen sich die Betroff enen häufi g 
Vorwürfe, nicht kompetent gehandelt und 
so das Unfallereignis mitverschuldet zu 
haben. Von den Betroff enen wird regelmä-
ßig als zusätzlich belastend empfunden, 
dass sie unmittelbar nach dem Ereignis 
keine kollegiale Unterstützung erfahren 
oder die Vorgesetzten nicht angemessen 
reagiert haben. Weitere Belastungen re-
sultieren aus polizeilichen Ermittlungen 
und einem sich anschließenden Strafpro-
zess, wenn es sich bei der Gewaltanwen-
dung oder dem Übergriff um eine Straf-
tat gehandelt hat. Diese Aspekte müssen 
während der psychotherapeutischen 
Behandlung und Rehabilitation berück-
sichtigt werden, um eine erfolgreiche ge-
sundheitliche Wiederherstellung und be-
rufliche Wiedereingliederung erreichen 
zu können. 

Bei der Rückkehr in den Beruf fi ndet sich 
eine weitere Schnittstelle zwischen Prä-
vention und Rehabilitation. Versicherte 
haben einen Anspruch auf einen siche-
ren Arbeitsplatz. Nach jedem Unfall, der 
auf Gewalt am Arbeitsplatz zurückzufüh-
ren ist, sollte geprüft werden, ob aus dem 
Unfallereignis und den näheren Umstän-
den Konsequenzen für die Prävention 
abgeleitet werden können. Diese sollten 
dann wiederum über die Beratung der Un-
fallversicherung im Betrieb in die Gefähr-
dungsbeurteilung einfl ießen. ●
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eit Jahren sind Fahrausweisprüfer
und Busfahrer, aber auch Schie-
nenbahnfahrer, Zugbegleiter, Ser-

vicemitarbeiter und Sicherheitskräfte 
an ihren Arbeitsplätzen in hohem Maße
von Gewalt betroff en. Statistiken der ver-
gangenen Jahre zeigen, dass fast jeder 
zehnte Arbeitsunfall in den Unterneh-
men der Branche ÖPNV / Bahnen der VBG 
durch Gewalt von Fahrgästen und Außen-
stehenden verursacht wurde. Dabei blie-
ben die Unfallzahlen in den vergange-
nen Jahren annähernd konstant, aber 
die Übergriffe wurden brutaler und die 
Unfallfolgen schwerer. Die VBG wirkt der 
Gefährdung durch Gewalt am Arbeitsplatz 
mit einem Konzept aus gezielten Präventi-
onsmaßnahmen entgegen:
• Information und Sensibilisierung 

der Führungskräfte durch gezielte 
Beratung der Mitgliedsunternehmen,

• technische, organisatorische und 
personenbezogene Maßnahmen zur 
Reduzierung von Arbeitsunfällen 
und deren Folgen nach der BGI 5039 
„Sicher heitsmaßnahmen gegen Über-
griff e Dritter in Verkehrsunternehmen“,

• Ausbildung von Moderatoren aus 
den Mitgliedsunternehmen im 
sogenannten Moderatorentraining,

• Entwicklung eines Lernprogramms 
zur betrieblichen Schulung von 
Mitarbeitern; hier vor allem durch 
das Computer basierte Training (CBT) 
„Es geht auch anders – Konfl ikt-
bewältigung in Bahn und Bus“.

Die Präventionsmaßnahmen werden im 
Folgenden näher beschrieben.

Information und Sensibilisierung
Die Aufsichtspersonen beraten Führungs-
kräfte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit und 
Betriebsärzte bei den Betriebsbesuchen 

über mögliche Präventionsmaßnahmen. 
Bestehende Sicherheitskonzepte oder Maß-
nahmen werden analysiert und angepasst. 

Technische, organisatorische 
und personenbezogene Maßnahmen 
Die BGI 5039 benennt den Unternehmen 
technische, organisatorische und perso-
nenbezogene Maßnahmen zum Schutz 
der Beschäftigten vor Übergriffen und 
Gewalt. Die technischen Maßnahmen be-
treff en die Gestaltung der Fahrzeuge und 
Betriebsanlagen. Offene Gestaltung der 
Betriebsanlagen, ausreichende Beleuch-
tung und Ausstattung mit Notrufeinrich-
tungen können Angriff e auf die Beschäf-
tigten reduzieren. Als organisatorische 
Maßnahmen werden Hinweise zur Zu-
sammenarbeit sowohl innerbetrieblich 
als auch mit Externen wie zum Beispiel 
Polizei oder Stadt weitergegeben. Das gilt 
auch für die Inhalte von Betriebsanwei-
sungen. Personenbezogene Maßnahmen 
sind die Auswahl und Ausbildung der Be-
schäftigten, auch in rechtlichen Fragen, 

sowie die Betreuung der Beschäftigten 
nach traumatischen Ereignissen.

Neben den für alle Beschäftigten anwend-
baren Maßnahmen werden im zweiten Teil 
der BGI spezielle Maßnahmen für beson-
ders betroff ene Beschäftigtengruppen der 
Verkehrsunternehmen dargestellt. Den 
Unternehmen werden Hinweise und Emp-
fehlungen zur Auswahl von Mitarbeitern, 
zur Aus- und Fortbildung, zur Ausstattung 
und Ausrüstung sowie zu gezielten Maß-
nahmen bei speziellen Einsätzen gegeben. 

Das Training zur Ausbildung 
betrieblicher Moderatoren
Im Rahmen eines Projektes der Initiative
Gesundheit und Arbeit (IGA) wurde am 
Institut Arbeit und Gesundheit der DGUV 
(IAG) in Zusammenarbeit mit der damali-
gen BG BAHNEN ein branchenspezifi sches 
Multiplikatorentraining zur Prävention 
von Gewalt am Arbeitsplatz entwickelt. 
Ziel der Multiplikatorenausbildung ist die 
Fähigkeit zur Vermittlung von präventiven 

Prävention von Gewalt in Verkehrsunternehmen

„Es geht auch anders …“
Mitarbeiter von Verkehrsunternehmen sind häu� g mit Gewalt am Arbeitsplatz konfrontiert. 
Die Branche ÖPNV / Bahnen der VBG reagiert auf diese Situation mit einem Konzept 
unter schiedlicher Präventionsmaßnahmen, die alle ein Ziel haben: organisatorische Rahmen-
bedingungen und Handlungskompetenz der Mitarbeiter zu stärken.

S
3D-Ansatz

Selbstwahrnehmung

Anspruchsniveau- und
Einstellungsänderung

Zufriedenheits erlebnisse

Systematisches 
Problemlösen

Selbstinstruktion

Kommunikation

Gruppe / Team

Konflikte

Konfliktbewältigung

Deeskalation

Stressbewältigung

Vorstellungskra�  als 
Stabilisierungstechnik

Distanzierungstechniken

Entspannungstechniken

Abbildung: Die drei Module „Davor“, „Darin“, „Danach“ bilden als Kern des Seminars 
den 3-D-Ansatz.
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Maßnahmen im Sinne der Früherkennung 
und Vorbeugung von Konfl ikteskalationen 
und Gewalt. Die Multiplikatoren werden 
befähigt, die operativ tätigen Mitarbeiter 
im Fahrdienst (vor allem die Fahrer und 
Fahrausweisprüfer) im Hinblick auf dees-
kalierendes Verhalten in Konfl iktsituatio-
nen mit Fahrgästen zu schulen. Das Trai-
ning verfolgt dabei den 3-D-Ansatz.

Der 3-D-Ansatz
Das Seminar besteht aus vier Modulen, 
die jeweils einzelne thematische Baustei-
ne beinhalten: Das Modul „Einführung“ 
widmet sich der Begriff sklärung und Ent-
stehung von Gewalt. Es bildet die theo-
retische Grundlage für das Verständnis 
von Konfl ikt- und Gewaltsituationen und 
schafft damit das nötige Hintergrund-
wissen für die Entwicklung von Bewäl-
tigungsstrategien. Die drei Module „Da-
vor“, „Darin“, „Danach“ bilden als Kern 
des Seminars den 3-D-Ansatz. Dieser trägt 
der Komplexität von Konflikten im Ar-
beitsleben Rechnung und berücksichtigt 
neben der Konfliktsituation selbst auch 
die Vorbeugung von Konfl ikten durch die 
Erhöhung der persönlichen Ressourcen 
und die Verarbeitung im Nachgang. 

Davor
Das Modul „Davor“ umfasst die Phase vor 
dem Auftreten eines Konfl ikts. Diese gilt 
es positiv zu gestalten und somit dem Ent-
stehen von Konfl iktsituationen entgegen-
zuwirken. Wie Menschen in eine Situati-
on hineingehen – mit welchen Gefühlen, 
Einstellungen oder Gedanken –, beein-
fl usst ihr Verhalten und damit das Risiko 
für das Entstehen einer Konfl iktsituation. 
Stressbewältigungsstrategien wie syste-
matisches Problemlösen, Selbstinstrukti-
onen oder Anspruchsniveau und Einstel-
lungsänderung sollen helfen, innerlich im 
Gleichgewicht zu bleiben. 

Darin
Das Modul „Darin“ konzentriert sich auf 
die konstruktive Gestaltung der Phase des 
Konfl ikts und die Vermeidung einer Eska-
lation. Hierzu erarbeiten die Moderatoren 
grundlegende Aspekte der Kommunikati-
on, des Zusammenwirkens in der Gruppe, 
der Konfl iktbewältigung sowie Deeskala-
tionsstrategien und üben diese anhand 
praktischer Übungen. 

Danach
Das Modul „Danach“ zeigt Strategien auf, 
mit deren Hilfe die Phase nach dem Auf-
treten eines Konfl ikts konstruktiv gestaltet 
werden kann und die es ermöglichen, be-
lastende Situationen zu bewältigen. Da-
durch werden Ressourcen geschaff en, die 
wiederum auch dem Auftreten von Kon-
fliktsituationen aktiv vorbeugen, denn 
nach dem Konfl ikt heißt auch vor einem 
neuen Konflikt. Somit schließt sich der 
Kreis zum Abschnitt „Davor“. 

Das CBT „Es geht auch anders – 
Konfliktbewältigung in Bahn und Bus“
Zur Unterstützung der Moderatoren bei der 
betrieblichen Umsetzung des Moderatoren-
konzeptes wurde ein CBT entwickelt. Das 
CBT richtet sich vor allem an Fahrer, Fahr-
ausweisprüfer, Zugbegleiter und Fahrgast-
betreuer in Verkehrsunternehmen. Das in-
teraktive Lernprogramm besteht aus zwei 
Teilen. Im Grundlagenteil werden die In-
halte des Moderatorenhandbuches auf-
bereitet. Im Übungsteil werden typische, 
konfl iktträchtige Situationen aus der be-
trieblichen Praxis dargestellt. Die Nutzer 
entscheiden in der Rolle des Fahrers oder 
Fahrausweisprüfers, was sie in der jeweili-
gen Situation tun würden, und sehen, wel-
che Konsequenzen dies für das Entstehen 
oder für den Verlauf einer Konfl iktsituati-
on hat. Bei der Bearbeitung erhalten sie je-
weils ein Feedback und können sich auch 
die anderen Antworten und Reaktionen 
mit den entsprechenden Folgen ansehen.

Die betriebliche Umsetzung
In vielen Verkehrsunternehmen werden 
von den ausgebildeten Moderatoren in-
terne Schulungen für Beschäftigte mit 
Kundenkontakt durchgeführt. Für diese 
Schulungen haben die Ausbilder die In-
halte des Moderatorentrainings an ihre 
unternehmensspezifi schen Gegebenhei-
ten angepasst und betriebliche Ausbil-
dungskonzepte entwickelt.

In ein- bis zweitägigen Schulungen wer-
den die Inhalte vermittelt und mit Hilfe des 
CBT „Es geht auch anders …“ vertieft. Die 
Schulungen stoßen bei den Teilnehmern 
durchweg auf positive Resonanz. Der Ein-
satz des CBTs wird als sinnvolle Ergänzung 
gesehen, weil dadurch die Themen sehr 
anschaulich vermittelt werden und die 
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Schulung durch den Wechsel von aktiven 
sowie passiven Elementen sehr abwechs-
lungsreich gestaltet ist. Es wird so einge-
schätzt, dass die Schulung in dieser Form 
zur Reduzierung des Konfl iktpotenzials bei 
der täglichen Arbeit geeignet ist.

Ziel der VBG ist es, dass in möglichst vie-
len Verkehrsunternehmen Schulungen 
mit ausgebildeten Moderatoren durchge-
führt werden, um die Mitarbeiter zu befä-
higen, Konfl ikte bei der täglichen Arbeit 
zu bewältigen und damit Gewalt am Ar-
beitsplatz zu reduzieren. Die VBG wird die 
Moderatorenausbildung auch in Zukunft 
anbieten. ●
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Gewaltprävention in ö� entlichen Verwaltungen

Mit Systematik zum 
nachhaltigen Erfolg
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ie werden bespuckt, beleidigt, be-
droht. Im Jobcenter, auf dem Sozial-
und im Jugendamt, in Pflegeein-

richtungen oder als Politessen auf der 
Straße: Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst sind immer wieder aggressiven, 
teils gewalttätigen Übergriffen ausge-
setzt. Noch vor wenigen Jahren war die 
vorherrschende Strategie der Arbeitgeber 
beim Thema Gewalt am Arbeitsplatz: weg-
sehen, verharmlosen, die Vorfälle zu Ein-
zelfällen erklären.

Doch die Zeiten ändern sich. Viele öff ent-
liche Verwaltungen haben das Problem 
erkannt. Sie merken: Gewalt am Arbeits-
platz ist nicht nur ein immer wieder auf-
tretendes Phänomen, es hat auch massive 
Auswirkungen auf die Gesundheit und die 
Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten. 

Doch an einer eff ektiven Prävention ha-
pert es nach wie vor. Die meisten Maßnah-
men sind oftmals nicht ausgeplant, son-
dern spontan und aktionistisch. In vielen 
Fällen ist ein einmalig durchgeführtes De-
eskalationstraining die Antwort auf alle 
Gewaltfragen. Dabei benötigt gerade das 
Thema Gewalt eine systematische Vorge-
hensweise, bei der am Ende des Prozes-
ses nachvollziehbare Maßnahmen stehen. 

Systematik ist alles – 
in sieben Schritten zum Erfolg
Wie eine systematische Präventionsar-
beit zum Thema Gewalt gelingen kann, 
hat das Projekt „Arbeitsbelastungen und 
Bedrohungen in Arbeitsgemeinschaften 
nach Hartz IV“ (abba) gezeigt. In dem Ge-
meinschaftsprojekt von vier Unfallkassen 
und der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung (DGUV) wurden in mehreren 
Jobcentern erfolgreich Anti-Gewalt-Kon-
zepte entwickelt und umgesetzt. Die Er-
fahrungen zeigen, dass sich das Vorgehen 
und die Instrumente zur Gewaltpräventi-
on auf viele Arbeitsplätze oder Bereiche 
mit Publikumsverkehr übertragen lassen. 
Das Vorgehen basiert auf sieben aufeinan-
derfolgenden Schritten. 

Schritt 1: Strukturen scha� en, 
Verantwortliche benennen
Zunächst muss ein betrieblicher Arbeits-
kreis geschaff en werden. Die Mitglieder 
sollten aus folgenden Bereichen kommen: 
Unternehmensleitung, Personalabteilung, 
sicherheitstechnischer und betriebsärzt-
licher Dienst, Gebäudemanagement, Be-
triebs- und Personalrat, Führungskräfte. 
Es ist zudem sinnvoll, Vertreter des Un-
fallversicherungsträgers und der örtli-
chen Polizei (Kriminalprävention) in den 
Arbeitskreis zu berufen. 

Schritt 2: Ziele setzen
Leitfragen, die zu Beginn des Prozesses zu 
klären sind, lauten: „Was soll beim Thema 
Gewaltprävention erreicht werden? ▸

Die e� ektive Prävention von Gewalt am Arbeitsplatz erfordert ein strukturiertes und ineinander-
greifendes Vorgehen. Der Scha� ung von Strukturen im Unternehmen und dem Setzen 
konkreter Ziele muss eine Analyse folgen, auf deren Grundlage die Ist-Situation bewertet und der 
weitere Handlungsbedarf abgeleitet wird.

S

„Die Erfahrungen zeigen, dass 
sich das Vorgehen und die 
Instrumente zur Gewaltpräven-
tion auf viele Arbeitsplätze 
oder Bereiche mit Publikums-
verkehr übertragen lassen.“
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Bespuckt, beleidigt, bedroht: Beschä� igte im ö� entlichen Dienst sind immer wieder 
aggressiven, teils gewalttätigen Übergri� en ausgesetzt.
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Was soll sich in zwei Jahren verändert 
haben?“ Diese Fragen lassen sich gut in 
einer moderierten Arbeitskreissitzung be-
antworten.

Konkrete Ziele für eine eff ektive Gewalt-
prävention können sein:
• Schutz der Beschäftigten vor 

Eskalationen, Übergriff en 
und Straftaten (Generalziel),

• Reduktion der gewalttätigen Übergriff e,
• Stärkung des Sicherheitsgefühls,

• Handlungssicherheit für Beschäftigte, 
um in Notfällen angemessen reagieren 
zu können,

• psychologische Nachsorge nach 
Übergriff en sicherstellen.

Die Ziele sollten öffentlich bekannt ge-
macht werden. Als Medium hat sich eine 
„Grundsatzerklärung gegen Gewalt“ be-
währt, in der die Hausleitung explizit versi-
chert, dass jegliche Form von Gewalt nicht 
geduldet und strafrechtlich geahndet wird.

Schritt 3: Analyse – Überblick über 
die Gefährdungslage
Das Spektrum der Gewalt am Arbeitsplatz 
reicht von Verweigerungshaltungen der 
Kunden über Beleidigungen und Bedro-
hungen bis hin zu Randale, körperlichen 
Angriffen und Geiselnahmen. In diesem 
Arbeitsschritt werden die auftretenden For-
men der Gewalt genauer bestimmt. Nur so 
kann das Risiko für gewalttätige Situatio-
nen realistisch eingeschätzt und entspre-
chende Maßnahmen abgeleitet werden. 

Tabelle 1: Das Aachener Modell – Überblick über Gefährdungsstufen, Handlungsempfehlungen und Präventionsmaßnahmen.

Gefährdungslage Verantwortung Handlungsempfehlung Voraussetzung

0
normale bis 
kontroverse 
Gesprächs-
situation

Eigenverantwor-
tung des Beschäf-
tigten

sichere Arbeitsumgebung Grundsatzerklärung gegen Gewalt

gefahrenbewusste Absprachen Gefahrenbewusstsein scha� en

gefahrenbewusste Büroeinrichtung regelmäßige Unterweisung

Umgang mit Stress Qualitätssicherung „Standards der 
Gesprächsführung“

professionelle Kommunikation regelmäßige Kommunikationstrainings 
„Umgang mit Stress“, Vermeidung / Entspannungbei problematischen Kunden Vorsorge tre� en

1
verbal 
aggressiv

Intervention / 
Konfliktlösung 
durch den Be-
schä� igten

Unterstützung 
durch die 
Führungskra� 

Platzverweis / Hausverbot aussprechen Informationsveranstaltungen
„Selbsthilferechte“, „Stra� atbestände“

Strafanzeige nach Einzelfallentscheidung Seminare
„Umgang mit Aggressionen“, 
„Deeskalationstraining“, „Erkennen von 
psychischen Erkrankungen / Störungen“

unangepasstes 
Sozialverhal-
ten, Sach-
beschädigung

ggf. Hilfe hinzuziehen

Selbstbehauptung, Deeskalation, 
Körpersprache

Standards nach Übergri� en

ggf. „Alarmsystem“/Absprachen

2

Handgreiflich-
keiten, körper-
liche Gewalt

Sicherheitsdienst, 
alternativ Polizei

Sicherheit ist von 
Pro� s sicherzu-
stellen,
Beschä� igte sind 
kein Sicherheits-
dienst

Platzverweis / Hausverbot durchsetzen Sicherheitsdienst / Zugangskontrolle einrichten

Eigensicherung beachten, Fluchtwege nutzen Alarmsystem installieren

Strafanzeige erfolgt grundsätzlich verbindlich festgelegter Ablauf bei Notruf

Bedrohung / 
Nötigung ggf. Festnahme bis zum Eintre� en der Polizei Rettungs- und Fluchtwege einrichten

Durchsetzung 
eines 
Platzverweises

Unfallanzeige Unfallanzeigen standardisieren

evtl. psychologische „Erste Hilfe“ psychologische Erste Hilfe sicherstellen / 
Opferschutz

Beschä� igte lageangepasst informieren Informationsmanagement

3
Einsatz von Waf-
fen oder Werk-
zeugen

Sachverhaltsklä-
rung / Gefahrenab-
wehr muss durch 
Polizei erfolgen

Sicherheitsdienst 
tri�   nur „Erste 
Maßnahmen“

sofort Polizei „110“ Absprachen intern und extern (Polizei)

grundsätzlich Strafanzeige psychologische Notfallversorgung 
(mit externen Krä� en) einrichten

Bombendrohung, 
Amoklauf Unfallanzeige + psychologische 

Notfallversorgung

Notfallpläne erstellen, Rettungskrä� e schulen

Geiselnahme, 
Überfall Alarmierungsmöglichkeit zur Polizei

„Die Bandbreite der präventiven Maßnahmen ist vielfältig und reicht von der regelmäßigen 
Unterweisung zum Umgang mit schwierigem Publikum bis zu verbindlich festgelegten Abläufen 
bei Notfällen und Absprachen mit Polizei und Rettungskräften.“
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Dazu eignen sich verschiedene Analyse-
methoden: 
• der Fragebogen „Formen der 

Bedrohung im Kundenverkehr“ 
(FoBiK, Arnold & Manz, 2007),

• die Auswertung interner Dokumente 
(Strafanzeigen, Hausverbote, 
Unfallanzeigen, interne Vorfalls-
berichte, Beschwerden etc.),

• Interviews und Workshops 
mit Beschäftigten,

• Begehung der Arbeitsplätze.

Schritt 4: Risikobewertung – 
Einordnen der Vorkommnisse in 
Gefährdungsstufen 
Die Einstufung der erlebten Gewalt am 
Arbeitsplatz kann mit dem „Aachener 
Modell“ vorgenommen werden, einem 
vierstufi gen Ampelmodell zur Risikoein-
schätzung (siehe Tabelle 1). Das „Aache-
ner Modell“ basiert auf der Erkenntnis, 
dass den jeweiligen Formen der Gewalt 
mit geeigneten Verhaltensweisen und Mit-
teln begegnet werden muss. Mit anderen 
Worten: Verbale Attacken erfordern an-
dere Strategien und Präventionsmaßnah-
men als ein Angriff  mit Waff en. Das Ergeb-
nis der Risikobewertung ist demzufolge 
die Zuordnung der Arbeitsplatzsituation 
zu einer bestimmten Gefährdungslage, 
welche spezifi sche Präventionsmaßnah-
men verlangt.

Schritt 5: Bewerten bestehender 
Präventionsmaßnahmen
In diesem Arbeitsschritt geht es darum
herauszufi nden, welche Maßnahmen be-
reits bestehen und wie erfolgreich diese 
sind. Bevor diese Bestandsaufnahme er-
folgt, lohnt sich eine Auseinandersetzung 
mit den Ursachen für Gewalt. Die Antwor-
ten auf die Fragen „Welche technischen, 
organisatorischen oder in der Person des 
Beschäftigten beziehungsweise in der Per-
son des Täters liegenden Faktoren können 
Ursachen für Konfl ikte oder gewalttätige 
Situationen sein?“ bringen viele wert-
volle Hinweise, welche Aspekte in der 
Bestandsaufnahme besonders berück-
sichtigt werden sollten.

Zur Bestandsaufnahme eignen sich fol-
gende Instrumente:
• Fragebogen der Kriminalpolizei 

(erfasst sicherheits- und kriminal-
technische Aspekte),

• Audit „Gewaltprävention“ (Checkliste 
zur Überprüfung von Maßnahmen in 
neun Kategorien),

• Begehungen der Arbeitsplätze, 
• Workshops mit Beschäftigten, 

zur Diskussion bereits umgesetzter 
Maßnahmen.

Schritt 6: Maßnahmen ableiten und 
umsetzen
Im Abgleich mit den Schritten 2 (Zielset-
zung) und 5 (Bestandsaufnahme) ist ein 
Aktionsplan aufzustellen, der festlegt, 
welche Maßnahmen bis wann von wem 
umgesetzt werden. 

Die Bandbreite der präventiven Maßnah-
men ist vielfältig und reicht von der re-
gelmäßigen Unterweisung zum Umgang 
mit schwierigem Publikum bis zu ver-
bindlich festgelegten Abläufen bei Not-
fällen und Absprachen mit Polizei und 
Rettungskräften. Die Sicherheitsmaß-
nahmen sollten der spezifisch betrieb-
lichen Situation angepasst werden. Das 
„Aachener Modell“ bietet eine gute Ori-
entierung, welche Maßnahmen für wel-
che Risikostufe geeignet sind. Sie be-
schreiben einen Mindeststandard und 
sind nicht abschließend.

Schritt 7: Wirksamkeit überprüfen 
und ständig verbessern
Gewaltprävention ist nicht statisch. Be-
triebliche Abläufe ändern sich, Arbeitsplät-
ze werden umgestaltet: Die Wirksamkeits-
kontrolle stellt mit Hilfe von Befragungen, 
Beobachtungen, Begehungen oder der 
Auswertung betrieblicher Unterlagen nach 
einer gewissen Zeit fest, ob die getroff enen 
Maßnahmen im Betriebsalltag aktuell 
sind und ihre Wirkung entsprechend der 
gesetzten Ziele entfalten. ●
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as Forschungsprojekt „STEGE –
Strukturqualität und Erzieher / 
innen-Gesundheit in Kindertages-

einrichtungen“ hatte zum Ziel, den Ein-
fl uss der Rahmenbedingungen in Kinder-
tageseinrichtungen auf die Gesundheit der 
Mitarbeiterinnen zu untersuchen.

Als Ergebnis dokumentiert eine repräsen-
tative Stichprobe die Belastungen und 
Ressourcen am „Arbeitsplatz Kita“ (vgl. 
Abbildungen 1 und 2). 

Initiiert wurde das Projekt von der Un-
fallkasse Nordrhein-Westfalen mit För-
derung der Deutschen Gesetzlichen Un-
fallversicherung. Die Forschungsleitung 

übernahmen Prof. Dr. Susanne Viernickel 
sowie Prof. Dr. Anja Voss von der Alice-
Salomon-Hochschule, Berlin. 

Ausgangslage
Die Erziehungs- und Bildungsqualität in 
Kindertageseinrichtungen wird maßgeb-
lich durch die Gesundheit, Arbeitsfähig-
keit und Zufriedenheit des pädagogischen 
Personals bestimmt, off en ist jedoch, wie 
es damit aussieht. Um eine erfolgreiche 
und nachhaltige Förderung des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes zu veranlas-
sen, sind empirisch abgesicherte Daten 
notwendig. Die STEGE-Ergebnisse liegen 
dazu nun vor. Im Mittelpunkt standen da-
bei sowohl die Erhebung repräsentativer 

Daten für die Kita-Landschaft in Nord-
rhein-Westfalen als auch die Entwicklung 
konkreter Vorschläge für Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung von Fach- und Lei-
tungskräften.

Pädagogische Fach- und Leitungs-
krä� e sind gesundheitlich belastet 1

Im Zeitraum von Oktober 2010 bis Dezem-
ber 2012 wurden in einer repräsentativen 
Stichprobe 2.744 Fach- und Leitungskräfte 
aus 809 Einrichtungen in Nordrhein-West-
falen befragt und die Ergebnisse ausge-
wertet. Zusätzlich wurden 14 vertiefende 
Interviews mit ihnen durchgeführt. 

Die Studie belegt den belastenden Ge-
sundheitszustand von weiblichen, pä-
dagogischen Fach- und Leitungskräften. 
Diese weisen im Vergleich mit der Refe-
renzgruppe, also gleichaltrigen Frauen 
mit vergleichbarer Bildung in der deut-
schen Bevölkerung, häufi ger dauerhafte 
gesundheitliche Einschränkungen auf: 

Aus der Forschung

Macht die Kita Erzieherinnen krank? 
Ein vor kurzem abgeschlossenes Forschungsprojekt der Unfallkasse NRW liefert wichtige 
Erkenntnisse zur Gesundheit und Arbeitsfähigkeit von pädagogischen Fach- und Leitungskrä� en.

D

Abbildung 1: Das Design der Studie

Grundgesamtheit: 
alle Kindertageseinrichtungen in 

Nordrhein-Westfalen

Quantitative Befragung 
= für diese Grundgesamtheit repräsenta-
tive schri� liche Erhebung (repräsentativ 

für ö� entliche und freie Träger)

Qualitative Erhebung 
= vertiefende Interviews mit 14 Teilneh-

menden der schri� lichen Befragung

Abbildung 2: Rücklauf und Repräsentativität der quantitativen Daten
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● Ö� entliche Träger 
● Freie Träger: AWO
● Freie Träger: Der Paritätische
● Freie Träger: DRK
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9,5 %
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4,7 %

14,8 %

9,9 %

7,4 %

7,5 %

15,4 %

bis zu 50 Kindern mehr als 50 Kinder

•  vollständige Fragebögen von 
2.744 pädagogischen Fach- und Leitungskrä� en 
(ca. 36 % Leitungskrä� e; n=759)

•  vollständige Befragungsunterlagen
aus 809 Einrichtungen = 8,88 %

•  vollständige Einrichtungs informationen 
aus 944 Einrichtungen = 10,36 %
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In der Altersgruppe von 18 bis 29 Jahren 
sind 17,9 Prozent der Erzieherinnen ge-
sundheitlich eingeschränkt (im Vergleich 
zu 11,6 Prozent der gleichaltrigen Frauen 

in Deutschland), in der Altersgruppe von 
30 bis 44 Jahren 27,4 Prozent der Erziehe-
rinnen (im Vergleich zu 18,4 Prozent der 
gleichaltrigen Frauen) und in der Alters-

gruppe der 45- bis 64-Jährigen 40,2 Pro-
zent der Fach- und Leitungskräfte (im Ver-
gleich zu 34,4 Prozent der gleichaltrigen 
Frauen in Deutschland).

Am häufi gsten sind pädagogische Fach-
kräfte von Muskel-Skelett-Erkrankungen 
betroff en. In den letzten 12 Monaten bei 
52,1 Prozent der Befragten lag eine ärzt-
liche Diagnose vor (vgl. Abbildung 3). An 
zweiter Stelle stehen Erkrankungen der 
Atemwege (bei 28,9 Prozent diagnosti-
ziert), gefolgt von neurologischen und 
sensorischen Erkrankungen (25,2 Pro-
zent). Bei jeder zehnten pädagogischen 
Fach-und Leitungskraft in NRW wurde 
innerhalb der letzten zwölf Monate ein 
psychovegetatives Erschöpfungssyn-
drom diagnostiziert. Leitungskräfte sind 
dabei häufi ger betroff en. Die Daten illus-
trieren überdies, dass die Krankheitsta-
ge in kommunalen Einrichtungen höher 
als in Einrichtungen der freien Träger 
liegen. ▸
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Abbildung 3: Erkrankungen der letzten 12 Monate in Prozent (eigene Diagnose und ärztliche Diagnose)

12-Monats-Prävalenz:
● ● dunkle Farben: eigene Diagnose
● ● helle Farben: ärztliche Diagnose
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Belastungen und Risikofaktoren am 
Arbeitsplatz Kita
Als problematisch erweist sich das Miss-
verhältnis von verfügbarem Personal zu 
betreuenden Kindern, zu leistenden fach-
lichen Aufgaben, die unabhängig von der 
direkten Arbeit mit den Kindern sind, und 
die hierfür zur Verfügung stehende Zeit. 
So entsteht ein chronischer Zeitdruck. 
Hinzu kommt, dass bei Personalausfäl-
len häufi g eine schlechte Fachkraft-Kind-
Relation entsteht, die unter dem rechne-
rischen Personalschlüssel liegt.

Unzureichende Rahmenbedingungen 
wie eine schlechte fi nanzielle und räum-
liche Ausstattung, mangelnde Arbeits-
platzsicherheit, schlechte ergonomische 
Arbeitsbedingungen sowie eine erhöhte 
Infektionsgefahr stellen einen hohen Ri-
sikofaktor für die Gesundheit der Fach- 
und Leitungskräfte dar (vgl. Abbildung 4).
Dazu zählen auch fehlende Personal- und 
Pausenräume. Darüber hinaus gaben 84 
Prozent der teilnehmenden Fach- und Lei-
tungskräfte eine hohe Belastung durch 
Lärm an, die mit zunehmendem Alter 
steigt.

Supervision und professionelles externes 
Coaching zur Stärkung und Erhalt der Ar-
beitsressource Team und Leitungsperson 
wird selten angeboten. Daher sind Fach- 
und Leitungskräfte, die nicht darauf zu-

rückgreifen können, aber Schwierigkeiten 
im Team haben, in ihrer Arbeit sehr stark 
belastet.

Mangelnde Anerkennung, die sich unter 
anderem in geringer Bezahlung, wenigen 
Aufstiegsmöglichkeiten und geringer ge-
sellschaftlicher Reputation zeigt, steht für 
64 Prozent der Fach- und 83 Prozent der 
Leitungskräfte in einem solchen Ungleich-
gewicht mit den sehr hohen Arbeitsanfor-
derungen, dass bei ihnen von einer soge-
nannten berufl ichen Gratifi kationskrise 
gesprochen werden kann, die zum Bei-
spiel einen Risikofaktor für Depressionen 
darstellt.

Ressourcen am Arbeitsplatz Kita
Eine zentrale Ressource ist die Qualität 
der Personal- und Teamführung, die Fach-
lichkeit des Teams und die Profi lbildung 
der Einrichtung. Ein partizipatives Orga-
nisations- und Teamklima, Gestaltungs-
spielräume, gutes Zeitmanagement sowie 
transparente Kommunikations- und Ent-
scheidungsstrukturen werden als positiv 
und gesundheitsstärkend beschrieben.

Ein guter Personalschlüssel wird grund-
sätzlich als Ressource gewertet, ebenso 
der Einsatz von Springerkräften, unbefris-
tete Arbeitsverträge sowie gute Weiterbil-
dungsmöglichkeiten. Fachkräfte schätzen 
überdies die Flexibilität und Kreativität 

ihres Berufes, insbesondere die emotio-
nale Nähe und Freude mit dem Kind. 

Fazit und Ausblick 
Die Studie belegt den Zusammenhang 
zwischen strukturellen Rahmenbedin-
gungen und dem Gesundheitszustand der 
pädagogischen Fach- und Leitungskräfte 
in mehrfacher Hinsicht. Fachkräfte mit 
schlechten strukturellen Rahmenbedin-
gungen zeigen unter Kontrolle von persön-
lichen Faktoren wie beispielsweise Alter,
privater Belastung und Unterstützung 
oder individuellem Gesundheitsverhal-
ten ein 2,0-fach höheres Risiko, bei Lei-
tungskräften ein 2,5-fach höheres Risiko 
für eine eingeschränkte Arbeitsfähigkeit 
als ihre Kolleginnen mit guten Rahmen-
bedingungen.

Maßnahmen der Prävention und Gesund-
heitsförderung sind auf allen Systemebe-
nen und für alle Akteure gewinnbringend. 
Daher sollten sinnvolle und notwendige 
Investitionen nicht als zusätzlicher Kos-
tenfaktor, sondern mit hoher Priorität vo-
rangetrieben werden. ●
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*
1  Die hier verö� entlichten Ergebnisse sind 

dem wissenscha� lichen Abschlussbericht 
zum STEGE-Forschungsprojekt entnommen. 
Weitere Informationen unter: 
www.kita-forschung.de

Abbildung 4: Strukturelle Rahmenbedingungen und Arbeitsfähigkeit
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Sicherheit schaffen

Honeywell kann Sie beim Aufbau einer 
nachhaltigen Sicherheitskultur begleiten.
Honeywell Safety Products bietet das umfassendste Portfolio von branchenführenden 
Sicherheitslösungen auf dem Markt. Unser Kernauftrag lautet, Sicherheitsbeauftragte 
beim Aufbau einer nachhaltigen Sicherheitskultur zu unterstützen. So reduzieren Sie 
optimal alle Verletzungsrisiken und sorgen für einen gesunden, sicheren und 

produktiven Arbeitsplatz. Entdecken Sie zusammen mit Honeywell neue Möglichkeiten 
für optimale Sicherheit am Arbeitsplatz. Besuchen Sie noch heute unsere Website.

www.honeywellsafety.com/culture

An
ze

ig
e



GUV Lernen und Gesundheit war 
Bestandteil des neuen Konzepts 
der DGUV im Bereich der Präven-

tionszeitschriften. Für Unterrichtsmateria-
lien gab es ein Vorbild, eng verknüpft mit 
der Zeitschrift „DGUV Arbeit und Gesund-
heit“ und ihren Vorläufern. Dort wurden 
schon früher Unterrichtseinheiten für Be-
rufsschulen entwickelt und vertrieben. An 
diese Erfahrungen konnten wir mit dem 

neuen Angebot anknüpfen. Während die 
früheren Materialien allerdings gedruckt 
verteilt wurden, wollte die Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung (DGUV) das 
neue Produkt bewusst als reines Online-
Medium konzipieren – eine Entschei-
dung, die sich in der Zwischenzeit als 
richtig bewährt hat. Auch wenn es immer 
wieder Einzelan fragen nach gedruckten 
Exemplaren gibt.

Zwei neue Themen pro Monat
Die Unterrichtsmaterialien erscheinen 
fast von Beginn an in einem sehr festen 
Turnus: Monatlich werden jeweils zwei 
Themen neu veröffentlicht, jeweils ei-
nes für den Bereich der berufsbildenden 
Schulen und eines für den Bereich der 
allgemeinbildenden Schulen. In diesem 
zweiten Bereich findet dann noch ein 
Wechsel zwischen den Altersstufen statt: 
Abwechselnd werden die Primarstufe, die 
Sekundarstufe I und die Sekundarstufe II 
bedacht. Diese Schulstufen stellen gleich-
zeitig die Hauptgliederung der Internet-
seite www.dguv.de / lug dar, so dass die 
Lehrkräfte sich schnell orientieren und 
die für sie relevanten Materialien zügig 
fi nden können.

Die Materialien sind allesamt strikt mo-
dular aufgebaut. Lehrkräfte können die 
Angebote sehr fl exibel einsetzen, Einzel-
teile in andere Themen einbauen sowie 
die Themen länger oder kürzer behan-
deln. Diese Flexibilität wird von Lehr-
kräften erwartet und begrüßt. Neben 
einem ausführlichen didaktischen Kom-
mentar und Informationen für die Lehr-
kraft enthalten die Unterrichtsmateri-
alien Schülertexte, Folienvorschläge, 
häufi g Arbeitsblätter und viele Hinweise
auf weiterführende Materialien oder 
Recherchemöglichkeiten. ▸

„DGUV Lernen und Gesundheit“

Zielgruppengerecht und erfolgreich
Als „DGUV Lernen und Gesundheit“ vor gut drei Jahren im Mai 2010 als völlig neues Angebot an 
den Start ging, war natürlich nicht von Beginn an klar, ob daraus ein Erfolg werden könnte. 
Heute können wir mit guten Argumenten feststellen: Gute und qualitätsgesicherte Unterrichts-
materialien aus dem Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung werden von Lehrkrä� en aller 
Schulformen akzeptiert.

D

„DGUV Lernen und Gesundheit 
bewusst als reines Online-
Medium zu konzipieren, war 
eine Entscheidung, die sich 
bewährt hat.“

Screenshot der Startseite von www.dguv-lug.de
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Als das Angebot 2010 mit den allerersten 
Materialien online ging, war klar, dass 
Lehrkräfte nicht von Beginn an das gerade
für sie passende Thema entdecken konn-
ten – mangels Masse. Das Portal wurde im 
ersten Jahr mit nur einem neuen Thema je 
Monat, ab 2011 dann mit jeweils zwei The-
men pro Monat neu aufgebaut und füllte 
sich deshalb nur langsam. Inzwischen ist 
aber sehr deutlich, dass sich der Aufbau 
gelohnt hat: Aktuell (Stand Mai 2013) bie-
tet unser Portal insgesamt 67 Themen an,

• 35 für die berufsbildenden Schulen,
• 10 für die Primarstufe,
• 12 für die Sekundarstufe I und
• 10 für die Sekundarstufe II.

Bei diesen Zahlen ist es einleuchtend, 
dass Lehrkräfte inzwischen sehr viel häu-
fi ger das gerade für sie passende Thema 
fi nden, wenn sie auf unser Angebot sto-
ßen. Valide Nutzerzahlen liegen seit April 
2011 vor. In diesem Monat verzeichneten 
wir gut 2.000 Besucher auf dem Portal, 
die ungefähr genauso viele Materialien 
herunterluden. Für die Nutzung unseres 
Angebots ist das die eigentlich interes-
santeste Zahl: Wer sich die Mühe macht, 
etwas herunterzuladen, hat ernsthaftes 
Interesse und die Absicht, das Material 
zu nutzen. 

Vervierfachung der 
monatlichen Besucher
Ein Jahr später, im April 2012, hatte sich 
die Zahl der monatlichen Besucher fast 
vervierfacht (7.574) und die Zahl der 
Downloads auf deutlich über 12.000 
mehr als versechsfacht. Im April 2013 ste-
hen wir bei fast 14.000 Besuchern und gut 
23.000 Downloads. Im gesamten Zeitraum 
sind die Zahlen relativ stetig gewachsen 
(siehe Abbildung).

Sie unterliegen allerdings jahreszeitli-
chen Schwankungen: Sowohl am Jah-
resende als auch im Sommer ist die Sei-
te deutlich weniger frequentiert. Das ist 
vermutlich leicht mit den wiederkehren-
den Rhythmen des Schuljahres zu erklä-
ren. Erfreulich ist auf jeden Fall der stetig 

steigende Trend und die inzwischen recht 
stabile Zahl von durchschnittlich mehr als 
20.000 Downloads im Monat.

Bemerkenswert ist auch, dass wir inzwi-
schen deutlich mehr als einen Download 
je Besucher verzeichnen, in manchen 
Monaten sind es fast doppelt so viele
Downloads wie Besucher. Das heißt: 
Jeder Besucher fi ndet im Schnitt deutlich 
mehr als ein Thema, das ihn interessiert 
und das er sich sichern möchte.

Diese Zahlen belegen deutlich: Die DGUV 
macht mit „Lernen und Gesundheit“ ein 
Angebot, das bei Lehrerinnen und Leh-
rern aller Schulformen auf Interesse
stößt. Und das auf einem Markt, der 
durchaus umkämpft ist. Die DGUV hat 
hier den Vorteil, als nichtkommerzieller, 
neutraler, seriöser und nicht von wirt-
schaftlichen Interessen geprägter Anbieter
auftreten zu können.

Marketing und Vernetzung
„DGUV Lernen und Gesundheit“ musste
als völlig neues Angebot zunächst be-
kannt gemacht werden. Dreh- und Angel-
punkt dabei war die Vernetzung unseres 
Angebots mit „lehrer-online“, der größten 
Plattform für Lehrkräfte in Deutschland. 
Optisch ist „Lernen und Gesundheit“ 
sehr deutlich ein DGUV-Angebot (siehe 

Abbildung), rein technisch ist es Bestand-
teil von „lehrer-online“. Auf dessen Start-
seite weist ein Banner auf das DGUV-An-
gebot hin. Noch wichtiger ist vielleicht ein 
technischer Eff ekt: Durch die Integration 
erhalten Lehrkräfte bei der Suche nach 
einem bestimmten Thema auf „lehrer-
online“ auch passende Suchergebnisse 
aus dem DGUV-Angebot. Viele Lehrkräfte 
lassen sich von „lehrer-online“ mit einem 
Newsletter über neue Themen informieren 
und erhalten auch auf diesem Wege Hin-
weise auf die neuen DGUV-Materialien. 
Wer dann allerdings auf dem DGUV-Portal 
landet, kann sich auch von uns monatlich 
über neue Themen informieren lassen.

Ganz wichtig war die Vernetzung mit den 
Angeboten der Bundesländer, die unter-
schiedliche Portale, Newsletter und Print-
produkte für Lehrkräfte produzieren. In-
zwischen ist das DGUV-Angebot in vielen 
dieser Produkte präsent, nicht überall 
dauerhaft, doch immer häufi ger. In die-
sem Zusammenhang kommt den Angebo-
ten und Informationen der Unfallkassen 
ebenfalls große Bedeutung zu. Sie verwei-
sen größtenteils sehr regelmäßig, teilwei-
se auch dauerhaft von ihren Internetseiten 
auf das DGUV-Portal. Noch etwas wertvol-
ler sind Hinweise in schulspezifischen 
Newslettern, wie sie zum Beispiel die 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz produziert.

Abbildung: Besucher (blaue Kurve) und Downloads (orange) je Monat auf 
www.dguv.de / lug – von April 2011 bis Mai 2013
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Nachholbedarf gibt es eher auf Seiten der 
Berufsgenossenschaften: Dort müssen wir 
noch deutlicher verankern, dass viele der 
Unterrichtsmaterialien für den berufsbil-
denden Bereich eine hohe Relevanz auch 
für betriebliche Ausbilder haben und des-
halb auch von den Berufsgenossenschaf-
ten beworben werden sollten.

Mittlerweile haben unter anderem die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA) und die Stiftung Waren-
test auf die hohe Qualität von LuG-Ma-
terialien hingewiesen. Erfolgreich war 
auch die Zusammenarbeit mit dem „Ar-
beitsprogramm Schulen“ in der Gemein-
samen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
(GDA): GDA Schulen hat sich von der Qua-
lität unserer Unterrichtsmaterialien über-
zeugt und weist Lehrkräfte auf das Portal 
ausdrücklich hin.

Auch eine Auszeichnung hat unser Por-
tal schon erhalten: Die Gesellschaft für 
Pädagogik und Information (GPI) hat das 
Schulportal der DGUV mit dem Comenius- 
EduMedia-Siegel prämiert – „für seine 
besondere didaktische und mediale Qua-
lität“.

Redaktionelle Qualität
Bewährt hat sich in der Redaktionsar-
beit, dass sich das neue Medium auf den 
erprobten Beirat der Zeitschrift „DGUV 
pluspunkt“ stützen kann. Auch dieses 
Medium richtet sich an Schulen und Leh-
rer, von daher bot es sich an, die beiden 
Medien miteinander zu verzahnen. Der 
Beirat wurde inzwischen um weitere Leh-
rerinnen und Lehrer verstärkt, außerdem 

konnte ein Experte für lehrerspezifi sche 
Online-Angebote gewonnen werden. Ne-
ben weiteren Experten aus dem Bereich 
der Unfallversicherung ist auch der Fach-
bereich Bildungswesen und das Sachge-
biet Schulen vertreten. So kann der Beirat 
gemeinsam mit der Redaktion und weite-
ren im Einzelfall hinzugezogenen Exper-
ten ein hohes Maß an didaktischer und 
inhaltlicher Qualität sicherstellen. Die 
redaktionelle Arbeit hat als Dienstleister 
der Universum-Verlag übernommen.

Die enge Verschränkung der beiden 
Medien, die sich gegenseitig stützen und 
stärken, spiegelt sich auch darin, dass 
„DGUV pluspunkt“ seine Onlinepräsenz 
im Portal „DGUV Lernen und Gesundheit“ 
gefunden hat: ein gemeinsames Angebot 
der DGUV für Schulen, für Lehrerinnen 
und Lehrer.

Anstehende Aufgaben
Was bleibt zu tun? Neben der weiteren 
Vermarktung des immer noch relativ 
neuen Angebots strebt die Redaktion ei-
ne bessere Kopplung an Nutzerwünsche 
an. Direkte Kontakte zur Zielgruppe sind 
bisher eher die Ausnahme, direktes Feed-
back der Lehrerinnen und Lehrer ist leider 
selten. Wünschenswert wären aus Sicht 
der Redaktion mehr Gelegenheiten zur di-
rekten Kommunikation, beispielsweise in 
Seminaren der Unfallkassen für die Ziel-
gruppe (Hinweise auf konkrete Möglich-
keiten in diesem Bereich an den Verfasser 
sind sehr willkommen). Das könnte der 
Redaktion neue Impulse für ihre inhaltli-
che Arbeit geben und Hinweise darauf, wo 
das Angebot noch optimiert werden kann, 

welche Themen aus Sicht der Zielgruppe 
besonders wichtig sind und welche viel-
leicht weniger.

Darüber hinaus strebt die DGUV so bald 
wie möglich eine grundlegende wissen-
schaftliche Evaluation ihres Portals an: 
Angedacht ist dazu eine Kooperation 
zwischen dem Bereich Evaluation im 
Dresdner Institut Arbeit und Gesundheit 
(IAG) und dem Lehrstuhl für Medien-
didaktik der Universität Duisburg-Essen. 
Diese Evaluation soll gründlich konzi-
piert und durchgeführt werden, damit 
die Ergebnisse belastbar sind. Auch dar-
über wird im „DGUV Forum“ zu berichten 
sein. ●
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2013
Auszeichnungen 

„Die Gesellschaft für Pädagogik und Information (GPI) 
hat das Schulportal der DGUV wegen seiner besonderen 
didaktischen und medialen Qualität mit dem Comenius-
EduMedia-Siegel ausgezeichnet.“
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n der Verordnung über Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei Tätigkei-
ten mit biologischen Arbeitsstoff en,

kurz Biostoffverordnung, findet man 
den Begriff  der biologischen Arbeitsstof-
fe (Biostoffe). Aber was sind eigentlich 
biologische Arbeitsstoff e in der Arbeits-
welt? 

Unter diesen Begriff  fallen alle Mikroor-
ganismen, die beim Menschen Infektio-
nen hervorrufen können sowie sensibi-
lisierende oder toxische Eigenschaften 
besitzen. Dazu gehören auch gentech-
nisch veränderte Mikroorganismen. Da-
bei wird eine Vielzahl von Biostoffen in 
der Wissenschaft und Forschung, in der 
Biotechnologie und Versuchstierhaltung 
sowie zunehmend in der Industrie gezielt 
eingesetzt oder tritt dabei auf. 

Weiterhin können Beschäftigte bei-
spielsweise bei Reinigungs- und Sanie-
rungsarbeiten oder bei Tätigkeiten in der 
(Veterinär-) Medizin, der Land-, Forst-, 
Abwasser- und Abfallwirtschaft sowie in 
Biogasanlagen und Schlachtbetrieben mit 
Biostoffen in Kontakt kommen. Hierbei 
treten Gefährdungen auf, die es sicher zu 

beherrschen gilt. Biologische Arbeitsstof-beherrschen gilt. Biologische Arbeitsstof-
fe müssen daher an vielen Arbeitsplätzen fe müssen daher an vielen Arbeitsplätzen 
in den verschiedensten Industriezweigen, in den verschiedensten Industriezweigen, 
aber auch in öff entlichen Einrichtungen aber auch in öff entlichen Einrichtungen 
wie Hochschulen und Universitäten in wie Hochschulen und Universitäten in 
die Gefährdungsbeurteilung einbezogen die Gefährdungsbeurteilung einbezogen 
werden. 

Eine wesentliche Grundlage in der Gefähr-Eine wesentliche Grundlage in der Gefähr-
dungsbeurteilung ist die Einstufung der dungsbeurteilung ist die Einstufung der 
biologischen Arbeitsstoff e in vier Grup-biologischen Arbeitsstoff e in vier Grup-
pen, die sogenannten Risikogruppen. Die pen, die sogenannten Risikogruppen. Die 
Einteilung erfolgt in Anlehnung an Emp-Einteilung erfolgt in Anlehnung an Emp-
fehlungen der Weltgesundheitsorganisa-fehlungen der Weltgesundheitsorganisa-
tion und berücksichtigt die Schwere der tion und berücksichtigt die Schwere der 
hervorgerufenen Krankheit, die Verbrei-hervorgerufenen Krankheit, die Verbrei-
tungsgefahr in der Bevölkerung sowie die tungsgefahr in der Bevölkerung sowie die 
Behandlungs- und Präventionsmöglich-Behandlungs- und Präventionsmöglich-
keiten. In die Risikogruppe 1 werden da-keiten. In die Risikogruppe 1 werden da-
her diejenigen biologischen Arbeitsstoff e her diejenigen biologischen Arbeitsstoff e 
eingestuft, bei denen es unwahrschein-eingestuft, bei denen es unwahrschein-
lich ist, dass sie beim Menschen eine lich ist, dass sie beim Menschen eine 
Krankheit verursachen. Risikogruppe 4 
dagegen umfasst die biologischen Arbeits-
stoff e, die schwere Krankheiten verursa-
chen, deren Behandlung oder wirksame 
Vorbeugung nicht möglich ist und bei 
denen eine Gefahr einer Verbreitung in 
der Bevölkerung groß ist. Weitere Risiken

wie toxische oder sensibilisierende
Eigenschaften werden für die Einstufung 
in die Risikogruppen nicht berücksich-
tigt. Diese Gefährdungen sind extra zu 
betrachten und zu bewerten. 

Nun ist in Abhängigkeit der Dauer der 
möglichen Exposition, der Tätigkeit und 
der Einstufung der biologischen Arbeits-
stoffe der Grad der Gefährdung zu be-
stimmen, um daraus die entsprechenden 
Schutzmaßnahmen abzuleiten. Ein hoher 
Wissensstand ist hierfür Voraussetzung. 
Die dazu notwendigen Informationen 
fi ndet man bislang verstreut in den ver-
schiedensten Medien.

GESTIS-Biosto� datenbank

„Gefahr gebannt – biologische 
Arbeitssto� e im Visier“
Die Biosto� datenbank geht auf den Weg – ein gemeinsamer 
Wille macht es möglich.

„Die Biostoffdatenbank soll Arbeitgeber bei der Umsetzung 
der Biostoffverordnung unterstützen und gleichzeitig auch 
der interessierten Öffentlichkeit als Informationsquelle 
über Gefahren und Schutzmaßnahmen zur Verfügung stehen. 
Sie wird damit einen wichtigen Beitrag zum Schutz der 
Gesundheit der Beschäftigten leisten.“

I
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Dies soll sich in Zukunft ändern. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS), die Berufsgenossenschaft Roh-
stoff e und chemische Industrie (BG RCI) 
und die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung (DGUV) haben beschlossen, 
dass eine internetbasierte Biostoff daten-
bank entwickelt, eingerichtet und beim 
Institut für Arbeitsschutz (IFA) der DGUV 
unterhalten wird. Die Datenbank soll frei 
zugänglich sein und kostenlos für jeden 
Interessierten nutzbare Informationen zu 
Biostoffen im Sinne der Biostoffverord-
nung beinhalten. Neben wissenschaft-
lichen Fakten über Infektionspotenzial, 
Krankheitsbilder und Übertragungswege 
der Mikroorganismen steht der Arbeits-
schutz im Mittelpunkt. Hier sollen die 
Fragen der Beschäftigten und der Unter-
nehmer beantwortet werden: Mit was ar-
beite ich, in welche Risikogruppe ist mein 
biologischer Arbeitsstoff  eingestuft und, 
noch wichtiger, was muss ich konkret 
tun, um sicher arbeiten zu können? Da-
mit soll keine Datenbank für Spezialisten 
und Wissenschaftler entstehen, sondern 
eine für Beschäftigte, Unternehmer und 
weitere Interessierte wie beispielsweise 
die Fachkräfte für Arbeitssicherheit und 
Betriebsärzte. 

Die Biostoff datenbank hat das Ziel, den 
Arbeitgeber bei der Umsetzung der Bio-
stoffverordnung zu unterstützen und 
gleichzeitig auch der interessierten Öf-
fentlichkeit als Informationsquelle 
über Gefahren und Schutzmaßnahmen 
zur Verfügung stehen. Sie wird damit 
einen wichtigen Beitrag zum Schutz der 
Gesundheit der Beschäftigten und der 
Öff entlichkeit leisten. 

Die Biostoff datenbank soll im Rahmen der 
erfolgreichen GESTIS-Datenbanken des 
Instituts für Arbeitsschutz (IFA) der DGUV 
unter dem Namen GESTIS-Biostoff daten-
bank eingerichtet werden.

Den gemeinsamen Willen zur Einrichtung 
und Umsetzung der Biostoffdatenbank 
haben der Vertreter des BMAS, Unter-
abteilungsleiter Michael Koll, Dr. Walter
Eichendorf, stellvertretender Haupt-
geschäftsführer der DGUV, und Ulrich 
Meesmann, Mitglied der Geschäftsfüh-
rung der BG RCI, durch die feierliche 
Unterzeichnung einer Vereinbarung im 
Rahmen der 110. Technischen Jahreskon-
ferenz der Chemieindustrie der BG RCI 
zum Ausdruck gebracht.

Die Online-Schaltung der GESTIS-Bio-
stoffdatenbank als ein neues, für die 
Praxis nutzbares Instrument zur Verbes-
serung von Sicherheit und Gesundheits-
schutz der Beschäftigten am Arbeitsplatz 
ist für das späte Frühjahr 2014 vorgese-
hen. ●
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Aufsichtsperson der Branchen-
prävention Chemische Industrie, 
Abteilung Prävention der BG RCI
E-Mail: beatrice.spottke@bgrci.de
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Träger der gesetzlichen Un-
fallversicherung haben an ei-
nem zweijährigen Benchmar-

king-Projekt der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) zur „Eff ektivi-
tät und Wirtschaftlichkeit der Heilverfah-
renssteuerung“ teilgenommen. Ziel des 
Projekts war es, durch einen strukturier-
ten Vergleich Ansatzpunkte zur Prozess-
optimierung zu fi nden. Grundlage dieser 
Untersuchungen war die Analyse von

• Abläufen und Strukturen der 
Heilverfahrenssteuerung,

• Fallabgrenzungskriterien,
• eingesetzten Kapazitäten,
• eingesetzten Steuerungsinstrumenten 

und
• Ergebnisdaten.

Der Begriff Heilverfahrenssteuerung 
umfasst dabei die versicherungsseitige 
Fallbearbeitung (Anlage des Falles, Da-
tenerfassung, Rechnungsprüfung und 

Entschädigung etc.) sowie die aktive Pla-
nung, Abstimmung und Überwachung der 
medizinischen, berufl ichen und sozialen 
Rehabilitation. Die Steuerung der Heilver-
fahren bildet somit auch den spezifi schen 
Auftrag der gesetzlichen Unfallversiche-
rung der Rehabilitation „mit allen geeig-
neten Mitteln“ ab.

1. Inhaltliches und methodischen 
Vorgehen
Das „DGUV“-Benchmarking wird in Form 
eines Prozess-Benchmarkings durchge-
führt. Der Vergleich von Abläufen (Pro-
zessen) steht im Fokus der Untersuchung. 
Anders als ein reiner Kennzahlenver-
gleich, der lediglich auf relativ abstrak-
tem Niveau Unterschiede zwischen Kenn-
zahlen deutlich macht, analysiert das 
Prozess-Benchmarking auch die Gründe 
für unterschiedliche Kennzahlenausprä-
gungen. Die Träger erhalten so konkrete 
Handlungsempfehlungen zur Optimie-
rung ihrer Prozesse.

Die Projektergebnisse basieren auf folgen-
der Vorgehensweise:

Trägerübergreifende Abgrenzung 
der Fallkategorien
Das Projekt basierte aus Gründen der Ver-
gleichbarkeit auf einer einheitlichen Fall-
abgrenzung:

• vereinfachte Heilverfahrenssteuerung 
(entspricht bei den meisten Trägern 
der einfachsten Fallkategorie)

• qualifi zierte Heilverfahrenssteuerung 

 –  überwachende Heilverfahrens-
steuerung (überwiegend reaktiv, 
Beobachtung von Abweichungen)

 –  erweiterte Heilverfahrenssteuerung 
(überwiegend aktiv steuernde 
Tätigkeiten, zum Beispiel Einleitung 
von Reha-Maßnahmen, gesonderte 
Untersuchungen),

Benchmarking-Projekt abgeschlossen

Heilverfahrenssteuerung lohnt sich!
Eine konsequente, an den individuellen Bedürfnissen ausgerichtete Betreuung von Versicherten 
ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor bei der Rehabilitation schwererer Verletzungsmuster. 
Das Benchmarking-Projekt zur „E� ektivität und Wirtscha� lichkeit der Heilverfahrenssteuerung“ 
bestätigt wesentliche Eckpfeiler der Heilverfahrenssteuerung der Unfallversicherungsträger.

23

Abbildung 1: Referenzprozessmodell im Benchmarkingprojekt „E� ektivität und Wirtscha� lichkeit der Fallsteuerung“

überwachende, erweiterte & intensive HV

TP 3:
Planung der 

Heilverfahrenssteuerung

TP 4:
Durchführung der

Heilverfahrenssteuerung

TP 5:
Kontrolle / Überwachung
Heilverfahrenssteuerung

TP 6:
Heilverfahrenssteuerung

anpassen

TP 0:
Vorprozess (Meldung)

TP 1a:
Ersteingang

TP 1b:
Folgeeingang

TP 2:
Scannen und Registratur

TP 7:
Rentenverfahren

TP 8:
sonstige Geldleistungen

Q
ue

lle
: D

G
U

V

36 · DGUV Forum 7 · 8/13

Unfallversicherung



 –  intensive Heilverfahrenssteuerung 
(Individuelle Planung und Steuerung
durch den Unfallversicherungs-
träger in der Regel mit persönlicher 
Kontakt aufnahme zu Versichertem 
und Leistungserbringer).

Entwicklung Referenzprozessmodell
Zur Prozesserhebung legten die Projekt-
mitglieder einen gemeinsamen Referenz-
prozess bis auf die Ebene einzelner Tätig-
keiten fest (Abbildung 1).

Zielde� nition und Kennzahlen, 
Hypothesen zu Erklärungsfaktoren
Zunächst erfolgte in der Projektgruppe 
die Definition von Zielen und Kennzah-
len für die vereinfachte und qualifizier-
te Heilverfahrenssteuerung. Die Analyse 
fand in den Ergebnisdimensionen Kosten, 
Zeit und Qualität statt, sodass ein mehrdi-
mensionales Ziel- und Kennzahlensystem 
entstand.

Aus den Zielen wurden Hypothesen abge-
leitet und die Wirkung der Einfl ussfaktoren 
auf die Ergebnisgrößen getestet. Es folgte 
eine Überprüfung der Hypothesen auf 
statistisch signifi kante Zusammenhänge.

Datenerhebung und -auswertung
Bei jedem beteiligten Träger fanden vor 
Ort Prozesserhebungsworkshops statt, 
um die jeweiligen Abläufe und Organi-
sationsstrukturen zu ermitteln. Die dabei 
dokumentierten Prozesse lieferten Erklä-
rungsfaktoren bei der Analyse von Ergeb-
nisunterschieden und bei der Ableitung 
konkreter Handlungsempfehlungen zur 
Prozessoptimierung.

Daneben wurden Daten durch System- und 
Aktenauswertungen ermittelt. Vertiefende 
Analysen fanden im Bereich der qualifi-
zierten Heilverfahrenssteuerung anhand 
folgender von Beispieldiagnosen statt:

• Fersenbeinfraktur
• Unterschenkelfraktur
• VKB-Ruptur
• Mittelhandfraktur
• distale Radiusfraktur
• Sprunggelenksverletzungen 

Weber A, B, C

Zur Ermittlung der Verwaltungskosten 
für die untersuchten Prozesse erfolgten 
träger spezifi sche Kapazitätserhebungen.

Alle Ergebnisse wurden mittels statistischer 
Auswertungen überprüft. Zusätzlich zu 
den statistischen Auswertungen fand ein 
Experten workshop mit Führungskräften, 
Sachbearbeitern der Unfallversicherungs-
träger, IT-Experten, Psychologen und Medi-
zinern statt, um die erhobenen Daten sowie 
die Schlussfolgerungen aus den Untersu-
chungen interdisziplinär zu reflektieren. 
Das Projekt wurde durchgängig von der ex-
ternen Unternehmensberatung Kienbaum 
begleitet. Dieses Vorgehen ermöglichte eine
Qualitätssicherung der Benchmarking- 
Ergebnisse auf vielfältigen Ebenen.

2. Ergebnisse des Projektes
Vereinfachte Heilverfahrens-
steuerung
In der vereinfachten Heilverfahrenssteue-
rung lag der Schwerpunkt der Analyse auf 
den Ergebnisdimensionen Kosten und Zeit.

Im Bereich der vereinfachten Heilverfah-
renssteuerung führt ein hoher Automa-
tisierungsgrad zu einer Reduzierung der 
Bearbeitungszeiten, des personellen Res-
sourcenaufwands und der Prozesskosten 
ohne dass geringere Beträge bei Rech-
nungskürzungen entstehen oder eine 
nachweisbare Erhöhung der Fehlerquote 
bei Erfassung und Verschlüsselung von 
Daten eintritt. ▸
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„Die Träger erhalten konkrete 
Handlungsempfehlungen zur 
Optimierung Ihrer Prozesse.“

◂ Der Mensch steht im Mittelpunkt.

DGUV Forum 7 · 8/13 · 37

Heilverfahrenssteuerung



Die Fehlerquote ist mit 1,5 Prozent im 
Träger durchschnitt übergreifend sehr ge-
ring. Hebel zur Prozessoptimierung sind 
die Erhöhung des Automatisierungsgra-
des bei der Übermittlung und Verarbei-
tung eingehender elektronischer Daten, 
die Vermeidung von Schnittstellen so-
wie eine auf das Maß des Notwendigen 
beschränkte Datenerhebung.

Empfohlen wird den Anteil digital zu bear-
beitender Dokumente analog zum DALE-
Modell (Datenaustausch mit Leistungs-
erbringern) oder den Grad elektronisch 
auslesbarer Daten mittels eines Scannens 
von Belegen zu Beginn des Arbeitsprozes-
ses unter Anwendung einer OCR (Optical 
Character Recognition) zu erhöhen.

Die Beispiele guter Praxis zeigen, dass 
niedrige Prozesskosten in der vereinfach-
ten Heilverfahrenssteuerung einhergehen 
mit fl achen Hierarchien und einer hohen 
Entscheidungskompetenz der Sachbe-
arbeitung. Dadurch reduzieren sich der 
Abstimmungsaufwand und die Zahl der 
Schnittstellen.

Quali� zierte Heilverfahrens-
steuerung
Sind bei der vereinfachten Heilverfah-
renssteuerung die Potenziale der Auto-
matisierung erkennbar, so nimmt mit zu-
nehmender Fallschwere deren Nutzen ab. 
Hier steigen die Anforderungen an eine 
fachkundige, individualisierte Steuerung 
durch eine qualifi zierte Sachbearbeitung.

Die Rehabilitation in der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
ist erfolgreich!
Bei allen beteiligten Trägern wird der 
weitaus überwiegende Teil der Versicher-
ten bei den untersuchten Diagnosen in 
gleiche oder ähnliche Tätigkeit eingeglie-
dert. Die Wiedereingliederungsquote be-
trägt 97 Prozent.

Auswirkung des Steuerungsgrades 
auf die Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
und die Quote der Fälle mit Erwerbs-
minderung
Eine Besonderheit der Steuerung des 
Heilverfahrens in der gesetzlichen Un-
fallversicherung ist die individualisierte 
persönliche Begleitung des Heilverfah-
rens durch den Unfallversicherungsträ-
ger. Zur Untersuchung der Frage, ob die-
se Steuerung einen positiven Einfluss 
auf das Ergebnis des Heilverfahrens hat, 
wurden folgende Merkmale defi niert, an 
denen sich ein hoher Steuerungsgrad er-
kennen lässt:

• Fand ein persönlicher Kontakt vor 
Ort mit den Versicherten statt?

• Erfolgte die Erstellung eines
individuellen Reha-Plans zur 
Heilverfahrenssteuerung?

• War dieser Reha-Plan persönlich 
mit den Versicherten abgestimmt?

• Hat ein Teamgespräch mit den Versi-
cherten und den an der Heilbehand-
lung Beteiligten stattgefunden?

• Gab es Ansätze, die auf eine Arbeits-
platzorientierung der Reha hinweisen, 
wie beispielsweise die Erstellung 
eines Tätigkeitsprofi ls oder die Durch-
führung eines EFL-Screenings?

• Sind in der Akte Hinweise auf ermittelte
Kontextfaktoren ersichtlich?

Anschließend wurden die Träger grup-
piert nach Trägern mit einem hohen, mitt-
leren und niedrigen Steuerungsgrad.

Der Einfluss des Steuerungsgrades auf 
den Anteil von Fällen mit Minderung der 
Erwerbsfähigkeit (MdE) ist überwiegend 
sichtbar, bei mehreren Diagnosen auch 
statistisch nachgewiesen. Es zeigt sich, 
dass intensivere Steuerung tendenziell zu 
einer geringeren MdE führt. Ein Einfl uss 
auf die Dauer der Arbeitsunfähigkeit ist 
ebenso zu erkennen.

Die Abbildung 2 stellt die Arbeitsunfähig-
keit in Abhängigkeit vom Steuerungsgrad 
beispielhaft für die Diagnose Unterschen-
kelfraktur dar.

Träger, die einen hohen Steuerungsgrad 
aufweisen, haben im Vergleich zu Trägern 
mit niedrigem Steuerungsgrad eine um 80 
Tage geringere durchschnittliche Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit.

Im Projekt konnte auch der positive Zu-
sammenhang zwischen einer struktu-
rierten Zusammenarbeit mit Netzwerk-
partnern und den Ergebnisparametern 
nachgewiesen werden.

Aufwand für die intensive 
Heilverfahrenssteuerung
Im Projekt wurde auf Basis von Kapazi-
tätsschätzungen ermittelt, dass für die 
intensive Heilverfahrenssteuerung ein 
durchschnittlicher Zeitbedarf von 40 bis 
50 Stunden je Fall von den teilnehmen-
den Trägern eingeplant wurde (abhängig 
von der Versichertenstruktur, der Größe

„In der qualifizierten Heilverfahrenssteuerung steigen die Anforderungen an eine fachkundige, 
individualisierte Steuerung durch eine qualifizierte Sachbearbeitung.“
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des Zuständigkeitsgebietes, dem Entwick-
lungsstand des Netzwerkes etc.). Im Um-
kehrschluss bedeutet dies, dass eine Voll-
zeitkraft bei einer Jahresarbeitszeit von 
1.600 Stunden ungefähr 40 Fälle pro Jahr 
betreut hat. Auf Basis der oben dargestell-
ten Kapazitätsschätzung lassen sich Pro-
zesskosten von rund 1.500 Euro für die 
intensive Heilverfahrensteuerung eines 
Falles berechnen.1

Wie oben gezeigt wurde, führt ein höherer
Steuerungsgrad sowie der Aufbau effi  zi-
enter Netzwerke in der intensiven Heil-
verfahrenssteuerung zu einer kürzeren 
durchschnittlichen Dauer der Arbeitsun-
fähigkeit und einer geringeren MdE-Quo-
te. Durch die zum Teil deutlich kürzeren 
Arbeitsunfähigkeitszeiträume wiegen die 
eingesparten Verletztengeldzahlungen 
die eingesetzten Prozesskosten auf. Hin-
zu kommen niedrigere Kosten für Rehabi-
litation und Entschädigungen sowie eine 
erhöhte Versichertenzufriedenheit durch 
die Einbindung der Versicherten in die 
Planung der Rehabilitation und eine ziel-
orientierte berufl iche, medizinische und 
soziale Rehabilitation. Heilverfahrens-
steuerung lohnt sich für die Versicher-
ten, die Unternehmer und die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung!

Einfluss von Kontextfaktoren
Kontextfaktoren sind gemäß dem bio-
psychosozialen Modell der International 
Classification of Functioning Disability 
and Health (ICF) alle Gegebenheiten des 
Lebenshintergrundes einer Person und in 
Umweltfaktoren und personenbezogene
Faktoren gegliedert. Diese können als 
Förderfaktoren oder Barrieren den Heil-
verlauf positiv oder negativ beeinfl ussen. 
Der Einfl uss dieser Faktoren auf Wieder-
eingliederungsquoten und die Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit ist durchgängig statis-
tisch nachweisbar.

Ein wesentlicher Kontextfaktor ist die 
Art der Tätigkeit. Der Erfolg der Einglie-
derung ist bei Personen mit überwie-
gend geistigen Tätigkeiten höher als bei 
Personen mit überwiegend körperlichen 
Tätigkeiten. Als besonders relevant ha-
ben sich, neben der Art der Tätigkeit die 
Kontextfaktoren „chronischer Schmerz“, 
„fehlende berufl iche Perspektiven“ sowie 

„ein als traumatisierend erlebtes Unfall-
geschehen“ herausgestellt.

Kontextfaktoren sollten möglichst frühzei-
tig strukturiert und zum Beispiel mit Hilfe 
eines Fragebogens erhoben werden. Zum 
Teil sind Kontextfaktoren bereits aus dem 
D-Arzt-Bericht ersichtlich. Darüber hinaus 
empfi ehlt sich bei Fällen der erweiterten 
und intensiven Heilverfahrenssteuerung 
ein möglichst frühzeitiger persönlicher 
Kontakt mit den betroff enen Versicherten.

Generell verdeutlichten die Beispiele gu-
ter Praxis die Bedeutung einer validen 
Informationsbasis für die Heilverfah-
renssteuerung. Eine besondere Bedeu-
tung kommt dabei auch der Sicherung 
und Validierung der Diagnose auf Basis 
einer möglichst genauen und korrekten 
Diagnoseverschlüsselung zu. Bei der ers-
ten Fallzuweisung sollten ausgewählte 
spezifi sche Diagnosen bestimmt werden, 
die alleine oder in Kombination mit der 
Art der Tätigkeit oder anderen Kontextfak-
toren einer intensiven Heilverfahrenssteu-
erung zugeführt werden.

Statistisch signifi kant lässt sich zudem ei-
ne Beschleunigung des Verfahrens durch 
die Anwendung standardisierter Renten-
feststellungsverfahren mit der Entschädi-
gung durch eine Gesamtvergütung nach-
weisen. Die bestehenden Verfahren zur 
allgemeinen Unfallversicherung (AUV) 
sollten entsprechend genutzt und analoge 
Verfahren für die Schülerunfallversiche-
rung (SUV) entwickelt werden.

3. Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
das Benchmarking-Projekt wesentliche 
Eckpfeiler der Heilverfahrenssteuerung 
der Unfallversicherungsträger bestätigt. 
Eine konsequente, an den individuellen 
Bedürfnissen ausgerichtete Betreuung 
von Versicherten ist ein wesentlicher Er-
folgsfaktor bei der Rehabilitation schwe-
rerer Verletzungsmuster. Ein Ergebnis des 
Projekts ist zudem, dass es nicht die „ide-
ale gesetzliche Unfallversicherung“ gibt, 
sondern unterschiedliche Ansätze zu gu-
ten Ergebnissen führen. Gleichwohl wird 
aus den Detailanalysen eine Vielzahl von 
konkreten Handlungsempfehlungen ab-
geleitet. Diese bilden eine Basis für eine 

kontinuierliche Prozessoptimierung der 
Heilverfahrenssteuerung. Das Projekt be-
schreibt zudem Ansatzpunkte für weite-
re trägerübergreifende Aktivitäten, mit 
denen die Heilverfahrenssteuerung zu-
künftig optimiert werden kann. Die Er-
fahrungen mit der Umsetzung der Projekt-
ergebnisse sollen in drei bis vier Jahren in 
einer Evaluation untersucht werden.

Neben der Erarbeitung fundierter fachli-
cher Ergebnisse konnte ein weiterer Nut-
zen des Benchmarkings erreicht werden: 
die Etablierung eines trägerübergreifen-
den Lernprozesses, der auch über das ei-
gentliche Projektende hinaus trägt. Gera-
de die Zusammenarbeit zwischen Trägern 
verschiedener Größe, Kulturen und Er-
fahrungshintergründen in der Heilver-
fahrenssteuerung ermöglichten „Blicke 
über den Tellerrand“, die einen großen 
Erkenntnisgewinn nach sich zogen. Somit
haben Benchmarking-Projekte auch ei-
ne gemeinschaftsfördernde Funktion im 
Sinne der Etablierung eines kontinuier-
lichen Verbesserungsprozesses. ●
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nformationen in Leichter Sprache sol-
len Menschen mit Lernschwierigkei-
ten in die Lage versetzen, mehr selbst 

zu entscheiden und mitzubestimmen. Das 
können sie aber nur, wenn sie Informati-
onen verstehen, ohne dabei auf fremde 
Hilfe angewiesen zu sein. Dieses Recht 
auf Selbstbestimmung beginnt im Kleinen, 
zum Beispiel bei der Essensbestellung in 
der Wohngruppe, und zieht sich durch alle 
Lebensbereiche. Auch Menschen mit Lern-
behinderungen sollen nachlesen können, 
was zum Beispiel das „Persönliche Bud-
get“ ist, was in dem Brief vom Amt oder 
in einem Parteiprogramm steht. Neben 
Menschen mit Lernschwierigkeiten kön-
nen auch Menschen mit geringen Deutsch-
kenntnissen oder mit Schreib- und Lese-
schwächen von Informationen in Leichter 
Sprache profi tieren.

Was ist Leichte Sprache?
Leichte Sprache, einfache Sprache, ver-
ständliche Sprache – es gibt verschiedene 
Begriffl  ichkeiten für vermeintlich ein und 
dieselbe Sache. Vermeintlich, denn hinter 
den genannten Begriff en verbergen sich 
verschiedene Konzepte. Daher ist genau 
zu defi nieren, was Leichte Sprache – so 
wie sie im Aktionsplan gefordert wird –
ist. Leichte Sprache ist eine besonders 
leicht verständliche Ausdrucksweise, 
sowohl in geschriebener als auch in ge-
sprochener Form. Leichte Sprache ver-
mittelt in sehr reduzierter Form Inhalte 
an Menschen, die Texte in „normaler“ –
schwieriger – Sprache nicht verstehen 
können, zum Beispiel aufgrund von Lern-
schwierigkeiten oder Lernbehinderungen. 
Leichte Sprache ist keine einfache Spra-
che für alle, deshalb wird es auch zukünf-
tig nicht ausschließlich Publikationen in 
Leichter Sprache geben. In Analogie zu 
Fremdsprachen und in Abgrenzung zur 
einfachen Sprache wird Leichte Sprache
groß geschrieben.

Sowohl für die Leichte Sprache als auch 
für einfache Sprache gibt es (noch) kei-
ne allgemeingültigen Definitionen. Oft 
werden beide Begriff e synonym benutzt, 
was zu Missverständnissen führen kann. 
Denn auch mit der Verwendung von ein-
facher Sprache (auch verständliche Spra-
che genannt) sollen komplexe Inhalte 
verständlicher und einfacher aufbereitet 

werden – zum Beispiel durch einen ein-
fachen Satzbau und den Verzicht auf ent-
behrliche Fach- und Fremdwörter. Diese 
Grundsätze finden sich beispielsweise 
in den UV-Formtext-Standards des AK 
„Formtexte“ der DGUV. Sie sollen auch 
Grundlage für einen Leitfaden sein, um 
Präventionsmedien praxisnaher und ver-
ständlicher aufzubereiten. ▸

Barrierefreie Kommunikation

Angebote in Leichter Sprache für 
Menschen mit Lernschwierigkeiten
Der Aktionsplan der gesetzlichen Unfallversicherung zur Umsetzung der UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit Behinderung sieht eine konsequente Weiterentwicklung der 
barrierefreien Kommunikation vor. Um dieses Ziel zu erreichen, soll es auch Informationen 
in Leichter Sprache geben. Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) erarbeitet 
zurzeit dafür einen Standard und wird diesen den Unfallversicherungsträgern als Handlungshilfe 
zur Verfügung stellen.

I

Die gesetzliche Unfallversicherung hat 
eine eigene Bildmarke entwickelt, 
um auf Publikationen in Leichter Sprache 
aufmerksam zu machen.

Das Konzept Leichte Sprache 
ist aus den Reihen der Betroffenen 
selbst entstanden. Vor mehr als 40 
Jahren wurde in den USA der Verein 
„People First“ von Menschen mit Be-
hinderungen gegründet. Zu ihren For-
derungen nach mehr Selbstbestim-
mung gehörte unter anderem auch 
das Recht auf Informationen in Leich-
ter Sprache. In Deutschland gibt es 
Leichte Sprache seit ungefähr 15 Jah-
ren. Auch hier kommt die Forderung 
aus den Reihen der Betro� enen. Die 
ersten deutschen Regeln für Leichte 
Sprache gab es 1998. Mittlerweile 
gibt es neue Regeln vom „Netzwerk 
Leichte Sprache“ – ein Zusammen-
schluss von verschiedenen Instituti-
onen und Anbietern von Dienstleis-
tungen rund um die Leichte Sprache.
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Texte in Leichter Sprache werden immer 
mit Illustrationen bebildert. Bilder helfen 
Menschen, die eine eingeschränkte Lese-
kompetenz haben, einen Text besser zu 
verstehen. Dies verdeutlicht die Broschüre 
„Denk an mich. Dein Rücken – Informationen 
für Beschä� igte in Leichter Sprache“.
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Leichte Sprache aber geht weit darüber 
hinaus, sie folgt festen Regeln und Texte in 
Leichter Sprache werden immer von einer 
Prüfgruppe auf Verständlichkeit hin unter-
sucht. Prüfgruppen bestehen aus Men-
schen mit Lernschwierigkeiten, die darin 
geschult sind, solche Prüfungen durchzu-
führen. Verstehen sie ein Wort, einen Satz 
oder einen Zusammenhang nicht, muss die 
Übersetzung überarbeitet werden. 

Was wird übersetzt?
Oft wird die Frage gestellt, welche Bro-
schüren und Flyer in Leichter Sprache an-
geboten werden sollen. Der Aktionsplan 
der gesetzlichen Unfallversicherung ist an 
diesen Stellen sehr allgemein formuliert. 

„Es werden Informations- und Schu-
lungsmaterialien entwickelt, die sich an 
den Zielen der UN-BRK orientieren und an 
verschiedene Ziel gruppen in der gesetz-
lichen Unfallversicherung anpassen 
lassen (…) Allgemeines Infomaterial in 
leichter Sprache und Gebärdensprache.“

(Aktionsplan S. 23)

„Barrierefreie Kommunikation heißt nicht 
nur, dass die Websites zugänglich sind, 
es heißt auch, dass für die Zielgruppe 
relevante Verö� entlichungen in leichter 
Sprache zur Verfügung stehen.“

(Aktionsplan S. 27)

„Die gesetzliche Unfallversicherung 
gestaltet ihre Medien für Menschen mit 
unterschiedlichen Beeinträchtigungen 
barrierefrei. Wesentliche Informationen 
sind auch in leichter Sprache erhältlich.“

(Aktionsplan S. 29)

Was genau allgemeine, wesentliche und 
relevante Informationen sind, wird im 
Einzelfall abzuwägen sein. Es ist sicher 
ratsam, mit allgemeineren Informationen 
zu beginnen, zum Beispiel mit einer Bro-
schüre, in der die Aufgaben und Leistun-
gen eines Trägers beschrieben sind. Da-
rauf folgen Informationen zu relevanten 
Themen für die Zielgruppe, zum Beispiel 
Informationen zum „Persönlichen Bud-
get“. Letztendlich kann man kein Thema 
von vornherein ausschließen, sondern 
muss Prioritäten setzen. Bevor Flyer oder 
Broschüren in Leichte Sprache übersetzt 
werden, müssen sie redaktionell bearbei-
tet werden. Was bedeutet das? Man soll-tet werden. Was bedeutet das? Man soll-
te in dem Text Schwerpunkte setzen, ihn 
logisch aufbauen (das Wichtigste zuerst) 
und den Text bei Bedarf kürzen. Als Faust-
regel gilt, dass der fertig übersetzte Text 
im Layout nicht mehr als 20 DIN A4-Seiten 
umfassen sollte.
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Die Defi nition von Leichter Sprache, die 
Regeln, die Hinweise zur Verwendung von 
Bildern und Illustrationen sowie Informa-
tionen zur Übersetzung und Prüfung der 
Texte werden in einem eigenen Kapitel im 
Handbuch Corporate Design der DGUV 
aufgenommen. Sie stehen damit allen 
Unfallversicherungsträgern als konkre-
te Handlungshilfe zur Verfügung. Darü-
ber hinaus entsteht ein „Wörterbuch“, in 
dem Begriff e aus der gesetzlichen Unfall-
versicherung in Leichter Sprache erklärt 
werden. Dieses Wörterbuch kann den 
Übersetzern und Übersetzerinnen als Ar-
beitshilfe zur Verfügung gestellt werden, 
damit bestimmte Begriff e immer ähnlich 
übersetzt und erklärt werden. Darüber hi-
naus können die Begriffe auch online – 
eingebettet in einer Website mit Informati-
onen in Leichter Sprache – zur Verfügung 
gestellt werden.

Publikationen in Leichter Sprache sind 
immer ein Zusatzangebot zu einer In-
formation in „normaler“ Sprache. Jeder 
Nutzer soll für sich entscheiden können, 
welche Broschüre er lesen möchte. Es ist 
deshalb wichtig, in den Broschüren und 

in den Publikationsdatenbanken direkt 
auf das jeweils andere Angebot hinzu-
weisen. Zusätzlich ist es sinnvoll, im Do-
kument selbst kurz zu beschreiben, was 
Leichte Sprache ist und an wen sich das 
Angebot richtet. Konkret geplant sind 
seitens der DGUV zuerst eine Version in 
„Leichter Sprache“ des Flyers „In guten 
Händen“ sowie des Aktionsplanes der 
gesetzlichen Unfallversicherung. ●
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!
Weitere Informationen:
www.leichtesprache.org
www.inclusion-europe.org
www.menschzuerst.de 
www.leichte-sprache.de 

„Leichte Sprache. Die Bilder.“ Lebenshilfe 
für Menschen mit geistiger Behinderung 
Bremen e. V., 2013

Das neue Wörterbuch für „Leichte 
Sprache“. Mensch zuerst – 
Netzwerk People First Deutschland e. V.

Die Regeln für Leichte Sprache 
sind sehr umfangreich und betreffen mehrere Ebenen, zum 
Beispiel: 

Wortebene 
Es sollen möglichst kurze und einfache Wörter verwendet und 
auf Fremd- und Fachwörter verzichten werden. Lange zusam-
mengesetzte Wörter werden für eine bessere Lesbarkeit mit 
einem Bindestrich getrennt und schwere Wörter erklärt. Rede-
wendungen und Wortspiele sollten vermieden werden, da sie 
doppeldeutig oder missverständlich sein können.

Satzebene 
Pro Satz soll nur eine Aussage getro� en werden.

Textebene 
Die Leser und Leserinnen sollten immer persönlich in der Sie-
Form angesprochen werden. Fragen sollte man vermeiden – sie 
wirken o�  belehrend. Auch Verweise sind zu vermeiden, da Texte
dadurch komplexer werden. 

Gestaltung 
Hier gibt es Vorgaben für Schri� größen, Schri� arten, Zeilenab-
stände, Umbrüche, Hervorhebungen, Papierarten sowie Vorga-
ben für die Verwendung von Bildern oder Illustrationen.

Verwendung von Zahlen und Zeichen
Genaue Zahlenangaben sind o�  problematisch, da Menschen 
mit Lernschwierigkeiten o�  keine genaue Vorstellung von Grö-
ßen- und Zeitangaben haben. 

Quelle: www.leichtesprache.org > Regeln für Leichte Sprache
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itte beim Betreten und Verlassen 
der Ausstellung die Eintrittskarte
stempeln, wird man gleich zu Be-

ginn von einer freundlichen Museumsmit-
arbeiterin aufgefordert. „Dann können 
Sie sehen, wann Sie gekommen sind und 
wann Sie wieder gehen.“ Also schiebt erst 
einmal jeder Besucher brav sein Ticket in 
ein Gerät, das einem U-Bahn-Stempel-
automat ähnelt. Beim Verlassen der Aus-
stellung das gleiche Prozedere. Ob sich 
wohl die gemessene Zeit mit der gefühlten
Zeit, die man auf der Ausstellung ver-
bringt, deckt?

Mit dieser Frage triff t man bereits das Ziel 
der Ausstellung: Exponate, von denen 
viele aus unserem Alltag stammen, regen 
dazu an, über den Umgang mit Zeit nach-
zudenken. Zentral sind dabei die Aspekte
Geschwindigkeit und Mobilität sowie 
deren Folgen. 

Die Beschleunigung der Zeit
Wann hat die Beschleunigung unseres 
Lebens überhaupt begonnen? Bereits an 
der Wende zur Frühen Neuzeit, erfährt 
man im ersten Ausstellungsraum. Seit 
die öff entliche Post eingerichtet und spä-
ter die Eisenbahn erfunden wurde, geht 
es nicht mehr allein darum, Entfernun-
gen zu bewältigen. Eine neue Komponen-
te kommt hinzu: die Zeit. Es heißt nun 
nicht mehr: Kann ich die Strecke von A 
nach B zurücklegen?, sondern: Wie lange 
brauche ich, um die Strecke von A nach 
B zurückzulegen? Briefe, Waren und bald 
auch der Mensch werden immer schneller 
befördert, die Welt schrumpft – zeitlich 
– immer mehr zusammen. Irgendwann 
kann nahezu jedermann reisen, denn die 
Verbindungen werden nicht nur schnel-
ler, sondern auch günstiger. Jetzt sind Er-
fi ndungen gefragt, die die Reisezeit ver-
meintlich verkürzen: 

Leichte Taschenbücher, kompakte Reise-
spiele, Walkman und Gameboy lassen für 
den Passagier die Zeit wie im Flug verge-
hen. Besonders Berufspendler müssen ihr 
Büro sozusagen immer dabei haben, was 
mit dem Handy und dem Laptop ermög-
licht wird. Man staunt beim Anblick eines 
Schwarz-Weiß-Plakats von 1957 – schon 
damals gab es Autotelefone!

Zeit ist Geld
Wirtschaftliche Interessen sind seit dem 
Mittelalter der Hauptgrund für die stän-
dige Beschleunigung. Das Motto „Zeit 
ist Geld“ prägt insbesondere die Zeit der 
Industrialisierung. Rationalisierte und 
effi  zienzorientierte Denkweisen bestim-
men den Umgang mit Maschinen und Ar-

Ausstellung TEMPO TEMPO!

Im Wettlauf mit der Zeit
Es ist paradox: Der technische Fortschritt beschert uns immer bessere Hilfsmittel, die uns bei 
den alltäglichen Aufgaben unterstützen und Freizeit schenken sollen. Und doch leiden wir ständig 
unter Zeitknappheit und klagen über unseren hektischen Lebenswandel. Wie kann das sein? 
Dieser Frage geht die Ausstellung „TEMPO TEMPO! Im Wettlauf mit der Zeit“ auf den Grund, die 
noch bis zum 1. September im Museum für Kommunikation Berlin zu sehen ist.

B

Seit den 1930er Jahren ist es möglich, 
sich die genaue Uhrzeit Tag und Nacht 
ansagen zu lassen. Die Zeitansage ist 
in den 1980er Jahren die täglich meist-
gewählte Telefonnummer.

Ausstellungsraum
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TEMPO TEMPO! 
Im Wettlauf mit der Zeit 
12. April bis 1. September 2013
Museum für Kommunikation Berlin

Publikation 
Zur Ausstellung erscheint als Begleit-
publikation „Das Zeitsparbuch“ im 
Verlag Hermann Schmidt, Mainz, das 
für 14,80 Euro im Museumsshop er-
hältlich ist. Zwölf Originalessays er-
örtern darin Zwänge und Zeitnöte ei-
nes gewöhnlichen 24-Stunden-Tages.
Ein Kalendarium lädt auf 52 Wochen-
seiten zu eigenem kritischen Zeit-
management ein. 

Begleitprogramm 
Zur Ausstellung gibt es ein umfang-
reiches museumspädagogisches Be-
gleitprogramm mit Vorträgen, Lesun-
gen, Workshops, Podiumsgespräch 
und Kinderaktionen. 

beitskräften. Stopp- und Stechuhren sor-
gen für präzise Arbeitszeiten, der Wecker 
wird zur Massenware. Keine Minute darf 
vergeudet werden – sonst droht Lohnab-
zug! Der natürliche Tag-Nacht-Rhythmus
wird mit der Erfindung der Glühbirne 
durchbrochen, die Schichtarbeit hält Ein-
zug. Kein Wunder, dass der menschliche 
Organismus und seine Psyche off enbar 
dem schnellen Wandel nicht immer ge-
wachsen sind. Um 1900 ist der Begriff 
„nervöses Zeitalter“ weit verbreitet und 
meint nichts anderes als die moderne Be-
zeichnung „Stress“.

Aber auch im privaten Bereich muss alles
immer schneller gehen. Auf einer rotie-
renden runden Plattform entdeckt der 

Ausstellungsbesucher zahlreiche Pro-
dukte, die wir täglich verwenden. Beim 
Betrachten der Waren wird deutlich, wie 
viele Marken mit Zeitersparnis werben: 
„Maggi Fix“, „UHU Flinke Flasche“ oder 
„Tempo“ wollen uns anscheinend helfen, 
unsere kostbare Zeit für wichtigere Din-
ge als Kochen, Reparieren oder Krank-
sein zu nutzen. Ebenso suggerieren viele 
Markenlogos Geschwindigkeit, bevorzugt 
in Verbindung mit schnellen Tieren, da-
runter „Puma“, „Jaguar“ oder „Mozilla 
Firefox“. 

Die Zeit optimal nutzen
Wir „sparen“ also Zeit. Doch diese Zeit 
will optimal genutzt sein! Den Facebook-
Account pflegen, immer über das aktu-
ellste Weltgeschehen informiert sein, die 
neusten Filme, die neuste Musik kennen –
das wird in der heutigen Zeit erwartet. 
Und nach Feierabend ist nicht immer 
Schluss, ständige Erreichbarkeit ist ein 
großes Thema, das auch die gesetzliche 
Unfallversicherung in ihre Präventions-
arbeit aufgenommen hat. Da muss man 
schon einmal den „Wellness Entspan-
nungstee“ trinken, um endlich mal zur 
Ruhe zu kommen. Umgekehrt putschen 
einen „Dextro Energy“ oder „Red Bull“ 
auf, wenn man eigentlich müde ist, aber 
trotzdem leistungsstark bleiben muss. Ob 
unsere Vorfahren den künstlichen On-Off -
Modus gutheißen würden?

Am Ende der Ausstellung hat man das 
Gefühl, die Zeit sei rasch verfl ogen – ein 
Blick auf den Auslass-Stempel bestätigt, 
dass es später geworden ist als gedacht. 
Im „Raum der Zeit“ kann jeder Besucher 
in großen Büchern Fragen zu seinem per-
sönlichen Umgang mit der Zeit beant-
worten. Auf die Frage „Wofür hätten Sie 
gerne mehr Zeit?“ antworten viele: „Zum 
Nichtstun“. Vielleicht haben wir das heut-
zutage wirklich ein bisschen verlernt. 
Bei der nächsten Wochenend-Planung 
könnte daher ein To-Do-Punkt lauten: 
Einfach mal nichts tun und die Seele 
baumeln lassen. ●
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das wird in der heutigen Zeit erwartet. 
Und nach Feierabend ist nicht immer 
Schluss, ständige Erreichbarkeit ist ein 
großes Thema, das auch die gesetzliche 
Unfallversicherung in ihre Präventions-
arbeit aufgenommen hat. Da muss man 
schon einmal den „Wellness Entspan-
nungstee“ trinken, um endlich mal zur 
Ruhe zu kommen. Umgekehrt putschen 
einen „Dextro Energy“ oder „Red Bull“ 
auf, wenn man eigentlich müde ist, aber 

Ein Mann telefoniert mit einem 
A-Netz-Autotelefon. Das Bild 
stammt aus dem Jahr 1957.

▾

◂  Mit diesem 
Plakat warb die 
Deutsche Bahn 
im Jahr 1961.

Quelle: Museumssti� ung Post und Telekommunikation
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u der im Vordergrund für die ge-
setzliche Unfallversicherung ste-
henden Vorschrift des Daten-

schutzrechtes, § 200 Abs. 2 SGB VII, ist 
in dieser Zeitschrift bereits unter Berück-
sichtigung der Rechtsprechung berich-
tet worden.1 In diesem Beitrag wurde die 
Entscheidung des Landessozialgerichts 
Niedersachsen-Bremen vom 30. Novem-
ber 20112 erwähnt, wonach § 200 Abs. 2 

Halbs. 1 SGB VII dem Versicherten kein 
Recht einräumt, selbst Sachverständi-
ge zur Durchführung eines Gutachtens 
vorzuschlagen. In Anlehnung an die 
Entscheidung des Landessozialgerichts 
Niedersachsen-Bremen ist festgehalten 
worden, dass eine Möglichkeit, mit ei-
genen Vorschlägen auf die Auswahl des 
Sachverständigen Einfluss zu nehmen, 
dem Versicherten nur im Rahmen seines 

allgemeinen Rechts zustehe, sich mit An-
trägen oder sonstigem Sachvorbringen 
am Verwaltungsverfahren zu beteiligen 
(§ 20 Abs. 3 SGB X).3

Das Landessozialgericht Baden-Württem-
berg hat nun in seiner Entscheidung vom 
12. Februar 2013 herausgestellt, dass ein 
Verstoß gegen das Auswahlrecht nach 
§ 200 Abs. 2 SGB VII mit erfolgter Entfer-

Neue Rechtsprechung zum Datenschutz

Auswirkungen eines Verstoßes 
gegen § 200 Abs. 2 SGB VII

§ 200 Abs. 2 SGB VII steht im Vordergrund des für die gesetzliche Unfallversicherung geltenden 
Datenschutzrechtes. Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat nun entschieden, 
dass ein Verstoß gegen diesen Paragrafen mit erfolgter Entfernung des Gutachtens aus der Akte 
nicht automatisch zur Au� ebung des darauf beruhenden Verwaltungsakts führt.
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tere Gesundheitsschäden anzuerkennen 
und dementsprechend sei eine höhere 
Rente zu gewähren. Die Beklagte legte 
den Sachverhalt, ohne dem Kläger ein 
Auswahlrecht gemäß § 200 Abs. 2 SGB VII
zu gewähren, einem Mediziner vor, des-
sen Äußerung im Laufe des Klageverfah-
rens von der Beklagten aus der Verwal-
tungsakte entfernt worden ist, nachdem 
der Kläger schon im Widerspruchsverfah-
ren und auch im nachfolgenden Klagever-
fahren eine Verletzung seines Auswahl-
rechts nach § 200 Abs. 2 SGB VII gerügt 
hatte.

Nach der Stellungnahme des gehörten 
Mediziners war keine unfallbedingte MdE 
gegeben; insoweit nahm die Beklagte mit 
Verwaltungsentscheidung vom 3. März 
2009 den Bescheid vom 9. Mai 2008 hin-
sichtlich der anerkannten Unfallfolgen 
und der gewährten Rente mit Wirkung 
für die Zukunft zurück. In dem sich an 
das erfolglose Widerspruchsverfahren an-
schließenden Klageverfahren hat das So-
zialgericht nach weiterer medizinischer 
Sachverhaltsaufklärung – unter anderem 
Einholung eines Sachverständigengutach-

tens – die Klage durch Urteil vom 19. Juli 
2012 wegen fehlender MdE abgewiesen. 
Die hiergegen gerichtete Berufung hat das 
LSG Baden-Württemberg durch Beschluss 
vom 12. Februar 2013 zurückgewiesen. Das 
LSG hat einen Verstoß gegen das Aus-
wahlrecht des Klägers nach § 200 Abs. 2 
SGB VII durch das Tätigwerden eines Me-
diziners während des Verwaltungsverfah-
rens bejaht und wertet diesen Verstoß als 
Verfahrensfehler, dessen Auswirkungen 
aber nach § 42 Satz 1 SGB X zu bewerten 
sind.5

Nach § 42 Satz 1 Alt. 1 SGB X kann die Auf-
hebung eines Verwaltungsaktes, der nicht 
nach § 40 SGB X nichtig ist, nicht allein 
deshalb beansprucht werden, weil er un-
ter Verletzung von Vorschriften über das 
Verfahren zustande gekommen ist, wenn 
offensichtlich ist, dass die Verletzung 
die Entscheidung in der Sache nicht be-
einflusst hat. Wenn einem Versicherten 
nicht die Möglichkeit zur Auswahl eines 
Gutachters nach § 200 Abs. 2 SGB VII ge-
geben worden ist – so die zutreff ende und 
wesentliche Aussage des zweitinstanzli-
chen Gerichts –, kann sich dies nur auf ▸

nung des Gutachtens aus der Akte nicht 
automatisch zur Aufhebung des auf dem 
Gutachten beruhenden Verwaltungsaktes 
wegen formeller Rechtswidrigkeit führe.4

In Ergänzung zu der mit der Entscheidung 
des Landessozialgerichts Niedersachsen-
Bremen aufgezeigten Problematik, dass 
dem Versicherten kein Recht zusteht, 
selbst Sachverständige zur Durchfüh-
rung eines Gutachtens vorzuschlagen, 
soll nachfolgend auf die Rechtsfolge ei-
nes Verstoßes gegen § 200 Abs. 2 SGB VII 
eingegangen werden.

1. Die Entscheidung des Landes-
sozialgerichts Baden-Württemberg
Der Streitsache liegt im Wesentlichen fol-
gender Sachverhalt zugrunde: 

Die Beklagte hatte mit Bescheid vom 
9. Mai 2008 einen Unfall des Klägers vom 
8. April 2004 als Arbeitsunfall nach einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
von 30 Prozent anerkannt. 

Hiergegen erhob der Kläger Widerspruch. 
Er brachte vor, als Unfallfolgen seien wei-

„Wenn einem Versicherten 
nicht die Möglichkeit zur 
Auswahl eines Gutachters nach 
§ 200 Abs. 2 SGB VII gegeben 
worden ist, kann sich dies 
nur auf die Entscheidung in 
der Sache auswirken, wenn 
Feststellungen oder Bewer-
tungen des Gutachters nicht 
zutrafen und der Unfallversi-
cherungsträger dem in seiner 
Entscheidung gefolgt ist.“
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die Entscheidung in der Sache auswirken, 
wenn Feststellungen oder Bewertungen 
des Gutachters nicht zutrafen und der 
Unfallversicherungsträger dem in seiner 
Entscheidung gefolgt ist.6 Dies soll nach 
Auff assung des LSG insbesondere dann 
gelten, wenn sich das unter Verstoß gegen 
§ 200 Abs. 2 SGB VII eingeholte Gutachten
auf eine Entscheidung zur MdE, zum 
Kausalzusammenhang oder zur Diagnose
bezog, weil nur eine MdE richtig sein 
kann, ebenso nur eine Kausalbeurteilung 
und eine Diagnose: alles alternativlose, 
gebundene Entscheidungen.7

Der Verwaltungsakt kann daher nicht al-
lein wegen eines Verstoßes gegen § 200 
Abs. 2 SGB VII aufgehoben werden, 
wenn er in der Sache richtig ist. Hierzu 
hat das Landessozialgericht zutreffend 
festgestellt, dass das vom erstinstanzli-
chen Gericht im Rahmen seiner Amts-

ermittlungspflicht eingeholte und auch 
den Senat überzeugende Gutachten die 
Rücknahmeentscheidung der Beklagten 
bestätigt; das Landessozialgericht geht 
zudem davon aus, dass die Beklagte, die 
sich im Übrigen die Ausführungen des 
Sachverständigen ausdrücklich zu eigen 
gemacht hat, ohne den Verstoß gegen das 
Auswahlrecht nach § 200 Abs. 2 SGB VII, 
das heißt bei Einholung eines Gutachtens 
unter Beachtung des Auswahlrechts, mit 
demselben richtigen Ergebnis schon im 
Verwaltungsverfahren, genauso entschie-
den hätte. Der Entziehungsbescheid vom 
3. März 2009 wird durch die zulässige Be-
rücksichtigung des erst im Klageverfah-
ren eingeholten Gutachtens nicht auf eine 
völlig neue Grundlage gestellt. Von einer 
völlig neuen Grundlage für die Rück-
nahme der Verletztenrentenbewilligung 
kann damit nur bei einer vollständigen 
Auswechslung der Argumentation ausge-
gangen werden; eine solche hat aber nicht 
stattgefunden: Tragend für die dem Kläger 
ungünstige Entscheidung ist nach wie vor 
der fehlende Kausalzusammenhang zwi-
schen dem Arbeitsunfall und den geltend 
gemachten Gesundheitsstörungen. Das 
Landessozialgericht bestätigt in diesem 
Zusammenhang die erstinstanzliche Aus-
sage, dass der Bescheid vom 3. März 2009 
durch die Berücksichtigung des Sachver-
ständigengutachtens in seinem Wesen 
nicht verändert worden ist.8

Die Besonderheit der Entscheidung des 
Landessozialgerichts, das im Übrigen 
nicht die Revision zugelassen hat und 
deren Nichtzulassung auch nicht mit der 
Nichtzulassungsbeschwerde angefochten 
worden ist, liegt darin, dass einerseits ein 
Verstoß gegen das Auswahlrecht nach 

§ 200 Abs. 2 SGB VII bejaht wird, anderer-
seits aber dieser Verstoß als Verfahrens-
fehler bewertet wird, für dessen Auswir-
kungen die Vorschrift des § 42 Satz 1 SGB X
heranzuziehen ist.

2. Zusammenfassung
Ein Verstoß gegen das Auswahlrecht nach 
§ 200 Abs. 2 SGB VII mit erfolgter Entfer-
nung des Gutachtens aus der Akte führt 
nicht automatisch zur Aufhebung des 
auf dem Gutachten beruhenden Verwal-
tungsaktes wegen formeller Rechtswidrig-
keit; maßgebend ist insoweit § 42 SGB X.
Dementsprechend ist ein Rücknahmebe-
scheid nach § 45 SGB X nicht wegen ei-
nes solchen Verfahrensfehlers aufzuhe-
ben, wenn durch die spätere gerichtliche 
Sachaufklärung die Rechtswidrigkeit der 
früheren Leistungsbewilligung bewiesen 
wird. ●
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Dirk Dahm
Früherer Leiter der Abteilung 
Recht der Bezirksdirektion Bochum 
der BG RCI
E-Mail: cdmdahm@t-online.de

*
1  DGUV Forum 5 / 12, S. 37.

2  LSG Niedersachsen-Bremen, 
Urteil vom 30.11.2011 – L 3 U 220 / 10.

3  Dahm, DGUV Forum 5 / 12, S. 39.

4  LSG Baden-Württemberg, 
Beschluss vom 12.2.2013 – L 10 U 3750 / 12.

5  Das LSG nimmt insoweit Bezug auf das 
BSG, Urteil vom 20.7.2010 – B 2 U 17 / 09 R, 
SozR 4 – 2700 § 200 Nr. 2.

6  Hauck / Kranig, § 199 SGB VII Rd.-Nr. 7; 
zu den Rechtsfolgen bei einem Verstoß 
gegen § 200 Abs. 2 SGB VII vgl. auch 
Lauterbach / Dahm, § 200 SGB VII Anm. 21.

7  LSG Baden-Wüttemberg 
vom 12.2.2013 Rd.– Nr. 31.

8  LSG Baden-Württemberg 
vom 12.2.2013, Rd. – Nr. 34.

„Ein Verstoß gegen das Auswahlrecht nach § 200 Abs. 2 SGB VII 
mit erfolgter Entfernung des Gutachtens aus der Akte führt nicht 
automatisch zur Aufhebung des auf dem Gutachten beruhenden 
Verwaltungsaktes.“
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Elektronische Unterweisungen
jetzt nach DGUV-Test zertifiziert

Vertrauen Sie auf geprüfte Inhalte

Universum legt alle Unterweisungen der Reihe „Unterweisung-interaktiv“ zur Zertifizierung vor. 
Bereits nach DGUV Test-zertifiziert:

• Grundregeln (Sicherheits- und Gesundheitsschutzregeln am Arbeitsplatz)

• Brandschutz (z.B. Vorbeugender Brandschutz, betrieblicher Brandschutz, abwehrender Brandschutz)

• Ladungssicherung (z.B. Risiken fehlerhafter Ladungssicherung, Physikalische Grundlagen)

• Erste Hilfe (z.B. Pflichten und Verantwortung, Erste Hilfe im Betrieb, Rettungskette)

• Hautschutz (z.B. Betrieblicher Hautschutz, Berufliche Hautkrankheiten und Hautbelastungen im Beruf)

• Persönliche Schutzausrüstungen (relevante PSA aus verschiedensten 

Themenbereichen z.B. Kopfschutz, Atemschutz, Gehörschutz)

In Zertifizierung:
• Gesunder Rücken

• Elektrische Geräte und Anlagen

• Lärmschutz

Weitere Informationen:

www.unterweisungs-manager.de/zertifizierung

Universum Verlag GmbH
Taunusstraße 54 · 65183 Wiesbaden
Registriert beim Amtsgericht Wiesbaden, HRB2208
Geschäftsführer: Siegfried Pabst, Frank-Ivo Lube
Telefon: 0611 9030-111
Telefax: 0611 9030-181
Internet: www.universum.de
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Übersicht der wichtigsten Zahlen der gewerblichen Berufsgenossenscha� en und Unfallversicherungsträger der ö� entlichen Hand 
2010 2011 2012 Veränd. v. 2011 auf 2012 in % 3

Organisation
UV-Träger
Sektionen und Bezirksverwaltungen 1

40 
93 

36 
83 

35 
76 

–2,8
–8,4

Umfang der Versicherung
Unternehmen / Einrichtungen
Vollarbeiter 2
Versicherte

davon in der Schüler-UV
Versicherungsverhältnisse 2

3.943.133 
36.941.169 
75.548.669 
17.122.852 
80.018.160 

3.874.966 
37.475.591 
75.931.185 
17.071.776 
80.602.427 

3.866.445 
37.957.013 
76.159.014 
17.150.120 
81.803.446 

–0,2
+1,3
+0,3
+0,5
+1,5

Entgelt 1 (Der Beitragsberechnung zugrunde gelegtes Entgelt)
in 1.000 Euro 1
pro (GBG-)Vollarbeiter 1

743.003.013 
23.364 

783.460.386 
24.227 

816.686.778 
24.856 

+4,2
+2,6

Arbeits- und Wegeunfälle 6

Meldepflichtige Arbeitsunfälle 2
je 1.000 Vollarbeiter
je 1 Million geleisteter Arbeitsstunden

Meldepflichtige Schulunfälle
je 1.000 Schüler

Meldepflichtige Wegeunfälle 2
je 1.000 gew. Versicherungsverhältnisse

Meldepflichtige Schulwegunfälle
je 1.000 Schüler

Meldepflichtige Unfälle zusammen 2
Meldepflichtige Schülerunfälle zusammen
Neue Arbeitsunfallrenten 2

je 1.000 Vollarbeiter
Neue Schulunfallrenten

je 1.000 Schüler
Neue Wegeunfallrenten 2

je 1.000 gew. Versicherungsverhältnisse
Neue Schulwegunfallrenten

je 1.000 Schüler
Neue Unfallrenten zusammen 2
Neue Schülerunfallrenten zusammen
Tödliche Arbeitsunfälle 2
Tödliche Schulunfälle
Tödliche Wegeunfälle 2
Tödliche Schulwegunfälle
Tödliche Unfälle zusammen 2
Tödliche Schülerunfälle zusammen

954.459 
25,84 
16,15 

1.307.348 
76,35 

223.973 
5,25 

124.572 
7,28 

1.178.432 
1.431.920

16.564 
0,448 

619 
0,036 
6.076 
0,142 

317 
0,019 

22.640 
936
519 

6 
367 

50 
886 

56

919.025 
24,52 
15,42 

1.293.653 
75,78 

188.452 
4,34 

114.157 
6,69 

1.107.477 
1.407.810

15.740 
0,420 

505 
0,030 
5.951 
0,137 

303 
0,018 

21.691 
808
498 

7 
394 

70 
892 

77

885.009 
23,32 
14,76 

1.229.546 
71,69 

176.356 
3,93 

110.908 
6,47 

1.061.365 
1.340.454

15.344 
0,404 

601 
0,035 
5.449 
0,121 

315 
0,018 

20.793 
916
500 

8 
386 

48 
886 

56

–3,7
–4,9
–4,3
–5,0
–5,4
–6,4
–9,5
–2,8
–3,3
–4,2
–4,8
–2,5
–3,8

+19,0
+18,5

–8,4
–11,5

+4,0
+3,5
–4,1

+13,4
+0,4

x
–2,0

–31,4
–0,7

–27,3
Berufskrankheiten (BKen)
Verdachtsanzeigen
Entschiedene Fälle 
davon: BK-Verdacht bestätigt
Anerkannte Berufskrankheiten

darunter: neue BK-Renten
Berufliche Verursachung festgestellt, besondere 
versicherungsrechtliche Voraussetzungen nicht erfüllt 4
davon: BK-Verdacht nicht bestätigt
Todesfälle infolge einer BK

70.277 
69.186 
31.219 
15.461 

6.123 

15.758 
37.967

2.486 

71.269 
71.738 
34.573 
15.262 

5.407 

19.311 
37.165

2.548 

70.566 
71.389 
35.293
15.291 

4.924 

20.002 
36.096

2.454 

–1,0
–0,5
+2,1
+0,2
–8,9

+3,6
–2,9
–3,7

Rentenbestand 881.268 868.308 855.771 –1,4
Verletzte und Erkrankte
Witwen und Witwer
Waisen
Sonstige

758.374 
109.023 

13.837 
34 

747.685 
107.698 

12.894 
31 

737.860 
105.514 

12.364 
33 

–1,3
–2,0
–4,1
+6,5

Umlagesoll 7 der gewerblichen Berufsgenossenscha� en in Euro 9.816.176.100 10.310.357.698 10.599.173.215 +2,8
Umlagebeitrag der UV-Träger der ö� entlichen Hand in Euro 1.237.847.181 1.268.866.657 1.320.375.980 +4,1
Aufwendungen in Euro
Prävention 5
Entschädigungsleistungen 5

darunter:  Heilbehandlung, sonstige Rehabilitation
Finanzielle Kompensation 5

Verwaltung und Verfahren 5

911.434.949 
9.304.087.838 
3.676.488.869 
5.627.598.969 
1.275.609.735 

948.224.808 
9.369.686.097 
3.797.051.081 
5.572.635.016 
1.300.581.441 

1.013.342.263 
9.460.441.171 
3.863.217.392 
5.597.223.779 
1.341.165.690 

+6,9
+1,0
+1,7
+0,4
+3,1

1 nur gewerbliche Berufsgenossenscha� en 2 ohne Schüler-Unfallversicherung 3 x Prozent nur bei Fallzahl > 10 4 Der Anstieg ist durch die Verbesserung der 
Dokumentation der § 3-Maßnahmen in der Stufe 1 des Stufenverfahrens Haut zu begründen. 5 Änderungen im Kontenrahmen ab Berichtsjahr 2010, Vergleiche 
mit Berichtsjahren vor 2010 nur bedingt möglich: � nanzielle Kompensation inkl. neuem Konto 589 „Leistungen bei Unfalluntersuchungen“, früher Teil der Ver-
fahrenskosten. 6 Die Angabe in 2011 ist aufgrund der bei einigen UV-Trägern der ö� entlichen Hand vorgenommenen Umstellung der Erfassung der Meldepflicht 
relativ unsicher. 7 BGHM und BG BAU: ohne Berücksichtigung der Auslandsunfallversicherung. (Stand: 11.7.2013)
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1 Organisation 
Die Träger der gesetzlichen Unfallversi-
cherung haben ihre Zuständigkeit seit 
dem 1. Januar 1991 entsprechend den Be-
stimmungen im Einigungsvertrag auf die 
neuen Bundesländer ausgedehnt. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zum Unfallversicherungsmodernisie-
rungsgesetz (UVMG) in der Fassung vom 
8. Mai 2008 nennt als wesentliche Ziele 
die Anpassung der Organisation der ge-
setzlichen Unfallversicherung an verän-
derte Wirtschaftsstrukturen, die Lösung 
der Altlasten-Problematik sowie die Mo-
dernisierung der Verwaltungsstrukturen. 
Damit beschreibt der Gesetzgeber den sei-
ner Ansicht nach bestehenden Reform-
bedarf. Als Lösung für letzteres sieht das 
Gesetz vor, durch Fusionen in eigener Ver-
antwortung der Selbstverwaltung die Zahl 
der gewerblichen Berufsgenossenschaf-
ten auf neun Träger zu reduzieren. Das 
Ziel der Bundesregierung ist am 1. Januar
2011 erreicht worden.

Am 1. Januar 2012 schlossen sich der Bay-
erische Gemeindeunfallversicherungsver-
band und die Unfallkasse München zur 
Kommunalen Unfallversicherung Bayern 
zusammen. Im Jahr 2012 bestanden somit 
26 Unfallversicherungsträger der öff entli-
chen Hand. Beginnend mit der Neuorga-
nisation im öff entlichen Bereich zum 1. Ja-
nuar 1998 hat sich die Zahl der Träger von 
54 auf 26 mehr als halbiert. Darüber hin-

aus gibt es eine Reihe von Verwaltungs-
gemeinschaften und Kooperationen.

Die Zahl der bei den Unfallversicherungs-
trägern tätigen Personen ist gegenüber 
dem Vorjahr um 0,5 Prozent auf 22.090 ge-
stiegen. Davon gehörten 17.179 (+0,8 Pro-
zent) zum Verwaltungspersonal und 4.911 
(–0,9 Prozent) zum Personal des Techni-
schen Aufsichtsdienstes.

2 Unternehmen und Einrichtungen 
Bei den Mitgliedern der DGUV waren 2012 
insgesamt 3.866.445 Unternehmen und 
Einrichtungen zu verzeichnen. Davon ent-
fi elen 3.218.515 auf den Zuständigkeitsbe-
reich der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften. Die Unfallversicherungsträger 
der öff entlichen Hand betreuten 647.930 
Unternehmen und Einrichtungen.

In der gewerblichen Wirtschaft war im 
Jahr 2012 die Entwicklung der Zahl der 
Unternehmen in den verschiedenen Be-
rufsgenossenschaften uneinheitlich: Der 
größte Anstieg um 1,9 Prozent ist in der 
Berufsgenossenschaft Holz und Metall 

(BGHM) zu verzeichnen. In der Berufs-
genossenschaft der Bauwirtschaft (BG 
BAU) ist ein Rückgang um 6,2 Prozent 
zu verzeichnen. Bei den übrigen Berufs-
genossenschaften bewegen sich die Ver-
änderungen zwischen –2,8 Prozent und 
+1,4 Prozent. Insgesamt ist die Unterneh-
menszahl mit 3.218.515 im Vergleich zum 
Vorjahr nahezu unverändert geblieben 
(–0,3 Prozent).

Bei den Unfallversicherungsträgern der 
öff entlichen Hand zählen als zugehörige 
Unternehmen Bund, Länder, Gemeinde-
verbände, Kommunen, Hilfeleistungs-
unternehmen, Privathaushalte und selb-
ständige Unternehmen nach § 125 Abs. 3,
§ 128 Abs. 4, § 129 Abs. 3 SGB VII. Für das 
Berichtsjahr 2012 wurden 23.546 Unter-
nehmen, 462.297 Privathaushalte, die 
Personen beschäftigen, und 22.117 Un-
ternehmen, die Hilfe leisten, ermittelt. 
Gegenüber dem Vorjahr ist auch hier die 
Gesamtzahl der Unternehmen mit 507.960 
(+0,4 Prozent) nahezu unverändert.

Außerdem sind die Unfallversiche-
rungsträger der öffentlichen Hand für 
die Einrichtungen in der Schüler-Unfall-
versicherung zuständig. Dazu gehören 
Einrichtungen der Tagesbetreuung (in-
klusive Tagespfl ege), allgemeinbildende, 
berufl iche und Hochschulen. Die Anzahl 
der Einrichtungen ist im Vergleich zum 
Vorjahr mit 139.970 um 0,4 Prozent zu-
rückgegangen. ▸

Jahresbericht

Kennzi� ern der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung 2012

Die Geschä� s- und Rechnungsergebnisse der neun gewerblichen Berufsgenossenscha� en sowie 
der 26 Unfallversicherungsträger der ö� entlichen Hand für das Jahr 2012 liegen seit Kurzem vor. 
Der folgende Beitrag enthält die aktuellen Trends zu Unfällen, Berufskrankheiten, Rentenbestand 
und Leistungsaufwendungen. Organisation und Umfang der Versicherung sowie die Au� ringung 
der Mittel werden ebenfalls beschrieben.

„Bei den Mitgliedern der 
DGUV waren 2012 insgesamt 
3.866.445 Unternehmen 
und Einrichtungen zu verzeich-
nen.“
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In Abbildung 1 ist der langjährige Verlauf 
der Zahl der versicherten Unternehmen 
und Einrichtungen dargestellt. Dabei zeigt 
sich ein deutlicher Anstieg seit 1986, der 
sich nach Ausweitung der Zuständigkeit 
auf die neuen Bundesländer ab 1991 noch 
verstärkt hat.

3 Versicherte und Vollarbeiter
Bei den Unfallversicherungsträgern der 
DGUV waren 2012 etwa 76,2 Millionen 
Menschen in Deutschland gegen Arbeits-, 
Wege-, Schul- und Schulwegunfälle sowie 
Berufskrankheiten versichert. Hierbei 
handelt es sich zunächst um die Beschäf-
tigten in der gewerblichen Wirtschaft 
und im öff entlichen Dienst. Daneben gibt 
es per Satzung oder freiwillig versicherte 
Unternehmer. Einen wesentlichen Teil der 
Versicherten machen die rund 17,15 Millio-
nen Kinder in Tagesbetreuung (inklusive 
Tagespflege), Schüler und Studierende 1

aus. Außerdem umfasst der Kreis der Ver-
sicherten bestimmte Sondergruppen, die 
per Gesetz ebenfalls unter dem Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung stehen. 
Zu nennen sind hier insbesondere eh-
renamtlich Tätige, Personen in Hilfeleis-
tungsunternehmen, nicht gewerbsmäßige 
Bauarbeiter, Blutspender, Pflegeperso-
nen, Rehabilitanden, Entwicklungshelfer, 
Arbeitslose oder Strafgefangene. Kurzfris-
tig versicherte Personenkreise (zum Bei-

spiel Einzelhelfer) sind mangels statisti-
scher Quellen unberücksichtigt. 

Für die Berechnung von relativen Arbeits-
unfallquoten (vgl. Abschnitt 4.1) werden 
versicherte Teilzeitbeschäftigte statis-
tisch in Vollarbeiter (Vollzeitarbeitsleis-
tungen) umgerechnet. Ein Vollarbeiter 
entspricht der durchschnittlich von einer 
vollbeschäftigten Person im produzieren-
den Gewerbe und Dienstleistungsbereich 
tatsächlich geleisteten – nicht der tarifl i-
chen – Arbeitsstundenzahl. Es erfolgt eine 
Berücksichtigung der kalendarischen Ar-
beitstage, der durchschnittlichen Urlaubs- 
und Krankheitstage sowie der bezahlten 
Wochenstunden. 

Für 2012 beträgt die Zahl der Vollarbeiter 
bei den Mitgliedern der DGUV insgesamt 
37.957.013 und ist damit gegenüber dem 
Vorjahr um 1,3 Prozent gestiegen. Davon 
entfallen 32.857.103 Vollarbeiter auf den 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft, was 
gegenüber dem Vorjahr einen Zuwachs 
um 1,6 Prozent darstellt. Von diesen wur-
den 51,9 Milliarden Arbeitsstunden im ge-
werblichen Bereich geleistet; das ist 1,0 
Prozent mehr als im Vorjahr. Im öff entli-
chen Bereich ist die Vollarbeiterzahl mit 
5.099.910 um 0,7 Prozent leicht gesun-
ken. Die Bestimmung der Rechengröße 
Vollarbeiter wird für die 17,15 Millionen 
Versicherten der Schüler-Unfallversiche-
rung nicht vorgenommen. Im Vergleich 
zum Vorjahr ist die Zahl der Versicherten 
in der Schüler-Unfallversicherung leicht 
gestiegen (+0,5 Prozent).

4 Arbeits- und Wegeunfälle
Vorbemerkung: Die Unfälle im Bereich 
der Schüler-Unfallversicherung werden in 
Abschnitt 5 beschrieben.

4.1 Begri� e und Unfallquoten
Als meldepfl ichtige Unfälle werden in den 
Geschäftsergebnissen die Unfallanzeigen 
nach § 193 SGB VII gezählt. Danach sind 
Unternehmer verpfl ichtet, binnen drei Ta-
gen Unfälle von Versicherten in ihren Un-
ternehmen anzuzeigen, die eine Arbeitsun-
fähigkeit von mehr als drei Kalendertagen 
– ohne den Unfalltag – oder den Tod zur 
Folge haben. Sind diese Voraussetzun-
gen erfüllt, so werden auch Anzeigen von 
Verletzten, Durchgangsarztberichte sowie 
durch Krankenkassen angezeigte Fälle ge-
zählt. Das Gleiche gilt für Wegeunfälle; das 
sind Unfälle auf dem Weg zum oder vom 
Ort einer versicherten Tätigkeit, die nach 
§ 8 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 SGB VII den Arbeits-
unfällen gleichgestellt sind. 

Verläuft ein Arbeits- oder Wegeunfall töd-
lich oder hat er so schwere Folgen, dass 
es zu einer Entschädigung in Form einer 
Rente oder Abfi ndung kommt, so wird er 
in den Geschäftsergebnissen zusätzlich als 
„neue Unfallrente“ nachgewiesen. Voraus-
setzung für eine solche Entschädigung ist, 
dass der Unfall allein oder zusammen mit 
einem früheren Arbeitsunfall für einen ge-
setzlich festgelegten Mindestzeitraum zu 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 20 Prozent geführt hat. 

Bei der statistischen Erfassung der töd-
lichen Unfälle werden diejenigen Fälle 
gezählt, bei denen sich der Unfall im Be-
richtsjahr ereignet hat und der Tod inner-
halb von 30 Tagen nach dem Unfall ein-
getreten ist.

Zur Beurteilung des durchschnittlichen 
Arbeitsunfallrisikos werden die absolu-
ten Arbeitsunfallzahlen einerseits zur 
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden und 
andererseits zur Zahl der Vollarbeiter ins 
Verhältnis gesetzt. Bei letzterer wird die 
durchschnittliche Expositionszeit eines 
Vollbeschäftigten gegenüber der Gefahr, 
einen Arbeitsunfall zu erleiden, berück-
sichtigt und damit auch die konjunktu-
rell und tariflich bedingte Schwankung 
der Jahresarbeitszeit. 

Abbildung 1: Unternehmen / Beitragspflichtige, Haushalte und Unternehmen, die Hilfe 
leisten, sowie Bildungseinrichtungen (absolut in Millionen)
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Jede versicherte Tätigkeit, ob als Teilzeit- 
oder als Vollzeitbeschäftigung oder als 
kurzfristige Aktivität wie das Blutspen-
den, bringt jedoch ein eigenes Wegeun-
fallrisiko mit sich. Darüber hinaus kann 
derselbe Versicherte in mehr als einem 
Versicherungsverhältnis stehen und ent-
sprechend mehr versicherte Wege zurück-
legen. Daher werden die Wegeunfälle auf 
die Zahl der Versicherungsverhältnisse 
bezogen. Diese Zahl wird bei denjenigen 
Gruppen, die eine deutlich geringere Zahl 
von versicherten Wegen zurücklegen als 
Unternehmer, abhängig Beschäftigte und 
Schüler, entsprechend dem tatsächlichen 
Risiko gewichtet. Für das Berichtsjahr er-
geben sich insgesamt 44.851.971 gewich-
tete Versicherungsverhältnisse (ohne 
Schüler- Unfallversicherung).

4.2 Meldepflichtige Arbeitsunfälle
Im gewerblichen und öffentlichen Be-
reich waren im Berichtsjahr 885.009 mel-
depflichtige Arbeitsunfälle zu verzeich-
nen; dies waren 3,7 Prozent weniger als 
im Vorjahr. Da die Zahl der Vollarbeiter 
jedoch gestiegen ist, ist das Risiko, einen 

Arbeitsunfall zu erleiden, je 1.000 Voll-
arbeiter von 24,52 im Vorjahr auf 23,32 in 
2012 um 4,9 Prozent gefallen.

Ebenso ist die Zahl der geleisteten Ar-
beitsstunden im Vergleich zum Vorjahr 
leicht gestiegen, wodurch die Häufi gkeit 
der meldepfl ichtigen Arbeitsunfälle je ei-
ner Million geleisteter Arbeitsstunden um 
4,3 Prozent gesunken ist. Diese Unfallquo-
te betrug im Berichtsjahr 14,76, während 
sie im Vorjahr noch bei 15,42 gelegen hatte. 

Die Darstellung der Häufi gkeitsquoten der 
meldepfl ichtigen Arbeitsunfälle getrennt 
nach den verschiedenen Bereichen der 
gesetzlichen Unfallversicherung für die 
vergangenen Jahre in den Tabellen 1 und 
2 verdeutlicht die strukturell bedingten 
Unterschiede. In Tabelle 1 ist die Häufi g-
keit der meldepfl ichtigen Arbeitsunfälle je 
1.000 Vollarbeiter dargestellt, in Tabelle 2 
je einer Million geleisteter Arbeitsstunden.

Die Quoten zeigen für den Großteil der 
Berufsgenossenschaften die gleichen 
Trends: Am stärksten fällt die Abnahme 

bei der Berufsgenossenschaft Handel und 
Warendistribution (BGHW), der Verwal-
tungs-Berufsgenossenschaft (VBG) sowie 
der BG BAU mit mehr als sieben Prozent 
aus. Einen Anstieg bei den Arbeitsunfall-
quoten verzeichnet lediglich die BG Roh-
stoff e und chemische Industrie (+2 bezie-
hungsweise +3 Prozent).

4.3 Meldepflichtige Wegeunfälle
Bei den Wegeunfällen handelt es sich um 
alle Unfälle auf dem Weg zwischen Woh-
nung und Ort der versicherten Tätigkeit, 
nicht etwa nur um Straßenverkehrsunfäl-
le. Die Straßenverkehrsunfälle werden in 
den Geschäftsergebnissen nicht gesondert 
ausgewiesen; sie stellen zwar den über-
wiegenden Teil der Wegeunfälle, fi nden 
sich aber auch zu einem geringen Anteil 
bei den Arbeitsunfällen (zum Beispiel bei 
Berufskraftfahrern). 

Im Bereich der Prävention unterstützt die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
(DGUV) die Arbeit des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrats (DVR) in fachlicher 
und fi nanzieller Hinsicht. ▸

Tabelle 1: Meldepflichtige Arbeitsunfälle je 1.000 Vollarbeiter

2009 2010 2011 2012 Veränd. 
v. 2011

auf 
2012 
in %

UV in der gewerblichen
Wirtscha� 

25,01 26,44 25,79 24,43 –5,2 

101  BG Rohsto� e und 
chemische Industrie

17,34 19,24 18,75 19,13 +1,9 

102  BG Holz und Metall 40,16 42,62 43,09 40,85 –5,2 
103  BG Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse
19,71 21,84 20,76 20,45 –1,5 

104  BG der Bauwirtscha� 65,13 66,54 63,68 58,72 –7,8 
105  BG Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe 
41,71 40,13 37,84 37,62 –0,5 

106  BG Handel und 
Warendistribution

24,91 26,85 27,02 24,68 –8,6 

107  BG für Transport und 
Verkehrswirtscha� 

36,99 42,92 43,34 41,65 –3,9 

108  Verwaltungs-BG 14,81 15,82 14,99 13,71 –8,5 
109  BG für Gesundheitsdienst 

und Wohlfahrtspflege
14,43 15,72 15,54 15,27 –1,7 

UV der ö� entlichen Hand 
(Allgemeine UV) *

20,03 22,10 16,56 16,17 –2,3 

Insgesamt 24,30 25,84 24,52 23,32 –4,9 
Schüler-Unfallversicherung
Schulunfälle je 1.000 Schüler 73,25 76,35 75,78 71,69 –5,4 

Tabelle 2: Meldepflichtige Arbeitsunfälle 
je 1 Million geleisteter Arbeitsstunden 

2009 2010 2011 2012 Veränd. 
v. 2011

auf 
2012 
in %

UV in der gewerblichen 
Wirtscha� 

15,93 16,53 16,22 15,46 –4,6 

101  BG Rohsto� e und 
chemische Industrie

11,04 12,02 11,79 12,10 +2,6

102  BG Holz und Metall 25,58 26,64 27,10 25,85 –4,6
103  BG Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse
12,56 13,65 13,06 12,94 –0,8

104  BG der Bauwirtscha� 41,48 41,59 40,05 37,16 –7,2
105  BG Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe 
26,57 25,08 23,80 23,81 +0,0

106  BG Handel und 
Warendistribution

15,87 16,78 16,99 15,62 –8,0

107  BG für Transport und 
Verkehrswirtscha� 

23,56 26,82 27,26 26,36 –3,2

108  Verwaltungs-BG 9,43 9,89 9,43 8,68 –7,9
109  BG für Gesundheitsdienst 

und Wohlfahrtspflege
9,19 9,82 9,77 9,67 –1,1

UV der ö� entlichen Hand 
(Allgemeine UV) *

12,76 13,81 10,41 10,23 –1,7

Insgesamt 15,48 16,15 15,42 14,76 –4,3

* Die Angabe in 2011 ist aufgrund der bei einigen UV-Trägern der ö� entlichen Hand vorgenommenen Umstellung der Erfassung der Meldepflicht relativ unsicher.
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Bei berufl ichen Tätigkeiten im Straßenver-
kehr bestehen zusätzliche Präventions-
möglichkeiten, zum Beispiel durch die Un-
fallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge“ (BGV 
D29) sowie spezielle Schulungsprogramme 
und Informationen für Versicherte, die aus 
berufl ichen Anlässen am Straßenverkehr 
teilnehmen oder durch ihn gefährdet sind. 

Bei den Unfallversicherungsträgern der 
öff entlichen Hand liegt der Arbeitsschwer-
punkt, bedingt durch die große Zahl der 
Versicherten in der Schüler-Unfallversi-
cherung, bei der Schulwegsicherheit. Mit 
den Landes- und Ortsverkehrswachten 
werden auf regionaler Ebene Multiplikato-
ren (Lehrkräfte und Erzieher / innen) Fort-
bildungen angeboten. Unterstützt wird 
die Arbeit durch Aktionen und Medien 
zur Verkehrserziehung und Schulwegsi-
cherheit (zum Beispiel „Der Tote Winkel“, 
„BusSchule“, „Schulweglexikon“). 

In den Jahren 2010 und 2011 lief in der ge-
setzlichen Unfallversicherung die zwei-
jährige bundesweite Präventionskampa-
gne „Risiko raus!“.

Im Jahr 2012 ereigneten sich 176.356 mel-
depfl ichtige Wegeunfälle. Nach dem wit-
terungsbedingten starken Anstieg im Jahr 
2010 ist ihre absolute Zahl gegenüber dem 
Vorjahr um 6,4 Prozent weiter gesunken. 
Bezogen auf 1.000 (gewichtete) Versiche-
rungsverhältnisse (vgl. Abschnitt „Un-
fallquoten“) hat sich die Häufigkeit der 
meldepflichtigen Wegeunfälle von 4,34 
im Vorjahr auf 3,93 im Berichtsjahr um 
9,5 Prozent verringert. Die Entwicklung 
der Wegeunfallquoten bei den Berufs-
genossenschaften liegt zwischen 0 und 
–13 Prozent (vgl. Tabelle 3). 

4.4 Neue Arbeitsunfallrenten 
Die Zahl der schweren Arbeitsunfälle, bei 
denen es erstmals zur Zahlung einer Rente
oder eines Sterbegeldes gekommen ist, 
ist von 15.740 im Vorjahr um 2,5 Prozent
auf 15.344 im vergangenen Jahr zurück-
gegangen. Dabei hat ihre Häufigkeit je 
1.000 Vollarbeiter von 0,420 auf 0,404 im 
Berichtsjahr um 3,8 Prozent abgenom-
men. Bezogen auf eine Million geleistete
Arbeitsstunden ist ein Rückgang um 
3,1 Prozent, von 0,264 in 2011 auf 0,256 im 

Berichtsjahr, zu verzeichnen. Die Aufglie-
derung dieser beiden Unfallquoten nach 
den verschiedenen Bereichen der gesetz-
lichen Unfallversicherung für die vergan-
genen Jahre in den Tabellen 4 und 5 zeigt, 
dass die Entwicklung der neuen Arbeits-
unfallrenten uneinheitlich ausgefallen ist. 
Einer Zunahme vor allem bei der Berufs-
genossenschaft Rohstoff e und chemische 
Industrie (BG RCI) von 10,6 beziehungs-
weise 11,3 Prozent stehen Rückgänge in 
unterschiedlicher Größenordnung in den 
meisten anderen Berufsgenossenschaf-
ten gegenüber, vor allem in der Berufs-
genossenschaft Energie Textil Elektro 
Medienerzeugnisse (BG ETEM), der Be-
rufsgenossenschaft Nahrungsmittel und 
Gastgewerbe (BGN) sowie der BGHM (bis 
zu –15,4 beziehungsweise –14,8 Prozent).

4.5 Neue Wegeunfallrenten
Die Zahl der neuen Wegeunfallrenten 
ist von 5.951 im Jahr 2011 auf 5.449 im 
Berichtsjahr um 8,4 Prozent gesunken. 
Dabei ist das Unfallrisiko je 1.000 (ge-
wichteter) Versicherungsverhältnisse um 
11,5 Prozent von 0,137 auf 0,121 gefallen. 

Tabelle 3: Meldepflichtige Wegeunfälle je 1.000 gewichteter
Versicherungsverhältnisse

2009 2010 2011 2012 Veränd. 
v. 2011

auf 
2012 
in %

UV in der gewerblichen
Wirtscha� 

4,13 5,11 4,26  3,91 –8,3 

101  BG Rohsto� e und 
chemische Industrie

4,23 5,02 4,29  4,07 –5,0 

102  BG Holz und Metall 4,27 5,20 4,49  4,44 –1,1 
103  BG Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse
3,56 4,12 3,49  3,50 +0,4 

104  BG der Bauwirtscha� 3,76 4,41 3,77  3,34 –11,5 
105  BG Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe 
3,75 4,30 3,47  3,27 –5,8 

106  BG Handel und 
Warendistribution

4,89 6,03 5,11  4,51 –11,7 

107  BG für Transport und 
Verkehrswirtscha� 

3,62 4,57 4,11  4,00 –2,7 

108  Verwaltungs-BG 4,11 5,29 4,19  3,64 –13,2 
109  BG für Gesundheitsdienst 

und Wohlfahrtspflege
4,31 5,60 4,78  4,34 –9,3 

UV der ö� entlichen Hand 
(Allgemeine UV) *

5,00 6,12 4,89  4,07 –16,8 

Insgesamt 4,24 5,25 4,34  3,93 –9,5 
Schüler-Unfallversicherung
Schulwegunfälle je 1.000 Schüler 6,77 7,28 6,69  6,47 –3,3 

Tabelle 4: Neue Arbeitsunfallrenten je 1.000 Vollarbeiter 

2009 2010 2011 2012 Veränd. 
v. 2011

auf 
2012 
in %

UV in der gewerblichen
Wirtscha� 

0,488 0,480 0,450 0,429 –4,6 

101  BG Rohsto� e und 
chemische Industrie

0,646 0,656 0,513 0,568 +10,6 

102  BG Holz und Metall 0,718 0,671 0,607 0,535 –11,9 
103  BG Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse
0,489 0,515 0,494 0,418 –15,4 

104  BG der Bauwirtscha� 1,462 1,423 1,367 1,364 –0,2 
105  BG Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe 
0,577 0,572 0,510 0,435 –14,7 

106  BG Handel und 
Warendistribution

0,491 0,508 0,470 0,449 –4,5 

107  BG für Transport und 
Verkehrswirtscha� 

1,169 1,139 1,172 1,170 –0,2 

108  Verwaltungs-BG 0,218 0,215 0,211 0,212 +0,5 
109  BG für Gesundheitsdienst 

und Wohlfahrtspflege
0,228 0,239 0,215 0,211 –1,9 

UV der ö� entlichen Hand 
(Allgemeine UV)

0,253 0,251 0,232 0,245 +5,4 

Insgesamt 0,455 0,448 0,420 0,404 –3,8 
Schüler-Unfallversicherung
Schulunfälle je 1.000 Schüler 0,044 0,036 0,030 0,035 +18,5 

*  Die Angabe in 2011 ist aufgrund der bei einigen UV-Trägern der ö� entlichen 
Hand vorgenommenen Umstellung der Erfassung der Meldepflicht relativ 
unsicher.
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Tabelle 6 zeigt, dass sich die Veränderung 
dieser Wegeunfallquote gegenüber dem 
Vorjahr in den verschiedenen Bereichen 
ausgesprochen unterschiedlich darstellt. 
Der höchste Anstieg ist in der Berufsge-
nossenschaft für Transport und Verkehrs-
wirtschaft (BG Verkehr) (+8,8 Prozent) zu 
verzeichnen, der größte Rückgang in der 
VBG (–21,4 Prozent).

4.6 Verhältnis von neuen Unfall-
renten zu meldepflichtigen Unfällen
Im Jahr 2012 kamen auf 1.000 melde-
pfl ichtige Arbeitsunfälle 17 neue Arbeits-
unfallrenten, auf 1.000 meldepflichtige 
Wegeunfälle hingegen 31 neue Wegeun-
fallrenten. Daraus ist zu ersehen, dass 
Wegeunfälle im Vergleich zu Arbeits-
unfällen weitaus häufiger besonders 
schwere Folgen haben. 

4.7 Tödliche Unfälle 
Bei den tödlichen Arbeitsunfällen ist ein 
Anstieg um zwei Fälle auf 500 Todesfälle 
zu verzeichnen. Bei der Zahl der tödlichen 
Wegeunfälle fi ndet sich ein Rückgang um 
acht Fälle auf 386.

Während auf 1.000 neue Arbeitsunfallren-
ten 33 tödliche Arbeitsunfälle kommen, 
entfallen auf 1.000 neue Wegeunfallren-
ten mit 71 tödlichen Wegeunfällen mehr 
als doppelt so viele Todesfälle. Dies ver-
deutlicht – ebenso wie die entsprechen-
de Aussage in Abschnitt 4.6 – die über-
proportionale Schwere der Wegeunfälle 
gegenüber den Arbeitsunfällen. 

5 Schul- und Schulwegunfälle 
Im Berichtsjahr ereigneten sich 1.340.454 
meldepflichtige Schülerunfälle (Schul- 
und Schulwegunfälle). Die Pfl icht zur Un-
fallanzeige besteht in der Schüler-Unfall-
versicherung dann, wenn der Versicherte 
getötet oder so verletzt wird, dass er ärzt-
liche Behandlung in Anspruch nehmen 
muss. Gegenüber dem Vorjahr sind die 
Schülerunfälle gefallen (–4,8 Prozent). 
Der Schulweganteil liegt mit 110.908 
melde pfl ichtigen Unfällen bei 8,3 Prozent. 
Nach einem Anstieg im Jahr 2010 ist das 
Schülerunfallrisiko im Berichtsjahr weiter 
gesunken (–5,2 Prozent). Die Rate liegt bei 
78,2 Schülerunfällen je 1.000 versicherter 
Schüler.

Bei der Zahl der neuen Schülerunfallren-
ten ist ein Anstieg von 13,4 Prozent auf 
insgesamt 916 erstmalige Entschädigun-
gen zu verzeichnen. Wobei dieser Anstieg 
hauptsächlich durch die Aufarbeitung 
von Bearbeitungsrückständen bei einem 
Unfallversicherungsträger verursacht 
wird. Der Anteil der neuen Wegeunfall-
renten liegt bei 34,4 Prozent.

Die Zahl der tödlichen Schülerunfälle ist 
nach der Zunahme im Vorjahr von 77 auf 56 
deutlich gesunken (–27,3 Prozent). Der weit 
überwiegende Teil der tödlichen Schüler-
unfälle ereignet sich auf dem Schulweg. Im 
Jahr 2012 liegt der Anteil bei 85,7 Prozent.

6 Berufskrankheiten 
6.1 Listen-Berufskrankheitensystem 
und Erweiterung 
In Deutschland gilt ebenso wie in vielen 
anderen Ländern ein gemischtes Berufs-
krankheitensystem (Liste und Einzelfälle).
Berufskrankheiten sind nach § 9 Abs. 1 
SGB VII diejenigen „Krankheiten, die die 
Bundesregierung durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates ▸

Tabelle 5: Neue Arbeitsunfallrenten je 1 Million geleisteter 
Arbeitsstunden

2009 2010 2011 2012 Veränd. 
v. 2011

auf 
2012 
in %

UV in der gewerblichen 
Wirtscha� 

0,311 0,300 0,283 0,272 –4,0 

101  BG Rohsto� e und 
chemische Industrie

0,411 0,410 0,323 0,360 +11,3 

102  BG Holz und Metall 0,457 0,419 0,382 0,339 –11,3 
103  BG Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse
0,312 0,322 0,311 0,265 –14,8 

104  BG der Bauwirtscha� 0,931 0,889 0,859 0,863 +0,4 
105  BG Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe 
0,368 0,357 0,320 0,275 –14,1 

106  BG Handel und 
Warendistribution

0,313 0,317 0,296 0,284 –3,9 

107  BG für Transport und 
Verkehrswirtscha� 

0,745 0,712 0,737 0,741 +0,5 

108  Verwaltungs-BG 0,139 0,135 0,133 0,134 +1,1 
109  BG für Gesundheitsdienst 

und Wohlfahrtspflege
0,145 0,149 0,135 0,133 –1,3 

UV der ö� entlichen Hand 
(Allgemeine UV)

0,161 0,157 0,146 0,155 +6,0 

Insgesamt 0,290 0,280 0,264 0,256 –3,1 

Tabelle 6: Neue Wegeunfallrenten je 1.000 gewichteter
Versicherungsverhältnisse

2009 2010 2011 2012 Veränd. 
v. 2011

auf 
2012 
in %

UV in der gewerblichen
Wirtscha� 

0,143 0,143 0,137 0,123 –10,5 

101  BG Rohsto� e und 
chemische Industrie

0,204 0,200 0,177 0,163 –7,8 

102  BG Holz und Metall 0,184 0,184 0,141 0,148 +4,5 
103  BG Energie Textil Elektro 

Medienerzeugnisse
0,175 0,161 0,146 0,133 –9,2 

104  BG der Bauwirtscha� 0,130 0,145 0,118 0,122 +3,0 
105  BG Nahrungsmittel und 

Gastgewerbe 
0,120 0,123 0,114 0,102 –10,7 

106  BG Handel und 
Warendistribution

0,178 0,175 0,168 0,143 –14,6 

107  BG für Transport und 
Verkehrswirtscha� 

0,135 0,135 0,142 0,154 +8,8 

108  Verwaltungs-BG 0,112 0,113 0,120 0,094 –21,4 
109  BG für Gesundheitsdienst 

und Wohlfahrtspflege
0,124 0,132 0,146 0,127 –13,4 

UV der ö� entlichen Hand 
(Allgemeine UV)

0,133 0,137 0,139 0,115 –17,5 

Insgesamt 0,141 0,142 0,137 0,121 –11,5 
Schüler-Unfallversicherung
Schulwegunfälle je 1.000 Schüler 0,018 0,019 0,018 0,018 +3,5 
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als Berufskrankheit bezeichnet und die 
Versicherte infolge einer den Versiche-
rungsschutz nach §§ 2, 3 oder 6 begrün-
denden Tätigkeit erleiden“. In diese Lis-
te können ausschließlich Erkrankungen 
durch besondere gefährdende Einwir-
kungen aufgenommen werden, denen 
bestimmte Personengruppen durch ihre 
versicherte Tätigkeit in erheblich höherem 
Grade als die übrige Bevölkerung ausge-
setzt sind. Das Bundeskabinett hat am 18. 
März 2009 die 2. Verordnung zur Ände-
rung der Berufskrankheiten-Verordnung 
verabschiedet. Seit Inkrafttreten am 1. Juli 
2009 gibt es fünf neue Berufskrankheiten 
(BK 1318 Benzol, Blut und lymphatisches 
System, BK 2112 Gonarthrose, BK 4113 
Lungenkrebs, PAK, BK 4114 Lungenkrebs, 
Asbest und PAK, BK 4115 Siderofi brose).

Darüber hinaus ist nach § 9 Abs. 2 SGB VII 
eine nicht in der Liste aufgeführte Krank-
heit anzuerkennen und zu entschädigen, 
wenn nach neuen medizinisch-wissen-
schaftlichen Erkenntnissen die sonstigen 
Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt sind.

Damit eine Erkrankung als Berufskrank-
heit anerkannt werden kann, muss zwi-

schen versicherter Tätigkeit und schä-
digender Einwirkung sowie zwischen 
dieser Einwirkung und der Erkrankung 
ein rechtlich wesentlicher ursächlicher 
Zusammenhang bestehen. Bei einigen 
Krankheiten müssen zusätzlich – neben 
diesem Kausalzusammenhang und den 
jeweiligen medizinischen Merkmalen – 
besondere versicherungsrechtliche Vor-
aussetzungen erfüllt sein: Zum Beispiel 
müssen Hauterkrankungen zusätzlich 
zur Unterlassung aller Tätigkeiten geführt 
haben, die für die Entstehung, die Ver-
schlimmerung oder das Wiederaufl eben 
der Krankheit ursächlich waren oder sein 
können; darüber hinaus muss das Tatbe-
standsmerkmal „schwere Krankheit oder 
wiederholte Rückfälligkeit“ erfüllt sein. 

In der ehemaligen DDR galt ebenfalls ein 
gemischtes Berufskrankheitensystem. 
Auch wenn das Berufskrankheiten-Recht 
der ehemaligen DDR seit dem 1. Januar 
1992 nicht mehr fortgilt, so werden Leis-
tungen in vollem Umfang nach SGB VII 
und BKV auch weiterhin für solche Be-
rufskrankheiten erbracht, die sich auf die 
Berufskrankheitenliste der ehemaligen 
DDR (DDR-BKVO-Liste) gründen. Sind die-

se jedoch nicht gleichzeitig Gegenstand 
der Berufskrankheiten-Liste der BKV, so 
muss der Eintritt der Erkrankung vor dem 
1. Januar 1992 liegen und die Erkrankung 
dem zuständigen Unfallversicherungsträ-
ger vor dem 1. Januar 1994 bekannt gewor-
den sein. 

6.2 Anzeigen auf Verdacht einer 
Berufskrankheit
Für Ärzte besteht nach § 202 SGB VII ei-
ne Anzeigepfl icht bei begründetem Ver-
dacht auf das Vorliegen einer Berufs-
krankheit. Für Unternehmer besteht eine 
Meldepfl icht gemäß § 193 Abs. 2 SGB VII 
bereits bei Anhaltspunkten für das Vorlie-
gen einer Berufskrankheit bei Versicher-
ten in ihren Unternehmen. Bei Vorliegen 
entsprechender Anhaltspunkte müssen 
auch Krankenkassen eine Anzeige erstat-
ten. Es können jedoch auch Versicherte 
und andere Stellen den Verdacht auf Vor-
liegen einer Berufskrankheit melden. Der 
Unfallversicherungsträger prüft von Amts 
wegen durch das Feststellungsverfahren, 
ob tatsächlich eine Berufskrankheit i.S.v. 
§ 9 Abs. 1 oder 2 SGB VII vorliegt. Natur-
gemäß ist die Zahl der Anzeigen auf Ver-
dacht einer Berufskrankheit höher als die 
Zahl der Fälle, bei denen sich im Feststel-
lungsverfahren dieser Verdacht bestätigt. 

Im Jahr 2012 sind bei den gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und den Unfall-
versicherungsträgern der öffentlichen 
Hand 70.566 Anzeigen auf Verdacht einer 
Berufskrankheit eingegangen: Dies ist 
gegenüber dem Vorjahr ein Rückgang um 
703 Fälle beziehungsweise um 1,0 Prozent.
In der Schüler-Unfallversicherung sind 
Berufskrankheiten erwartungsgemäß sel-
tene Ereignisse. Im Berichtsjahr wurden 
100 BK-Verdachtsanzeigen registriert. In 
der Mehrzahl der Fälle handelt es sich da-
bei um Hauterkrankungen.

Die Aufschlüsselung der Verdachtsanzei-
gen der vergangenen Jahre nach Krank-
heitsgruppen in Tabelle 7 erlaubt eine dif-
ferenzierte Betrachtung: 

Die Hautkrankheiten stellen mit 24.619 
Anzeigen den größten Anteil. Die Zahl die-
ser Verdachtsanzeigen ist 2012 gegenüber 
dem Vorjahr um 611 Fälle beziehungswei-
se um 2,4 Prozent zurückgegangen. Hier-

Tabelle 7: Anzeigen auf Verdacht einer Berufskrankheit nach Krankheitsgruppen
(Unter-)
Gruppe

Bezeichnung 2009 2010 2011 2012 Veränderung von 
2011 auf 2012 

absolut in %*

1 Chemische Einwirkungen 3.019 3.293 3.793 3.645 –148 –3,9 
11 Metalle und Metalloide 315 269 351 305 –46 –13,1 

12 Erstickungsgase 192 141 48 80 +32 +66,7 

13 Lösungsmittel, Pestizide und 
sonstige chemische Sto� e

2.891 2.883 3.394 3.260 –134 –3,9 

2 Physikalische Einwirkungen 21.875 22.667 22.138 22.379 +241 +1,1 
21 Mechanische Einwirkungen 10.466 11.279 10.114 9.956 –158 –1,6 

22 Drucklu� 7 6 4 3 –1 x 

23 Lärm 10.816 10.979 11.640 12.017 +377 +3,2 

24 Strahlen 586 403 380 403 +23 +6,1 

3 Infektionserreger, Parasiten, 
Tropenkrankheiten

2.471 2.398 2.577 2.367 –210 –8,1 

4 Atemwege, Lungen, 
Rippenfell, Bauchfell

17.189 16.141 15.557 15.274 –283 –1,8 

41 Anorganische Stäube 13.565 12.350 11.834 11.606 –228 –1,9 

42 Organische Stäube 205 182 206 208 +2 +1,0 

43 Obstruktive 
Atemwegserkrankungen 

3.419 3.609 3.517 3.460 –57 –1,6 

5 Hautkrankheiten 19.408 23.798 25.230 24.619 –611 –2,4 
6 Augenzittern der Bergleute 1 2 6 6 – x 

Sonstige Anzeigen 2.411 1.978 1.968 2.276 +308 +15,7 

Insgesamt 66.951 70.277 71.269 70.566 –703 –1,0 
* Prozent nur bei Fallzahl > 10

56 · DGUV Forum 7 · 8/13

Unfallversicherung



bei spielt es eine Rolle, dass erstmals ab 
dem Berichtsjahr 2005 auch Meldungen 
nach § 3 BKV und Hautarztberichte sta-
tistisch bei den Verdachtsanzeigen zu er-
fassen sind. Mit Meldungen nach § 3 BKV 
wird auf die Gefahr hingewiesen, dass 
eine Berufskrankheit entstehen, wieder 
aufl eben oder sich verschlimmern kann. 
Die zweitgrößte Gruppe bilden die 12.017 
Anzeigen auf Verdacht einer Erkrankung 
auf Grund von Lärm. Diese weisen im Ver-
gleich zum Vorjahr einen Anstieg um 377 
Fälle oder 3,2 Prozent auf. Die 11.606 Ver-
dachtsanzeigen bei den Erkrankungen 
durch anorganische Stäube sind um 228 
Fälle beziehungsweise 1,9 Prozent gesun-
ken. Die 9.956 Anzeigen auf Verdacht ei-
ner Erkrankung auf Grund mechanischer 
Einwirkungen sind um 158 Fälle bezie-
hungsweise um 1,6 Prozent gesunken. 
Mitursächlich hierfür ist die seit 1. Juli 
2009 neue Berufskrankheit Gonarthrose, 
auf welche nur noch 1.250 Anzeigen ent-
fallen, während 2010 noch 1.804 und im 
Jahr darauf 1.301 Anzeigen zu verzeichnen 
waren. Der starke Anstieg von 17,7 Prozent 
auf Grund von Lösungsmitteln, Pestiziden 
und sonstigen chemischen Stoff en von Be-
richtsjahr 2010 auf 2011 ist bedingt durch 
die neu angezeigten Berufskrankheiten 
bei der BGHM zur BK1302 (Halogenkoh-
lenwasserstoff e) durch die Meldungen im 
Rahmen der PCB-Belastung im Dortmun-
der Hafen (ENVIO).

6.3 Entschiedene Fälle
Die durch Anzeigen auf Verdacht einer Be-
rufskrankheit ausgelösten Feststellungs-
verfahren führen zu einer der nachfolgend 
beschriebenen versicherungsrechtlichen 
Entscheidungen: Sind alle Voraussetzun-
gen für das Vorliegen einer Berufskrank-

heit – wie in Abschnitt 6.1 beschrieben –
erfüllt, so wird diese anerkannt. Bei be-
stimmten Berufskrankheiten müssen da-
für besondere versicherungsrechtliche 
Voraussetzungen erfüllt sein, wie zum 
Beispiel die Aufgabe der gefährdenden 
Tätigkeit. Sind nur diese nicht erfüllt, so 
wird zwar die Berufskrankheit im juristi-
schen Sinne nicht anerkannt, es können 
jedoch im Rahmen von § 3 BKV Leistungen
zur Individualprävention beziehungs-
weise zur medizinischen Rehabilitati-
on erbracht werden. Beide Fallgruppen 
werden statistisch als „bestätigte Berufs-
krankheiten“ zusammengefasst. In den 
übrigen Fällen muss eine Ablehnung er-
folgen, weil entweder nicht nachgewiesen 
werden kann, dass die Erkrankten am Ar-
beitsplatz überhaupt einer entsprechen-
den Gefährdung ausgesetzt waren oder 
weil zwar der schädigende Einfl uss am Ar-
beitsplatz festgestellt werden kann, nicht 
aber ein Zusammenhang zwischen dieser 
Einwirkung und der Erkrankung.

Bei einem Teil der anerkannten Berufs-
krankheiten wird aufgrund des Vorlie-
gens bestimmter Voraussetzungen –
insbesondere einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit von mindestens 20 Pro-
zent – im Geschäftsjahr Verletztenren-
te (beziehungsweise Gesamtvergütung) 
oder Sterbegeld (beziehungsweise Hin-
terbliebenenrente) erstmals durch Verwal-
tungsakt festgestellt (sogenannte „neue 
Berufskrankheitenrenten“). Bei den an-
erkannten Berufskrankheiten ohne Ren-
tenzahlung werden vielfach Leistungen in 
anderer Form erbracht, zum Beispiel Heil-
behandlung, Verletztengeld, Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben oder Über-
gangsgeld. 

In Tabelle 8 wird ein zahlenmäßiger Über-
blick über alle in den letzten vergangenen 
Jahren im Bereich der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften und der Unfallver-
sicherungsträger der öffentlichen Hand 
entschiedenen Fälle gegeben. Auch hier 
sind die wenigen Fälle aus dem Bereich 
der Schüler-Unfallversicherung enthalten. 
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 71.389 
Feststellungsverfahren abgeschlossen. Da-
bei wurde in 35.293 Fällen – und damit in 
49,4 Prozent – der Verdacht auf das Vor-
liegen einer Berufskrankheit bestätigt. Un-
ter diesen bestätigten Fällen waren 15.291 
anerkannte Berufskrankheiten im engeren 
Sinn, von denen wiederum in 4.924 Fällen 
eine Rente, Abfi ndung oder Sterbegeld ge-
zahlt wurde (neue Berufskrankheitenren-
ten). Der erneute Rückgang bei den neuen 
BK-Renten ist durch den enormen Anstieg 
(der BG RCI-Branche Bergbau) im Berichts-
jahr 2009 – unter anderem bedingt durch 
ein Urteil des BSG sowie einer Änderung 
der Berufskrankheitenverordnung – zu er-
klären. Die Altfälle, die durch den Wegfall 
der Rückwirkungsklausel und der damit 
verbundenen Anerkennung (BSG-Urteil) 
entstanden sind, sind nun weitestgehend 
abgeschlossen. 

In den übrigen 20.002 bestätigten Fällen –
überwiegend Hauterkrankungen – waren 
die besonderen versicherungsrechtlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllt. Der An-
stieg bei den Fällen, bei denen die beruf-
liche Verursachung festgestellt wurde, die 
versicherungsrechtlichen Voraussetzun-
gen aber fehlen, ist durch die Verbesse-
rung der Dokumentation der § 3-Maßnah-
men in der Stufe 1 des Stufenverfahrens 
Haut zu begründen. In 36.096 Fällen 
musste eine Ablehnung erfolgen. ▸

Tabelle 8: Entschiedene Fälle 
2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 Veränderung von 

2011 auf 2012
absolut in %

BK-Verdacht bestätigt 24.877 24.942 25.022 23.019 23.663 23.028 25.570 31.219 34.573 35.293 +720 +2,1 
davon: anerkannte 
Berufskrankheiten

16.778 16.784 15.920 14.156 13.383 12.972 16.078 15.461 15.262 15.291 +29 +0,2 

darunter: neue BK-Renten 5.085 5.021 5.459 4.781 4.123 4.312 6.643 6.123 5.407 4.924 –483 –8,9 
davon: berufliche Verursachung 
festgestellt, besondere 
versicherungsrechtliche 
Voraussetzungen nicht erfüllt

8.099 8.158 9.102 8.863 10.280 10.056 9.492 15.758 19.311 20.002 +691 +3,6 

BK-Verdacht nicht bestätigt 43.575 41.374 38.887 38.040 35.980 36.440 37.132 37.967 37.165 36.096 –1.069 –2,9 
Entschiedene Fälle insgesamt 68.452 66.316 63.909 61.059 59.643 59.468 62.702 69.186 71.738 71.389 –349 –0,5 
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In Tabelle 9 sind die entschiedenen Fälle 
des Berichtsjahres nicht nur nach Art der 
versicherungsrechtlichen Entscheidung, 
sondern zusätzlich nach Krankheits-
gruppen aufgegliedert. Es wird unter an-
derem deutlich, dass es besondere versi-
cherungsrechtliche Voraussetzungen nur 
bei bestimmten Berufskrankheiten gibt. 
Dadurch ist die Rangfolge der häufi gsten 
Berufskrankheiten auch unterschiedlich, 
je nachdem, ob man die anerkannten oder 
die bestätigten Fälle betrachtet. 

6.4 Übergangsleistungen
Wenn ein Versicherter eine gefährden-
de berufliche Tätigkeit wegen der Ent-
stehung, des Wiederauflebens oder der 
Verschlimmerung einer Berufskrankheit 

aufgibt, wird eine hierdurch verursachte
Verdiensteinbuße oder ein anderer wirt-
schaftlicher Nachteil vom Träger der 
Unfallversicherung ausgeglichen. Diese 
Übergangsleistung nach § 3 Abs. 2 BKV 
kann als einmalige Zahlung bis zur Höhe 
der Jahresvollrente gewährt werden. Es 
können aber auch monatliche Zahlungen 
bis zur Höhe eines Zwölftels der Vollrente 
für längstens fünf Jahre erfolgen.

Im Jahr 2012 wurden von den Unfallver-
sicherungsträgern insgesamt 3.652 Über-
gangsleistungen gewährt, davon 3.549 im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft. Ihre 
Verteilung nach Krankheitsgruppen und 
Unfallversicherungsträgern weist deutli-
che Schwerpunkte auf: Mit 1.656 Fällen 

sind 45,3 Prozent durch Hautkrankheiten 
begründet, die überwiegend in der Be-
rufsgenossenschaft Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspfl ege (BGW), der BGHM 
sowie der BGN zu fi nden sind. In weite-
ren 1.343 Fällen (36,8 Prozent) handelt es 
sich um obstruktive Atemwegserkrankun-
gen, die zu 68,4 Prozent auf die BGN ent-
fallen. Weitere 537 Übergangsleistungen 
(14,7 Prozent) wurden auf Grund von Er-
krankungen durch mechanische Einwir-
kungen erbracht. Es verbleiben 116 Fälle 
(3,2 Prozent), die sich auf die übrigen Er-
krankungen verteilen. 

7 Rentenbestand
1991 hatten die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Rahmen der Aus-
weitung ihrer Zuständigkeit auf die neuen 
Bundesländer den gesamten laufenden 
Rentenbestand aufgrund von Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten von der Sozi-
alversicherung der ehemaligen DDR über-
nommen. Damit war der Rentenbestand im 
Jahre 1991 um rund ein Drittel angestiegen. 
Ende 2012 belief er sich auf 855.771 Renten, 
was einem Rückgang gegenüber dem Vor-
jahr um 1,4 Prozent entspricht. 

Der Rentenbestand kann in verschiedener 
Weise aufgegliedert werden. Die wichtigs-
ten Aufteilungen ergeben folgendes Bild:

• 753.457 Renten (88 Prozent) stammen 
aus dem Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft,

• 84.810 Renten (10 Prozent) stammen 
aus dem Bereich der öff entlichen 
Hand,

• 17.504 Renten (2 Prozent) stammen 
aus dem Bereich der Schüler-Unfall-
versicherung,

• 722.187 Renten (84 Prozent) laufen 
aufgrund von Unfällen,

• 133.588 Renten (16 Prozent) laufen 
aufgrund von Berufskrankheiten,

• 737.860 Renten (86 Prozent) erhalten 
Verletzte und Erkrankte,

• 117.911 Renten (14 Prozent) erhalten 
Hinterbliebene.

8 Entschädigungsleistungen
In diesem Abschnitt werden summarisch 
alle Entschädigungsleistungen einschließ-
lich der Aufwendungen im Rahmen der 
Schüler-Unfallversicherung dargestellt, 

Tabelle 9: Entschiedene Fälle 2012 nach Krankheitsgruppen
(Unter-)
Gruppe

Bezeichnung BK-Verdacht bestätigt BK- 
Verdacht 
nicht 
bestätigt

Entschie-
dene 
Fälle 
ins-
gesamt

Anerkannte 
Berufskrankheiten

berufl. Ver-
ursachung 
best., 
vers.- 
rechtl. Vor. 
fehlen

Ins-
gesamt 
(Sp. 1, 3)Ins-

gesamt
darunter 
neue 
BK-
Renten

1 2 3 4 5 6
1 Chemische 

Einwirkungen
565 430 22 587 2.823 3.410 

11 Metalle und 
Metalloide

38 22 – 38 286 324 

12 Erstickungsgase 36 1 – 36 37 73 
13 Lösungsmittel, Pes-

tizide und sonstige 
chemische Sto� e

491 407 22 513 2.500 3.013 

2 Physikalische 
Einwirkungen 

7.552 872 167 7.719 14.382 22.101 

21 Mechanische 
Einwirkungen

888 448 167 1.055 8.958 10.013 

22 Drucklu� 2 2 – 2 1 3 
23 Lärm 6.586 349 – 6.586 5.120 11.706 
24 Strahlen 76 73 – 76 303 379 
3 Infektionserreger, 

Parasiten, 
Tropenkrankheiten

1.044 78 – 1.044 1.262 2.306 

4 Atemwege, Lungen, 
Rippenfell, Bauchfell

5.386 3.326 365 5.751 9.706 15.457 

41 Anorganische Stäube 4.749 3.056 – 4.749 6.764 11.513 
42 Organische Stäube 65 51 – 65 150 215 
43 Obstruktive Atem-

wegserkrankungen
572 219 365 937 2.792 3.729 

5 Hautkrankheiten 609 163 19.447 20.056 6.003 26.059 
6 Augenzittern der 

Bergleute
1 1 – 1 4 5 

Fälle gemäß DDR-
BKVO-Liste

14 12 1 15 62 77 

Sonstige Krankheiten – – – – 1.854 1.854 
 Insgesamt 15.291 4.924 20.002 35.293 36.096 71.389 
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Tabelle 11: Aufwendungen für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Euro
Veränd. 
v. 2011 

auf 2012 
in %

2009 2010 2011 2012

Sachleistungen 78.876.218 85.492.268 88.171.586 88.400.601 +0,3 
Übergangsgeld 39.183.428 41.761.353 44.902.188 43.997.993 –2,0 
Sonstige Barleistungen 456.029 577.426 735.062 603.482 –17,9 
Sozialversicherungsbei-
träge bei Übergangsgeld

22.620.067 24.277.114 25.371.737 24.923.549 –1,8 

Reisekosten 7.666.886 8.210.738 8.408.963 8.193.176 –2,6 
Haushaltshilfe 160.761 177.848 207.993 198.412 –4,6 
Sonstige ergänzende 
Leistungen

4.746.178 4.403.831 4.927.421 4.872.431 –1,1 

Übergangsleistungen 14.523.301 14.725.023 14.049.853 14.237.764 +1,3 
Insgesamt 168.232.870 179.625.599 186.774.803 185.427.409 –0,7 

welche Unfallversicherungsträger im Be-
reich der gewerblichen Wirtschaft und der 
öffentlichen Hand im Jahr 2012 für ihre 
Versicherten erbracht haben. Als Entschä-
digungsleistungen gelten die Dienst-, Sach- 
und Barleistungen nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles an Verletzte und Erkrankte 
sowie an Hinterbliebene. Im Einzelnen 
handelt es sich dabei um Heilbehandlung 
inklusive Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben und am Leben in der Ge-
meinschaft, Pfl ege und Geldleistungen. Die 
Entschädigungsleistungen beliefen sich 
2012 auf 9,460 Milliarden Euro. Das wa-
ren 90,8 Millionen Euro beziehungsweise 
1,0 Prozent mehr als im Vorjahr, wobei hier 
anzumerken ist, dass aufgrund des neuen 
Kontenrahmens (Erlass des BMAS vom 27. 
November 2009) Vergleiche mit Jahren vor 
2010 nur bedingt möglich sind. 3,678 Milli-
arden Euro der Entschädigungsleistungen 
entfi elen auf Heilbehandlung, 185 Millio-
nen Euro auf Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben und 5,498 Milliarden Euro auf 
Renten, Abfi ndungen und Beihilfen. 

8.1 Heilbehandlung 
2012 lagen die gesamten Aufwendungen 
für Heilbehandlung einschließlich medi-
zinischer Rehabilitation, Geldleistungen, 

Pfl ege und ergänzender Leistungen in Hö-
he von 3,678 Milliarden Euro um 1,9 Pro-
zent oder 68 Millionen Euro über denen 
des Vorjahres. Ihre detaillierte Aufgliede-
rung in Tabelle 10 zeigt, dass die Kosten in 
den meisten Teilbereichen gestiegen sind. 
Hervorzuheben ist der Anstieg bei der am-
bulanten Behandlung um 34 Millionen 
Euro beziehungsweise um 2,7 Prozent und 
bei der stationären Behandlung um 6 Mil-
lionen Euro beziehungsweise um 0,6 Pro-
zent bei der Gewährung der Pfl ege um 13 
Millionen Euro (10,6 Prozent) sowie Reise-
kosten bei Heilbehandlung und Pfl ege um 
8 Millionen Euro beziehungsweise um 4,4 

Prozent. In den Rechnungsergebnissen 
werden im Rahmen der Heilbehandlungs-
kosten auch die Aufwendungen zur Förde-
rung der Teilhabe am Gemeinschaftsleben 
(„soziale Reha“) erfasst, die sich im Be-
richtsjahr auf 40 Millionen Euro beliefen.

8.2 Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben
Im Berichtsjahr betrugen diese Aufwen-
dungen 185 Millionen Euro. Sie waren da-
mit um 0,7 Prozent beziehungsweise um 
1,3 Millionen Euro niedriger als im Vorjahr. 
In Tabelle 11 sind sie nach den verschiede-
nen Teilbereichen aufgeschlüsselt. ▸

Tabelle 10: Aufwendungen für Heilbehandlung
Euro Veränd. v. 2011

auf 2012 in %2009 2010 2011 2012

Ambulante Heilbehandlung 1.140.652.854 1.217.359.617 1.258.615.274 1.292.127.515 +2,7 
Zahnersatz 16.571.461 16.068.878 16.013.638 15.913.598 –0,6 
Ambulante Heilbehandlung und Zahnersatz zusammen 1.157.224.315 1.233.428.495 1.274.628.913 1.308.041.113 +2,6 
Stationäre Behandlung 939.431.084 1.017.980.303 1.035.375.657 1.041.445.538 +0,6 
Häusliche Krankenpflege 9.492.935 10.710.575 11.350.817 11.801.689 +4,0 
Stationäre Behandlung und häusliche Krankenpflege zusammen 948.924.019 1.028.690.878 1.046.726.474 1.053.247.228 +0,6 
Verletztengeld 555.616.994 582.729.332 601.030.629 601.353.569 +0,1 
Besondere Unterstützung 1.082.971 1.051.438 1.069.184 1.168.514 +9,3 
Verletztengeld und besondere Unterstützung zusammen 556.699.965 583.780.770 602.099.813 602.522.082 +0,1 
Gewährung der Pflege 110.223.269 116.405.159 125.430.171 138.663.325 +10,6 
Pflegegeld 105.781.131 108.665.755 108.099.781 108.398.700 +0,3 
Entschädigung für Wäsche- und Kleiderverschleiß 16.882.024 16.953.165 16.947.188 17.173.411 +1,3 
Übrige Heilbehandlungskosten 813.033 1.054.742 936.304 1.249.724 +33,5 
Sozialversicherungsbeiträge bei Verletztengeld 182.026.640 189.753.174 200.163.823 203.881.860 +1,9 
Reisekosten bei Heilbehandlung und Pflege 163.887.254 176.588.115 188.473.601 196.692.052 +4,4 
Haushaltshilfe und 
Kinderbetreuung

5.282.840 5.666.791 5.883.402 5.561.095 –5,5 

Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinscha� 35.537.547 34.325.704 39.108.463 40.310.346 +3,1 
Verletztengeld wegen Unfall des Kindes 1.313.498 1.550.523 1.778.346 2.049.047 +15,2 
Sonstige Heilbehand lungs kosten zusammen 621.747.237 650.963.126 686.821.079 713.979.560 +4,0 
Insgesamt 3.284.595.536 3.496.863.269 3.610.276.278 3.677.789.983 +1,9 

DGUV Forum 7 · 8/13 · 59

DGUV Kennzahlen



erungskosten, die bei der Einleitung von 
Präventionsmaßnahmen anfallen. Dage-
gen werden die Durchführungskosten, de-
ren Umfang statistisch nicht erfasst wird, 
die jedoch mit Sicherheit um ein Vielfaches 
höher liegen, von den Unternehmen und 
Einrichtungen getragen.

2012 haben die Unfallversicherungsträ-
ger 1,0 Milliarden Euro für Prävention, 
arbeitsmedizinische und sicherheits-
technische Dienste und Erste Hilfe aus-
gegeben. Diese Aufwendungen lagen um 

Mit 88 Millionen Euro wurden 47,7 Prozent 
aller Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben für Sachleistungen aufgewendet. 
Mit 44 Millionen Euro entfielen weitere 
23,7 Prozent der Kosten auf Übergangsgeld. 

8.3 Renten, Beihilfen und 
Ab� ndungen 
Die gesamten Aufwendungen dieser Art 
in Höhe von 5,498 Milliarden Euro wei-
sen 2012 gegenüber dem Vorjahr einen 
Anstieg um 0,4 Prozent auf; sie sind in 
Tabelle 12 näher aufgeschlüsselt. Mit 
5,394 Milliarden Euro wurden 98 Prozent 
davon für Renten an Verletzte, Erkrankte 
und Hinterbliebene ausgegeben, wobei 
3,975 Milliarden Euro auf Versichertenren-
ten entfi elen und 1,418 Milliarden Euro auf 
Hinterbliebenenrenten. Für Beihilfen an 
Hinterbliebene wurden 18 Millionen Euro 
aufgewendet und für Abfi ndungen an Ver-
sicherte und Hinterbliebene 86 Millionen 
Euro. Darüber hinaus wurden im Berichts-
jahr etwa 259.000 Euro für Unterbringung 
in Alters- und Pfl egeheimen aufgewendet. 

9 Steuerungskosten für Prävention
Die Unfallversicherungsträger haben ge-
mäß § 15 SGB VII den gesetzlichen Auftrag, 
Unfallverhütungsvorschriften zu erlassen, 
zu deren Einhaltung die Unternehmen be-
ziehungsweise Einrichtungen in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich verpfl ichtet sind. Die 
Unfallversicherungsträger tragen die Steu-

6,9 Prozent über denen des Vorjahres, wo-
bei auch hier aufgrund des neuen Konten-
rahmens Vergleiche mit Jahren vor 2010 
nur bedingt möglich sind. Mehr als die 
Hälfte der Ausgaben entfi el mit 587 Mil-
lionen Euro auf die Personal- und Sach-
kosten der Prävention. Für die Ausbildung 
von Personen, die in den Unternehmen 
mit der Durchführung der Prävention 
betraut sind, wurden 122 Millionen Euro 
aufgewendet. Die nähere Aufgliederung 
der übrigen Kosten der Prävention ist in 
Tabelle 13 zu fi nden. ▸

Tabelle 12: Aufwendungen für Renten, Beihilfen und Ab� ndungen
Euro Veränd. v. 2011 

auf 2012 in %2009 2010 2011 2012

Renten an Versicherte 3.994.375.277 3.993.056.593 3.954.729.802 3.975.382.391 +0,5 
Witwen / Witwer nach § 65 Abs. 2 Nr. 2 SGB VII 12.944.793 11.511.648 10.021.357 9.138.902 –8,8 
Witwen / Witwer nach § 65 Abs. 2 Nr. 3 SGB VII 1.306.308.594 1.304.521.662 1.296.634.973 1.305.306.576 +0,7 
Rente im Sterbevierteljahr nach § 65 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII 15.957.956 15.443.063 15.621.220 13.870.209 –11,2 

Witwen / Witwer zusammen 1.335.211.344 1.331.476.372 1.322.277.550 1.328.315.687 +0,5 
Waisen 102.801.491 98.556.217 92.665.518 89.732.323 –3,2 
Sonstige Berechtigte 277.632 265.359 211.256 217.806 +3,1 
Renten zusammen 5.432.665.744 5.423.354.541 5.369.884.126 5.393.648.207 +0,4 

Beihilfen nach § 71 SGB VII an Witwen / Witwer einmalig 15.697.844 15.269.905 15.409.137 15.948.159 +3,5 
Beihilfen nach § 71 SGB VII an Witwen / Witwer laufend 1.872.533 1.926.322 2.043.054 2.120.880 +3,8 

Witwen / Witwer zusammen 17.570.378 17.196.227 17.452.192 18.069.039 +3,5 
Waisen 357 67.394 34.209 78.910 +130,7 
Beihilfen zusammen 17.570.735 17.263.620 17.486.400 18.147.949 +3,8 
Ab� ndungen an Versicherte * 90.789.184 88.473.724 85.575.955 85.043.154 –0,6 
Ab� ndungen an Hinterbliebene 1.084.907 718.810 758.046 733.931 –3,2 
Ab� ndungen zusammen 91.874.091 89.192.534 86.334.001 85.777.086 –0,6 
Unterbringung in Alters- und Pflegeheimen 305.575 232.852 254.241 258.971 +1,9 
Insgesamt 5.542.416.144 5.530.043.547 5.473.958.769 5.497.832.213 +0,4 

* inklusive Gesamtvergütungen

Tabelle 13: Steuerungskosten für Prävention
Euro Veränd. v. 

2011 auf 
2012 in %2009 2010 2011 2012

Herstellung von Unfall-
verhütungsvorschri� en

3.229.241 3.074.438 2.702.969 2.263.528 –16,3 

Personal- und Sachkosten
der Prävention *

536.522.513 534.341.964 557.191.867 587.129.171 +5,4 

Aus- und Fortbildung 
(§ 23 SGB VII)

137.644.982 118.150.000 123.210.579 121.803.275 –1,1 

Zahlungen an Verbände 
für Prävention

76.773.833 81.130.847 84.580.739 112.338.991 +32,8 

Arbeitsmedizinische 
Dienste 

48.325.575 45.565.515 48.067.295 50.176.441 +4,4 

Sicherheitstechnische 
Dienste

14.855.974 15.371.299 13.567.000 14.439.713 +6,4 

Sonstige Kosten der 
Prävention

67.231.533 79.793.606 82.152.970 86.915.006 +5,8 

Erste Hilfe (§ 23 Abs. 2 
SGB VII)

30.546.709 34.007.280 36.751.389 38.276.138 +4,1 

Insgesamt 915.130.360 911.434.949 948.224.808 1.013.342.263 +6,9 

* Bezeichnung im Kontenrahmen vor Berichtsjahr 2010: „Überwachung und Beratung der Unternehmen“
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Tabelle 14: Gewerbliche Berufsgenossenscha� en – Zusammenfassende Abschlussübersicht für das Jahr 2012: Ermittlung des Umlagesolls
Ktgr. Umlagewirksame Aufwendungen Euro Ktgr. Umlagewirksame Erträge Euro

Kontenklasse 4 Kontenklasse 2

40 Ambulante Heilbehandlung 998.772.594 21 Sonstige Beitragseingänge 350.468.989 

45 Zahnersatz 9.830.656 22 Säumniszuschläge, Stundungszinsen 28.110.007 

46 Stationäre Behandlung und häusliche Krankenpflege 855.510.303 Insgesamt 378.578.996 

47 Verletztengeld und besondere Unterstützung 542.807.426 

48 Sonstige Heilbehandlungskosten und ergänzende 
Leistungen

583.944.137 

49 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 165.509.885 

Insgesamt 3.168.114.603 

Kontenklasse 5 Kontenklasse 3 (ohne umlageunwirksame Ktgr. 30 / 31)

50 Renten an Versicherte und Hinterbliebene 4.812.761.851 32 Umlagewirksame Vermögenserträge 
aus den Betriebsmitteln

65.554.734 

51 Beihilfen an Hinterbliebene 16.438.962 33 Vermögenserträge –

52 Ab� ndungen an Versicherte und Hinterbliebene 79.137.309 34 Gewinne der Aktiva –

53 Unterbringung in Alters- und Pflegeheimen 75.478 35 Einnahmen aus Ersatzansprüchen 347.522.270 

56 Mehrleistungen und Aufwendungsersatz 30.211 36 Geldbußen und Zwangsgelder 2.441.897 

57 Sterbegeld und Überführungskosten 16.063.392 37 Entnahmen aus den Vermögen 161.073.141 

58 Leistungen im Rahmen von Unfalluntersuchungen 59.549.711 38 Einnahmen aus ö� entlichen Mitteln 425.722 

59 Prävention 910.835.421 39 Sonstige Einnahmen 751.783.801 

Insgesamt 5.894.892.334 Insgesamt 1.328.801.566 

Kontenklasse 6 (ohne umlageunwirksame Ktgr. 60 / 61)

62 Zuschreibungen und sonstige Aufwendungen –

63 Umlagewirksame Vermögensaufwendungen 4.422.461 

64 Beitragsausfälle 229.264.467 

65 Beitragsnachlässe 292.778.671 

66 Verluste durch Wertminderung der Aktiva und 
Wertsteigerung der Passiva

– 

67 Zuführungen zu den Vermögen 817.348.604 

69 Sonstige Aufwendungen 750.068.239 

Insgesamt 2.093.882.442 

Kontenklasse 7

70 Gehälter und Versicherungsbeiträge 600.206.014 

71 Versorgungsbezüge, Beihilfen usw. 113.731.404 

72 Allgemeine Sachkosten der Verwaltung 66.808.093 

73 Bewirtscha� ung und Unterhaltung der 
Grundstücke, Gebäude, techn. Anlagen 
und beweglichen Einrichtung

142.559.890 

74 Aufwendungen für die Selbstverwaltung 3.798.837 

75 Vergütungen an andere für Verwaltungsarbeiten 209.390.718 

76 Kosten der Rechtsverfolgung 7.952.748 

77 Gebühren und Kosten der Feststellung der 
Entschädigungen

3.786.137 

78 Vergütungen für die Auszahlung von Renten 1.430.557 

79 Vergütungen an andere für den Beitragseinzug – 

Insgesamt 1.149.664.397 

Summe der umlagewirksamen Aufwendungen 12.306.553.777 Summe der umlagewirksamen Erträge 1.707.380.562 

Ermittlung des Umlagesolls:

umlagewirksame Aufwendungen 12.306.553.777 

abzüglich umlagewirksamer Erträge 1.707.380.562 

Umlagesoll * (Überschuss der Aufwendungen) 10.599.173.215 

* BGHM und BG BAU: ohne Berücksichtigung der Auslandsunfallversicherung
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Tabelle 15: Unfallversicherungsträger der ö� entlichen Hand – Zusammenfassende Abschlussübersicht für das Jahr 2012: Umlagerechnung

Ktgr. Umlagewirksame Aufwendungen Euro Ktgr. Umlagewirksame Erträge Euro

Kontenklasse 4 Kontenklasse 2

40 Ambulante Heilbehandlung 293.354.922 20 Umlagebeiträge der Unfallkassen und 
Gemeindeunfallversicherungsverbände

1.320.375.980 

45 Zahnersatz 6.082.942 21 Sonstige Beitragseingänge 41.391.864 

46 Stationäre Behandlung und häusliche Krankenpflege 185.935.236 22 Säumniszuschläge, Stundungszinsen 162.610 

47 Verletztengeld und besondere Unterstützung 58.546.143 Insgesamt 1.361.930.453 

48 Sonstige Heilbehandlungskosten und ergänzende 
Leistungen

130.035.423 

49 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 19.917.523 

Insgesamt 695.102.789 

Kontenklasse 5 Kontenklasse 3 (ohne umlageunwirksame Ktgr. 30 / 31)

50 Renten an Versicherte und Hinterbliebene 580.886.356 32 Umlagewirksame Vermögenserträge aus den 
Betriebsmitteln

12.417.400 

51 Beihilfen an Hinterbliebene 1.708.987 33 Vermögenserträge – 

52 Ab� ndungen an Versicherte und Hinterbliebene 6.639.777 34 Gewinne der Aktiva – 

53 Unterbringung in Alters- und Pflegeheimen 183.494 35 Einnahmen aus Ersatzansprüchen 84.915.178 

56 Mehrleistungen und Aufwendungsersatz 15.100.335 36 Geldbußen und Zwangsgelder – 

57 Sterbegeld und Überführungskosten 1.172.940 37 Entnahmen aus den Vermögen 43.977.015 

58 Leistungen im Rahmen von Unfalluntersuchungen 7.474.977 38 Einnahmen aus ö� entlichen Mitteln 146.655.718 

59 Prävention 102.506.842 39 Sonstige Einnahmen 3.564.001 

Insgesamt 715.673.708 Insgesamt 291.529.312 

Kontenklasse 6 (ohne umlageunwirksame Ktgr. 60 / 61)

62 Zuschreibungen und sonstige Aufwendungen – Summe der Erträge 1.653.459.765 

63 Umlagewirksame Vermögensaufwendungen 288.873 Di� erenz bei der Kommunalen 
Unfallversicherung Bayern

635.837 

64 Beitragsausfälle 29.904 

65 Beitragsnachlässe 1.477.572 

66 Verluste durch Wertminderung der Aktiva und 
Wertsteigerung der Passiva

– 

67 Zuführungen zu den Vermögen 47.511.064 

69 Sonstige Aufwendungen 2.510.399 

Insgesamt 51.817.813 

Kontenklasse 7

70 Gehälter und Versicherungsbeiträge 133.299.453 

71 Versorgungsbezüge, Beihilfen usw. 10.109.750 

72 Allgemeine Sachkosten der Verwaltung 10.571.729 

73 Bewirtscha� ung und Unterhaltung der Grund-
stücke, Gebäude, techn. Anlagen und beweg-
lichen Einrichtung

22.282.190 

74 Aufwendungen für die Selbstverwaltung 1.189.957 

75 Vergütungen an andere für Verwaltungsarbeiten 11.108.922 

76 Kosten der Rechtsverfolgung 1.610.296 

77 Gebühren und Kosten der Feststellung der Entschä-
digungen

250.457 

78 Vergütungen für die Auszahlung von Renten 277.328 

79 Vergütungen an andere für den Beitragseinzug 801.211 

Insgesamt 191.501.293 

Summe der umlagewirksamen Aufwendungen 1.654.095.602 Summe der umlagewirksamen Erträge 1.654.095.602 

Umlagebeitrag 1.320.375.980 
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Abbildung 2: Aufwendungen 2012
Insgesamt: 13.363.828.095 Euro

Die Aufwendungen bei den gewerblichen 
Berufsgenossenscha� en sind höher 
als das Umlagesoll, da Letzteres nach 
Saldierung mit den Erträgen und ohne 
umlageunwirksame Konten ermittelt wird.

●  Finanzielle Kompensation 
(41,9 %) 

● Rehabilitation (28,9 %)
●  Zuführungen zu den Vermögen 

u.a.* (11,6 %)
● Verwaltung (9,9 %)
● Prävention (7,6 %)
● Verfahren (0,1 %)

Quelle: DGUV

10 Au� ringung der Mittel 
Die Aufwendungen der Unfallversiche-
rungsträger im aktuellen Berichtsjahr 
sind in Abbildung 2 anteilig dargestellt.

Das Finanzierungsverfahren unterschei-
det sich im Bereich der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften strukturell von 
demjenigen im Bereich der Unfallversi-
cherungsträger der öffentlichen Hand. 
Aus diesem Grunde ist beiden Bereichen 
hier ein eigener Abschnitt gewidmet. Die-
ser enthält jeweils auch eine Überblicks-
darstellung der Aufwands- und Ertrags-
rechnung.

10.1 Au� ringung der Mittel und 
Beitragssatz im Bereich der gewerb-
lichen Berufsgenossenscha� en
Das Umlagesoll für 2012 beläuft sich auf 
10,599 Milliarden Euro und ist damit um 
289 Millionen Euro beziehungsweise um 
2,8 Prozent höher als im Vorjahr. Das bei-
tragspfl ichtige Entgelt ist um 5,5 Prozent 
auf 816,7 Milliarden Euro gestiegen. Der 
durchschnittliche Beitragssatz ist gegen-
über dem Vorjahr gesunken und beträgt 
1,30 Prozent. 

Anders als in den übrigen Zweigen der ge-
setzlichen Sozialversicherung, in denen in 
den vergangenen Jahrzehnten zum Teil 
erhebliche Beitragsanstiege zu verzeich-
nen waren, weist der durchschnittliche 
Beitragssatz der gewerblichen Berufs-
genossenschaften in der langjährigen 
Entwicklung eine hohe Stabilität auf. 
Dementsprechend ist der Anteil dieses 

Beitragssatzes am Gesamtsozialversiche-
rungs-Beitragssatz von 5,0 Prozent im Jahr 
1970 auf 3,14 Prozent im Berichtsjahr 2012 
gesunken.

Die Finanzmittel für die Durchführung 
der gesetzlichen Aufgaben der gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften werden 
nach Ablauf eines Geschäftsjahres nach-
träglich von den Unternehmern in der ge-
werblichen Wirtschaft im Umlageverfah-
ren aufgebracht. Die Aufwendungen sind 
höher als das Umlagesoll, welches die Un-
ternehmer in der gewerblichen Wirtschaft 
als Beitrag zur gesetzlichen Unfallversi-
cherung aufzubringen haben. Die Berufs-
genossenschaften erwirtschaften näm-
lich auch Einnahmen wie zum Beispiel 
Regresseinnahmen, die zunächst einen 
Teil der Aufwendungen decken, sodass 
nur noch die Diff erenz umgelegt werden 
muss. Dies ist übersichtlich dargestellt 
in Tabelle 14, die als zusammenfassende 
Abschlussübersicht die gegliederte Dar-
stellung aller umlagewirksamen Aufwen-
dungen und Erträge sowie das daraus re-
sultierende Umlagesoll enthält. 

Der Anteil des einzelnen Unternehmers an 
diesem Umlagesoll richtet sich zunächst 
nach dem beitragspfl ichtigen Entgelt in 
seinem Unternehmen; darunter sind die 
Arbeitsentgelte der abhängig Beschäftig-
ten sowie die Versicherungssummen der 
versicherten Unternehmer zu verstehen. 
Darüber hinaus erfolgt eine Einstufung 
des Unternehmens nach dem Gefahrtarif 
aufgrund der generellen Unfallgefahr in 

diesem Gewerbezweig. Zusätzlich setzen 
die gewerblichen Berufsgenossenschaf-
ten Beitragszuschläge und -nachlässe 
fest, deren Höhe sich nach Zahl, Schwe-
re und Kosten der Arbeitsunfälle (ohne 
Wegeunfälle) im einzelnen Unternehmen 
richtet. Diese Zuschläge und Nachlässe 
geben dem Unternehmer einen wirtschaft-
lichen Anreiz, möglichst eff ektiv Unfälle 
zu verhüten. 

10.2 Au� ringung der Mittel im 
Bereich der Unfallversicherungs-
träger der ö� entlichen Hand
Die Unfallversicherungsträger der öff entli-
chen Hand fi nanzieren sich in erster Linie 
aus Beiträgen der Kommunen, Landkreise,
Länder und des Bundes. Die Beiträge wer-
den dabei durch Haushaltsplanung er-
rechnet. Die Höhe der Beiträge richtet sich 
nach der Zahl der Einwohner, Versicher-
ten oder den Arbeitsentgelten. Die zusam-
menfassende Abschlussübersicht der Auf-
wendungen und Erträge ist in Tabelle 15
synoptisch dargestellt. ●

Autoren
Barbara Lipka
Referat Statistik – Makrodaten, 
Arbeits- und Schülerunfälle, DGUV
E-Mail: barbara.lipka@dguv.de

Kurt Scherer
Leiter Referat Statistik – Makrodaten, 
Arbeits- und Schülerunfälle, DGUV
E-Mail: kurt.scherer@dguv.de

41,9 %

28,9 %

0,1 %

7,6 %

9,9 %

11,6 %
*  Eine Pflicht, Rücklagen zu bilden, besteht für 

die Unfallversicherungsträger der ö� entlichen 

Hand nicht.
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Eine Verkehrsgefahr, die sich erst und allein aus der unversicherten Tätigkeit des Alkoholgenusses ergibt, 
erö� net schon nicht den Schutz der Wegeunfallversicherung.

Streitig war – im Rahmen von Hinterbliebenenleistungen –
die Anerkennung eines Wegeunfalls. Der Versicherte war 
bei einem Verkehrsunfall getötet worden (ohne Fremdein-
wirkung, Abkommen von der Straße, nicht angeschnallt). 
Es wurde bei ihm eine Blutalkoholkonzentration (BAK) von 
2,2 Promille festgestellt. Mängel am Fahrzeug gab es nicht; die 
Straßenverhältnisse waren in Ordnung. Unter Hinweis auf die 
absolute Fahruntüchtigkeit lehnte die Unfallversicherungs-
trägerin einen Wegeunfall ab. Dagegen wandten die Kläger 
ein, im Ergebnis sei der Alkoholkonsum dem Arbeitgeber zu-
zurechnen, sodass es sich doch um einen versicherten Wege-
unfall gehandelt habe.

Das Bundessozialgericht hat einen versicherten Wegeunfall 
verneint. Damit hat es im Ergebnis wie das Landessozialge-
richt entschieden (vgl. DGUV Forum 10 / 11, S. 40), jedoch mit 
völlig anderer Begründung. Das Landessozialgericht hatte we-
gen der überragenden Bedeutung der unversicherten Mitur-
sache des alkoholbedingten Leistungsabfalls die Unfallkau-
salität abgelehnt. Nach Auff assung des Senats war dies hier 
aber unerheblich. Die Einwirkung auf den Versicherten habe 
nämlich nicht auf einer dem Schutzbereich der Wegeunfall-
versicherung unterfallenden, sich aus dem versicherten Zu-
rücklegen des Weges ergebenden Gefahrenquelle beruht. Es 
habe sich keine solche Verkehrsgefahr verwirklicht, sodass 
schon deshalb für die rechtliche Zurechnung der Einwirkung 
auf den Versicherten zur versicherten Verrichtung kein Raum 
gewesen sei. Aus diesem Grunde komme es daher überhaupt 
nicht darauf an, dass der Versicherte wegen Alkoholgenusses 
absolut fahruntüchtig gewesen sei.

(Urteil des Bundessozialgerichts vom 13.11.2012 – 
B 2 U 19 / 11 R – UV-Recht Aktuell 05 / 2013, S. 251–263)§

Wegeunfall

Nach Auff assung des Landessozialgerichts hat der Kläger 
vorliegend einen Entschädigungsanspruch nach § 198 Abs. 1 
Satz 1 GVG. Hiernach werde derjenige angemessen entschä-
digt, der infolge unangemessener Dauer eines Gerichtsver-
fahrens als Verfahrensbeteiligter einen Nachteil erleide. Die 
Dauer des zu beurteilenden Gerichtsverfahrens vor dem So-
zialgericht Marburg und vor dem Hessischen Landessozial-
gericht sei unangemessen gewesen. Das Verfahren sei von 
keiner herausgehobenen Schwierigkeit gewesen, da hin-
sichtlich der von der Unfallversicherungsträgerin abgelehn-
ten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben allein die Vor-
aussetzungen einer Anspruchsgrundlage (§ 35 Abs. 1 SGB VII 

in Verbindung mit §§ 33 ff . SGB IX) zu prüfen gewesen seien. 
Der Rechtsstreit sei für den Kläger nicht von nachrangiger, 
aber auch nicht von herausgehobener Bedeutung gewesen. 
Der Entschädigungsregelung unterliege nur die Dauer des 
Gerichtsverfahrens, nicht auch des Widerspruchsverfahrens. 
Bei der Bewertung der relativen Verfahrensdauer der maß-
geblichen Verfahrensabschnitte in der ersten Instanz ergebe 
sich vorliegend eine Verzögerung von acht Monaten. In der 
zweiten Instanz ergebe sich eine dem beklagten Land zuzu-
rechnende Verzögerung von vier Monaten. Auch im Rahmen 
der in einem zweiten Schritt anzustellenden umfassenden 
Würdigung der Gesamtverfahrensdauer sei hier von einer 
Unangemessenheit von insgesamt einem Jahr auszugehen. 
Der Kläger habe daher vorliegend einen Entschädigungs-
anspruch in Höhe von 1.200,00 Euro nach § 198 Abs. 2 Satz 
3 GVG (Revision eingelegt).

(Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 
06.02.2013 – L 6 SF 6 / 12 EK U –, UV-Recht Aktuell 
08 / 2013, S. 496–516)

§

Zur Frage der Entschädigung wegen unangemessener Dauer eines sozialgerichtlichen Verfahrens auf dem Gebiet der 
gesetzlichen Unfallversicherung (Verzögerung von einem Jahr bei einer Dauer von sieben Jahren elf Monaten und einem Tag 
in zwei Instanzen). 

Sozialgerichtsverfahren

Kontakt: Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 
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Moderne Informations- und Kommuni-
kationstechnologien wie Smartphones 
prägen zunehmend das Arbeitsleben. Sie 
ermöglichen eine ständige Erreichbarkeit 
der Beschäftigten auch außerhalb der 
eigentlichen Arbeitszeit. Die Initiative 
Gesundheit & Arbeit (iga) hat sich in ei-
nem Projekt der Thematik angenommen. 
Durch die Auswertung von wissenschaft-
lichen Studien, Experteninterviews und 
eine ergänzende Unternehmensbefragung 
wurden vorhandene Erkenntnisse zusam-
mengetragen. Im Mittelpunkt standen da-
bei folgende Fragen:

• Wie verbreitet ist das Phänomen der 
ständigen Erreichbarkeit im Arbeits-
leben?

• Welche möglichen Auswirkungen 
auf die Gesundheit sind mit ständiger 
Erreichbarkeit verbunden?

• Welche Erkenntnisse bezüglich eines 
empfehlenswerten Umgangs mit stän-
diger Erreichbarkeit in Unternehmen 
liegen vor?

Der iga-Report 23 „Auswirkungen von 
ständiger Erreichbarkeit und Präventi-
onsmöglichkeiten“ präsentiert die Ergeb-
nisse, liefert einen Überblick über den 
Stand der Wissenschaft und identifi ziert 
Maßnahmen für einen guten Umgang in 
der Praxis. Der Report kann kostenfrei 
auf der Homepage der iga herunterge-
laden werden unter www.iga-info.de > 
Veröff entlichungen > iga-Reporte.

Die Berufsgenossenschaft 
Energie Textil Elektro Medie-
nerzeugnisse (BG ETEM) hilft 
beim sicheren Start ins Be-
rufsleben: Vom 1. Juli bis zum 
31. Oktober 2013 erhalten BG 
ETEM-Mitgliedsbetriebe, die 
einen oder mehrere Auszubil-
dende einstellen, ein kostenlo-
ses Medienpaket. Zur Auswahl 
stehen Medienpakete zu den Themen 
Feinmechanik / Arbeiten an Maschinen, 
Elektrohandwerke / elektrotechnische In-
dustrie, Energie- und Wasserwirtschaft, 
Druck und Papierverarbeitung, Mode 
und Textil sowie Büro / Verwaltung. Alle 
sechs Pakete enthalten praxisnahe, an-
schauliche Informationen zu den grund-
legenden Aspekten der Arbeitssicher-
heit. Neben Aktionsplakaten für einen 
starken Rücken und Broschüren gehören 
dazu beispielsweise auch DVD-ROMs mit 

Informationsmodulen etwa 
zu den Themen elektrischer 
Strom, hoch gelegene Arbeits-
plätze, Lärm oder Verkehrssi-
cherheit.

Mitgliedsbetriebe der BG 
ETEM mit Auszubildenden 
fordern ihr kostenloses Me-
dienpaket ganz einfach im 

Internet an: www.bgetem.de (Webcode 
12822762).

Je Mitgliedsbetrieb wird im Aktionszeit-
raum ein Paket kostenlos abgegeben; 
weitere sind erhältlich zum Stückpreis 
von 10 Euro (Nicht-Mitgliedsbetriebe zah-
len 55 Euro je Paket zzgl. Versandkosten). 
Außerhalb des Aktionszeitraums kostet 
jedes Paket 10 Euro (Nicht-Mitgliedsbe-
triebe zahlen 55 Euro je Paket zzgl. Ver-
sandkosten).
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Kostenloses Medienpaket für Berufsstarter 

Auswirkungen von ständiger Erreichbarkeit 
und Präventionsmöglichkeiten
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Die Schwerpunkte sind: Belastungen – Gefähr dungen – ErkrankungenBelastungen – Gefähr dungen – ErkrankungenBelastungen – Gefähr 

Das Buch: 

» Berücksichtigt Besonderheiten des Verkehrs auf der Straße, 
der Schiene, zu Wasser und in der Luft

» Vermittelt neue Erkenntnisse aus der Wissenschaft

» Liefert Handlungsanleitungen für die prak tische Anwendung

Weitere Informationen unter: www.universum.de/verkehrsmedizin
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Stress für Mensch und MaterialStress für Mensch und Material
Arbeiten in Leitstellen und Leitwarten bedeutet Arbeiten in Leitstellen und Leitwarten bedeutet 
meist außerordentlich langes und bewegungsarmes meist außerordentlich langes und bewegungsarmes 
Sitzen. Die Folge: Verspannungen, mehr Stress, Sitzen. Die Folge: Verspannungen, mehr Stress, 
Konzentrationsverlust. Und auch die Belastung für Konzentrationsverlust. Und auch die Belastung für 
die Stühle ist durch den Dauerbetrieb bis zu 7x so die Stühle ist durch den Dauerbetrieb bis zu 7x so 
groß wie im normalen Büroalltag.groß wie im normalen Büroalltag.

Komfort und StabilitätKomfort und Stabilität
Unser Konzept beruht auf zwei Säulen: Wir haben Unser Konzept beruht auf zwei Säulen: Wir haben 
Sitzkomfort und Langlebigkeit eines modernen Sitzkomfort und Langlebigkeit eines modernen 
Fahrzeugsitzes mit den Erkenntnissen ergono-Fahrzeugsitzes mit den Erkenntnissen ergono-
mischen Sitzens im Büro zusammengeführt. Das mischen Sitzens im Büro zusammengeführt. Das 
Ergebnis: langes Sitzen ohne Verspannungen und Ergebnis: langes Sitzen ohne Verspannungen und 
mehr Wohlbefinden bei der Arbeit – für viele Jahre.mehr Wohlbefinden bei der Arbeit – für viele Jahre.

Nicht nur für LeitstellenNicht nur für Leitstellen
Hervorragender Sitzkomfort ist kein Luxus. Jeder, Hervorragender Sitzkomfort ist kein Luxus. Jeder, 
der bei seiner Arbeit lange konzentriert am Com-der bei seiner Arbeit lange konzentriert am Com-der bei seiner Arbeit lange konzentriert am Com-der bei seiner Arbeit lange konzentriert am Com-
puter sitzen muss, weiß, dass ein unkomfortabler puter sitzen muss, weiß, dass ein unkomfortabler 
Stuhl auf Dauer ein zusätzlicher Stressfaktor ist. Stuhl auf Dauer ein zusätzlicher Stressfaktor ist. 
Ein Stuhl von StolComfort hilft Ihnen diesen Stress Ein Stuhl von StolComfort hilft Ihnen diesen Stress 
zu vermeiden.  Auch wenn Sie nicht in einer Leit-zu vermeiden.  Auch wenn Sie nicht in einer Leit-
stelle arbeiten.

365 TAGE
3 SCHICHTEN
1 STUHL

Telefon 05261 / 288 97 00 
Fax 05261 / 288 97 29
E-Mail info@stolcomfort.com
Internet www.stolcomfort.com

Gratis anfordern:
Broschüre „Gesundes Sitzen“
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